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Präsident Miklas eröffnet die Sitzung um 11 Uhr

25 Min. vorm, und erklärt das Protokoll über die

Sitzung vom 21. Oktober für genehmigt.

Eine dringliche Anfrage Smitka an den

Minister für soziale Verwaltung, betr. die Alters-

und Invaliditätsversicherung der Arbeiter, lautet:

„Während der Geietzgebungsperiode des ersten

Nationalrates ist von den bürgerlichen Parteien und

von der Bundesregierung selbst die Beratung des

sozialdemokratischen Antrages über die Einführung

der Alters- und Invaliditätsversicherung der Arbeiter,

ja sogar die Regierungsvorlage über denselben

Gegenstand hintertrieben worden. Im September

vorigen Jahres gab Minister Schmitz die Erklärung

ab, ,daß diese Regierung entschlossen ist, mit größtem

Eifer und mit der größten Beschleunigung die Um¬

arbeitung der Vorlage durchzinühren und die neue

Vorlage so rasch als möglich dem hohen Haus

vorzulegerst. Der Bundeskanzler selbst stellte in

seiner Programmrede am 21. November v. I. die

Einbringung dieser Vorlage in Aussicht.

In welchem Sinne das deutsche Wort schleunig'

im vorigen Jahre vom Bundesminister Schmitz

gebraucht worden ist, ist noch heute nicht klar« Im

Einverständnis mit ihm haben zwar die Mehrheits¬

parteien bisher die Beratung des in dieser Gesetz¬

gebungsperiode eingebrachten sozialdemokratischen

Antrages ans die Einführung der Alters- und

Jnvaliditätsversicherung zurückgestellt, sein Ministerium

aber studiert nach den mehr als zwei Jahrzehnte

langen amtlichen Vorstudien noch immer erst an

den Grundzügen, die für die neue Vorlage maß¬

gebend sein sollen. Die von Zeit zu Zeit erfolgten

Mitteilungen des Bnndesministers über diese Grnnd-

züge sind jedoch geeignet, größte Beunruhigung zu

wecken. Manches von dem, was da ausgestellt wird,

erscheint von vornherein für die Arbeiterschaft

unannehmbar, anderes unzweckmäßig, wieder anderes

geradezu undurchführbar. Es entsteht der Eindruck,

als ob das Ministerium vor lauter Vorarbeiten gar

nicht zur Ausarbeitung eines brauchbaren Entwurfes

kommen werde, während gleichzeitig unter Berufung

auf diese Vorarbeiten die Verhandlung des im

Nationalrat bereits längst eingebrachten sozial¬

demokratischen Antrages hintangehaltcn werden soll.

Es entspricht demokratischen Grundsätzen, wenn

bei der Schaffung einer großen Gesetzesvvrlage, wie

sie die Alters- und Jnvaliditätsversicherung der

Arbeiter ist, die Interessenten rechtzeitig Gelegenheit

haben, den Inhalt der Regierungsvorlage mitzu-

best'immen. So hat man es auch bei der Schaffung

des neuen Zolltarifs gehalten. Seiner parla¬

mentarischen Einbringung gingen gründliche Ver¬

handlungen zwischen der Regierung und den Ver-

tretlingen der Industrie und der Landwirtschaft

voran, in denen, soweit es überhaupt möglich war,

von der Regierung eine Übereinstimmung der

Meinungen gesucht, ja sogar Vereinbarungen zwischen

der Regierung und den Jntereffentengruppen zustande

gekonimen sind.

Die Alters- und Jnvaliditätsversicherung ist für

die Arbeiterschaft, die zahlreichste Bevölkcrungsschichte

der Republik, nlindestens in dem Maße eine Lebens¬

frage, wie sie der Zolltarif für die Industrie und

die Landwirtschaft gewesen ist. Es ist daher nur

recht und billig, wenn ihr die Möglichkeit geboten

wird, durch ihre gesetzliche Jutereffenvertretung, durch

die Kammern für Arbeiter und Angestellte, schon

an der Ausarbeitung und Fertigstellung der Vorlage

aktiv mitznwirken. Die Schaffung einer legislativen

Kommission, zusammengesetzt in gleichem Maße aus

Vertretern der Regierung und der gesetzlichen

m
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Berufsvertretung der Arbeiterschaft, wäre geeignet, auf

Grund der jahrzehntelangen Vorarbeiten und des dem

Parlament bereits vorliegenden Antrages die rasche Voll¬

endung einer brauchbaren Vorlage zu gewährleisten.

Die Gefertigten richten daher an den Herrn Bundes¬

minister für soziale Verwaltung die Frage:

Sind Sie bereit, die Ausarbeitung des Entwurfes

über die Alters- und Jnvaliditätsversicherung der

Arbeiter einer legislativen Kommission, bestehend

gleichermaßen aus Vertretern der Regierung und der

gesetzlichen Interessenvertretung der Arbeiterschaft zu

Übertragerl, die unter Verwendung der im Parlament

und im Ministerium geleisteten Vorarbeiten ihre Auf¬

gabe spätestens bis Ende dieses Jahres zu erfüllen hat?

Smitka, Muchitsch, Weiser, Sever, Scheibein, Eisler,

Ellenbogen, Witzany, Ebner, Widholz, A. Bauer,

Tuller, Gabriel, Skaret, Tomschik, Meißner, Mayrhofer,

Zelenka, Pick, Hueber, Bretschneider, Pölzer."

Es wird zur T. O. übergegangen. Erster Punkt

der T. O. ist die 1. Lesung der Regierungsvorlage

über das Bundesfinanzgesetz für daLJahr 1925 (B. 203).

Dr. Eisler: Hohes Haus! An der Rede, mit der

der Herr Bundesminister für Finanzen den Voranschlag

für das Jahr 1925 vorgelegt hat, war wohl nur das

bemerkenswert, was der Herr Bundesminister uns

nicht gesagt hat. Es dürfte noch niemals in einer

absichtlich so inhaltslosen Weise, noch dazu in einer

Zeit, in der Aufklärung so notwendig gewesen wäre,

ein Voranschlag vorgelegt worden sein. Der Bundes¬

minister für Finanzen hat uns eine Einführung in den

Voranschlag gegeben, die für Analphabeten bestimmt

war. Er hat uns zum Lesen der Seitenzahlen angeleitet.

Aber was wir von ihm hören wollten, war nicht, ein

Führer durch die Seiten des Voranschlages, sondern

was wir von ihm beantwortet haben wollten, das waren

die vielen dringenden Fragen, die heute unser ganzes

politisches und wirtschaftliches Leben bewegen. Und

auf alle diese Fragen ist uns der Herr Bundesminister

für Finanzen jede Antwort schuldig geblieben. Nun

kann man sich natürlich auf den Standpunkt stellen,

die Regierung sei nicht verpflichtet, bei diesem Anlasse

mehr zu sagen, als ihr beliebt, aber wir glauben, daß

die Vorlage des Voranschlages zugleich auch die Geltend¬

machung eines Anspruches auf Vertrauen ist und daß

derjenige, der das Vertrauen der Volksvertretung

beansprucht, uns Rede und Antwort stehen muß über

alles, was augenblicklich für die Bevölkerung von

entscheidender Bedeutung ist. Der Herr Bundesminister

für Finanzen hat uns mit keinem Worte gesagt, wie

die Regierung der furchtbaren Wirtschaftskrise gegen¬

über Vorsorgen treffen will; er hat uns mit keinem

Worte gesagt, wie die Regierung für jene Schichten

der Bevölkerung sorgen will, die sich zum Teil infolge

der Wirtschaftskrise, zum Teil infolge der furchtbaren

Teuerung in einer unerträglichen Notlage befinden;

er hat uns aber auch über die zahllosen wirtschaftlichen

Fragen, die jetzt den Staat erschüttern, nicht ein Wort

der Aufklärung gegeben, sondem sich mit Ziffem befaßt,

die ohnedies, solange die Erläuterungen zu ihnen fehlen,

kaum jemand verstehen kann. Gewiß, unser Urteil

über diesen Voranschlag bedarf nicht erst einer besonders

gründlichen Prüfung. Wir haben von der heutigen

Regierung nicht einen Voranschlag erwartet, der etwa

aus einem anderen Geiste geboren ist, als aus dem Geiste,

der der Geist dieser Regierung ist, aus dem Klassen¬

geiste; denn es gab kaum jemals eine Regierung, die

in ihrer ganzen Führung, aber auch in jedem Verwal¬

tungsakte so ausschließlich Klassenregierung war, wie

die Regierung Seipel. Infolgedessen mußte der Vor¬

anschlag das typische Beispiel eines Voranschlages sein,

den man nur Klassenbudget nennen kann.

Es ist schon heute in der „Arbeiter-Zeitung" eine Gegen¬

überstellung der Ziffem erschienen, die die Lasten, die

den Besitzenden auferlegt werden, und die Lasten, die

den Besitzlosen, den breiten Massen, zugemutet werden,

darstellen. Aber nicht nur die absoluten Ziffern sind

so charakteristisch, sondem entscheidend ist, daß das

Mißverhältnis zwischen dem Anteil der Massensteuem

und dem Anteil der Besitzsteuem an dem Gesamt¬

budget im heurigen Voranschläge noch größer geworden

ist und daß ebenso das Verhältnis der beiden Belastungen

zueinander sich zuungunsten der Steuem der Besitz¬

losen verschoben hat. Noch im vorigen Jahre betrugen

die Besitzsteuem 43 Prozent des Gesamtbetrages der

Massensteuem. Dieser Anteil ist heuer auf 40 Prozent

zurückgegangen.

Der Rückgang der Besitzsteuem wird damit begründet,

daß uns der Herr Bundesminister für Finanzen sagt,

es müssen im Interesse der Wirtschaft Steuererleichte¬

rungen geschaffen werden. Man versteht bei manchen

dieser Steuererleichterungen, daß wirtschaftliche Gründe

dafür sprechen. Aber das Mitleid, das die Finanz¬

verwaltung den Besitzenden entgegenbringt, schweigt

sofort, wenn es sich um die Besteuerung der Besitz¬

losen handelt. Es ist bis jetzt wenigstens vom Herrn

Bundesminister für Finanzen mit keinem Worte

angedeutet worden, ob er dem leidenschaftlichen Ver¬

langen derjenigen, die sagen: in der Zeit der Brot¬

teuerung kann man keinen Mehlzoll, kann man keine

Warenumsatzsteuer auf Mehl und Brot bezahlen,

Rechnung tragen will. Nach unserer Meinung aber

ist die Reduktion der Brotsteuem in diesem Augenblick

tausendmal dringender als die Reduktion der Körper¬

schaftssteuer und der Valutenumsatzsteuer. (Lebhafte

Zustimmung.) Der Herr Bundesminister für Finanzen

hatte manches Wort des Trostes für die beunruhigten

Bankdirektoren und für die beunruhigten Verwaltungs¬

räte von Aktiengesellschaften; für die tausende Arbeits¬

losen, .für die Hunterttausende hungernden Menschen

hatte er kein Wort des Trostes und kein Wort des Ver¬

sprechens, daß die Lasten, die ihnen der Staat auferlegt,

gemildert werden sollen. Ich wiederhole: Ter Vor¬

anschlag ist ein Voranschlag, der das Gepräge trägt,

das ihm die Klassenregierung Seipel verliehen hat.
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Wenn wir einen Trost in diesem Voranschlag gesucht

haben, so war es die Aufklärung über die Investitionen,

die die Regierung in Aussicht nimmt, über jene soge¬

nannten produktiven Arbeiten, die den Menschen

draußen Arbeitsgelegenheit und Existenzmöglichkeit

schassen sotten. Der Herr Bundesminister für Finanzen

hat erklärt, damit ja kein Mißverständnis entstehe,

vermeide er die Vorlage eines besonderen Jnvestitions-

budgets. Das sei eine Frage, die er nur mit dem Völker¬

bund auszumachen habe, denn nur ihm habe er nach¬

zuweisen, daß es sich um produktive Investitionen

handelt, daß heißt um solche, welche nach den in Genf

getroffenen Abmachungen im Rahmen der 50 Millionen

Goldkronen Platz finden können. Der Grund, der diese

Nachweisung dem Völkerbund gegenüber notwendig

macht, ist ein formaler Grund, der durchaus berechtigt

sein mag. Aber uns gegenüber entspringt die Ver¬

pflichtung, über diese Investitionen so rasch als möglich

klare Antwort zu geben, einem moralischen und wirt¬

schaftlichen Grund, der tausendmal schwerer wiegt

als die formalen Gründe, die der Völkerbund in Anspruch

nehmen kann. Denn aus diese Investitionen warten

augenblicklich mindestens 500.000 Menschen in Österreich,

die Arbeitslosen mit ihren Frauen und Kindern,

die wissen wollen, ob ihnen wenigstens dieser Vor¬

anschlag eine leise Hoffnung auf Arbeit und Existenz

eröffnet.

Gewiß, es sind sogenannte Investitionen in diesem

Budget enthalten, aber es ist schwer, aus den einzelnen

Posten, auf die sie verteilt sind, bei dem Mangel jeder

Erläuterung, jeder näherer: Präzisierung und De¬

taillierung ein klares Bild zu erhalten. (Finanzminister

Dr. Kienböck: Die Detailhefte werden-kommen!)

Ich weiß es. Aber wenn wir da die Antwort mit einiger

Ungeduld verlangen und uns auch die Zeit bis zur

Vorlage der Erläuterungen zu lang ist, dann wird es

der Herr Bundesminister für Finanzen verstehen müssen,

denn das ist dasjenige, was uns an diesem Voranschläge

am allermeisten interessiert. Wir haben nie erwartet,

daß der Herr Bundesfinanzminister etwa einen Vor¬

anschlag vorlegt, der von sozialen Erwägungen geleitet

ist. Aber weil wir wußten, daß er uns Investitionen

bringt, so wollen wir auch wissen, worin eigentlich

diese Arbeiten bestehen und wieweit Arbeitskraft dabei

in Anspruch genommen werden wird.

Zu all dem, was allgemein über diesen Voranschlag

gesagt werden muß, kommen noch seine Mängel in

besonderen Fragen. Gewiß, der Herr Bundesminister

hat uns erst vor kurzem auf eine Anfrage, ob er im

Voranschlag für die Alters- und Jnvaliditätsversicherung

eine Vorsorge treffen werde, gesagt, er könne den

Voranschlag nur auf Grund der bestehenden Gesetze

aufbauen, alles andere habe in ihm keinen Platz.

Auch wenn das formell richtig ist, so wollen wir doch

bei der Einbringung eines Voranschlages für das Jahr

1925 hören, ob für gewisse dringende Bedürfnisse

im Laufe des Jahres und wie dafür gesorgt werden

soll. Die Frage der Alters- und Jnvaliditätsversicherung

wird heute das hohe Haus noch beschäftigen. Trotzdem

ist es nicht überflüssig, den Herrn Bundesminister bei

der Einbringung des Voranschlages nochmals zu fragen,

ob im Jahre 1925 im Voranschlag oder in den Aus¬

gaben, die tatsächlich gemacht werden sollen, auch die

Alters- und Jnvaliditätsversicherung berücksichtigt

wird und wie er im Laufe des Jahres dafür Platz

schaffen wird. Man muß den Herrn Bundesminister

auch fragen, ob die 40 Milliarden, die er dem Klein¬

rentnerfonds zuwendet, noch immer die endgültige

Lösung der Kleinrentnerfrage und der Frage der alten

Kronengläubiger darstellen sollen. Und der Herr

Bundesminister wird die sehr lebhaften Fragen, die

da nicht nur von uns, sondem auch von außen an ihn

gelangen, gar nicht zum Schweigen bringen können,

denn aus den: Budget erfahren wir, wie ungeheuer

die Summen sind, die einer kleinen Gruppe von alten

Staatsgläubigern zugewendet werden.

Der Herr Bundesminister hat in einer, sagen wir,

nicht allzu deutlichen Weise das Wort „Vorkriegs¬

schulden" zu umschreiben versucht und hat uns statt

des deutlichen Wortes „Vorkriegsschulden" mit etwas

weniger deutlichen Wendungen erklärt, warum der

im heurigen Budget vorkommende Betrag wieder

so hoch geworden ist. Aber über die Tatsache kommen

wir nicht hinweg, daß der Staat, das was er von den

Besitzenden an Steuern einhebt, ihnen an Zinsen wieder

zurückgibt, während er Leistungen an arme Gläubiger

des Staates nach wie vor verweigert und erklärt, dafür

die Mittel nicht aufbringen zu können. Wir haben also

ein Recht zu der Frage, ob diese 40 Milliarden das letzte

Wor: sind, das in dieser Frage gesprochen wird, oder

ob der Herr Bundesminister für Finanzen im Laufe

des Budgetjahres noch andere Mittel für diesen Zweck

freimachen wird. Wir haben ein Recht zu der Frage,

ob die Rechtslage, in die heute die Pensionisten, nament¬

lich die Altpensionisten, versetzt wurden, eine Rechts¬

lage ist, die sich der Herr Bundesminister für Finanzen

als dauernd vorstellt. Der Herr Bundesminister hat

unter den wenigen Abweichungen von der bloßen

Anführung von Ziffern, die er sich gestattet hat, sich den

Hinweis auf das ungewöhnlich hohe Pensionenbudget

erlaubt, die Kehrseite der sonderbaren Beamten¬

abbauaktion, die ja notwendig zu dieser grotesken

Zifferngegenüberstellung führen mußte. Aber mit der

absoluten Höhe dieses Betrages ist das Unrecht, das

j zweifellos einer großen Gruppe von Pensionisten

zugefügt wurde, nicht gutgemacht, und es ist ja bei der

Stin'.mung und, wie man annehmen muß, auch der

Auffassung, die bei allen Parteien über diese Frage

herrscht, wohl ganz ausgeschlossen, daß damit das letzte

Wort gesprochen ist und daß eine Korrektur des Un¬

rechtes, das den Pensionisten zugefügt wurde, überhaupt

nicht erfolgen soll.

Alles das sind Fragen, auf die der Voranschlag jede

Antwort schuldig bleibt. Ich habe mir in der kurzen
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Zeit die Mühe genommen, diejenigen Titel, die Wohl¬

fahrtseinrichtungen und Einrichtungen im Interesse

von Kulturinstituten berühren, durchzusehen, und ich

habe gefunden, daß sich in allen diesen Richtungen das

Bundesministerium für Finanzen nicht übermäßig

angestrengt hat, sondern daß da überall sehr armselige

Dotierungen Vorkommen, daß bei einer Reihe von

Titeln solcher Art entweder die gleichen Beträge, das

heißt praktisch, nach dem Kauswerte des Geldes aus¬

gedrückt, erheblich niedrigere Beträge eingestellt sind

oder sogar absolut geringere Beträge, und nur hie und

da kommt man aus neue Posten, für die man aller¬

dings schwer eine Aufklärung findet. Ich habe das

ganze Unterrichts und Kunstbudget durchgesehen und

nicht gefunden, daß da das Finanzministerium irgend¬

etwas von den vielen Wünschen, die in dieser Richtung

geäußert werden, berücksichtigt hätte. Ein einziger

neuer Posten für Ehrenpensionen ist ausgenommen;

eS wäre vielleicht nicht uninteressant zu wissen, was

das für eine neue Einrichtung ist und wem sie zugute

kommen soll. Aber im ganzen ist die allgemeine Beur¬

teilung des Budgets, die ich mir erlaubt habe, wohl

das Beste, was man diesem Voranschläge nachsagen

kann.

Vollständig unterlassen hat der Herr Bundesminister

für F'nanzen jedes Wort über Fragen wirtschaftlicher

Art, über Fragen politischen Charakters, und da muß

es uns schon erlaubt sein, die Beratung des Budgets

zum Anlasse zu nehmen, um wieder einmal die un¬

erträglichen Formen, in denen sich heute die Ver¬

waltung und die Rechtspflege bewegen, festzustellen

und damit unseren Entschluß, dem Voranschläge unsere

Zustimmung zu verweigern, gleich bei Beginn seiner

Beratung zu begründen.

Wir bringen, das ist ja nichts Neues, der Regierung

und den einzelnen Ressorts dieser Regierung, ein so

unbegrenztes Mißtrauen entgegen, daß wir selbst¬

verständlich unseren Entschluß, das Budget abzulehnen,

gar nicht erst sonders rechtfertigen müßten. Aber wir

können bei der Beratung des Budgets nicht unterlassen,

immer wieder festzustellen, daß von Tag zu Tag mehr

die Verwaltung Formen annimmt, die sie immer mehr

zu einem Exekutivorgan der regierenden Parteien

machen und die immer mehr und mehr die Verwaltung

und Rechtspflege von ihrer eigentlichen Funktion, in

objektiver Weise der ganzen Bevölkerung zu dienen,

entfernen. Ich will mich heute auf Details absolut

nicht einlassen und ich will namentlich nicht, wie wir

es in früheren Jahren bei ähnlichen Gelegenheiten

getan haben, einzelne Fälle von Verfolgungen sozial¬

demokratischer Vertrauensmänner in der Verwaltung,

von der Sabotage aller im Interesse der Freiheit der

Angestellten des Staates und der öffentlichen Körper¬

schaften geschaffenen Einrichtungen anführen. Ich

will das vor allem deshalb rächt tun, weil wir uns in

den früheren Jahren überzeugt haben, daß die An¬

führung solcher Fälle nicht so sehr zu Abstellung solcher

Mißstände als zur Einleitung von Rachefeldzügen gegen

diejenigen führt, die wir hier als Beispiele einer solchen

Behandlung angegeben haben. Es ist geradezu skan¬

dalös, mit welcher systematischen Beharrlichkeit und

Gehässigkeit jeder Beamte, jeder Angestellte, dessen

wir uns hier annehmen, von seinen Vorgesetzten und

von der Zentralstelle bis zu seinem Hinausdrängen

aus dem Dienste schikaniert und verfolgt wird, und

es ist geradezu eine Gefahr geworden, derartige Einzel¬

fälle aufzuzeigen, denn das häßlichste Mittel, das in

solchen Fällen angewendet werden kann, die Rache

an unschuldigen Personen, ist gewöhnlich das Mittel,

mit dem derartige Beschwerden beantwortet werden.

(Hört! Hört!)

Ich habe im vorigen Jahre vor allem Beschwerden

der Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes geäußert

und es wird kein Mensch behaupten können, daß es

seitdem auf diesem Gebiete anders geworden sei. Im

Gegenteil. Die Schikanierung aller derjenigen Organe

des öffentlichen Sicherheitsdienstes, die nicht politisch

sich den bürgerlichen Parteien, der Reaktion verkauft

haben, hat die allergehässigsten Formen angenommen

und alle Veröffentlichungen darüber, alle öffentlichen

Beschwerden darüber haben bisher nichts daran geändert.

Man kann nur den Mut, man kann nur die aufrechte

Gesinnung der Tausende öffentlicher Angestellten

bewundern, die diesen Schikanen, die diesen Quälereien

nicht erliegen und trotz aller dieser Verfolgungen und

trotz aller Kaufpreise, die man ihnen für den Verrat

an ihrer Gesinnung anbietet, aufrechte Männer bleiben.

(Lebhafter Beifall.)

Ich möchte, um die Behandlung dieser Gruppe zu

charakterisieren, doch an einem einzigen und wirklich

nur an einem emsigen Falle das zeigen und dieser

Fall soll zeigen, von welch borniertem, gehässigem

Geiste diese Regierung dort erfüllt ist, wo sie glaubt,

es nicht mit verläßlichen klerikalen und monarchistischen

Leuten zu tun zu haben. Es hat die Gendarmerie¬

gewerkschaft, also eine Organisation, die den weitaus

größten Teil der österreichischen Gendarmerie ohne

Unterschied der politischen Parteizugehörigkeit der

einzelnen Person umfaßt, eine Wohlsahrtseinrichtung

schönster und sympathischester Art, ein Kurhaus in

Schallerbach, erbaut, mit einer Opferwilligkeit, die

geradezu bewundernswert ist. Die Gendarmerie¬

gewerkschaft hat nun, vielleicht in einer momentanen

Verblendung, sich getraut, von der Bundesregierung

einen Beitrag zu dieser Bundesangestellten, die einen

so schweren Dienst machen müssen, gewidmeten Wohl¬

fahrtseinrichtung zu verlangen. Es ist selbstverständlich,

daß die Bundesregierung einer Organisation, die den

Namen „Gewerkschaft" trägt, eine solche freche Bitte

rundweg abgelehnt hat. Sie wird doch nicht für ein

Erholungsheim von Menschen, die „Gewerkschaft"

heißen, einen Beitrag leisten. Die Gendarmen haben

darauf den Wunsch gehabt, eine Lotterie zu veranstalten,

die ihnen Mittel zur Förderung dieser Anstalt zuführen
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sollte. Sie haben sich um die Bewilligung dieser Lotterie

in erster Linie an die oberösterreichische Landesregierung

gewandt. Es wurde ihnen erklärt, von einer Bewilligung

könne gar keine Rede sein (Hört! Hört!)f denn das

Bundeskanzleramt habe erklärt, der Gendarmerie¬

gewerkschaft werde eine solche Bewilligung absolut

nicht gegeben. Nun, hohes Haus, wenn man etwa

glaubt, daß die Bewilligung solcher Lotterien in unserem

Staate oder gar in Oberösterreich so selten ist, so möchte

ich nur feststellen, daß mir ein Anteilschein an einer

Esfektenlotterie für die Heilanstalt Schallerbach der

Bundes- und Landesangestellten in Linz vorliegt,

daß also dasselbe, was die Gendarmen für sich verlangt

haben, anderen öffentlichen Angestellten, von denen

man allerdings vermutet, daß sie eine andere Farbe

tragen, ohne weiteres bewilligt wurde. Aber dasselbe

wurde zum Beispiel bewilligt auch der Freiwilligen

Feuerwehr der Marktgemeinde Gars, wurde bewilligt

dem Vereine Hauskrankenpflege, kurz, derartige

Effektenlotterien wurden im letzten Jahre allen mög¬

lichen ernst zu nehmenden Körperschaften, aber auch

allen möglichen Gschaftelhubern bewilligt. Den Gen¬

darmen wurde sie zur Förderung eines Kurhauses

grundweg verweigert.

Daraufhin sind die Gendarmen noch bescheidener

geworden. Wenn es mit einer Esfektenlotterie nicht

geht, dann werden sie Bausteine ausgeben. Das darf

bekanntlich bei uns jeder Taschenfeitelverein, der eine

Fahne enthüllt, wenn diese Fahne nur enthüllt wird

in Gegenwart des klerikalen Herrn Landeshauptmannes

und wenn es nur eine recht fromme Fahne ist. Die

Leute haben infolgedessen um die Bewilligung zur

Ausgabe von Bausteinen angesucht. Diese Baustein¬

aktion ist in Oberösterreich glatt verweigert worden und

infolgedessen wurde beim Wiener Magistrat darum

angesucht, weil man angenommen hat, daß die un¬

mittelbare Beeinflussung durch den Herrn Bundes¬

kanzler und den Herrn Vizekanzler dort nicht so wirksam

ist, wie bei der Landesregierung in Oberösterreich,

aber da haben die Gendarmen die Rechnung ohne

den Herrn Bundeskanzler gemacht, denn schon vorher

ist in den „Amtlichen Nachrichten für die Gendarmerie"

veröffentlicht gewesen, es sei dem Bundeskanzleramte

zur Kenntnis gekommen, daß die Gendarmen für

ihr Kurhaus beim Wiener Magistrate um die Bewilligung

zur Ausgabe von Bausteinen angesucht haben und es

werden schon jetzt die Dienststelle:: aufmerksam gemacht,

daß der Verkauf und Vertrieb- solcher Bausteine durch

Gendarmeriebeamte ohne besondere Bewilligung des

Bundeskanzleramtes, also auch wenn ihnen der Magistrat

das bewilligen sollte, nicht erlaubt sei. (Rufe: Unerhört!)

Warum sage ich das? Man mag mir, wie so oft, Vor¬

halten, daß ich mit einem gewissen Fanatismus der¬

artige Kleinigkeiten heraushebe, aber ich glaube, es

gibt nichts Aufreizenderes, als diese von dieser Re¬

gierung systematisch gezüchtete Rechtsungleichheit (So

ist es!), diese Unterwerfung jedes Menschen, der

verdächtigt ist, der Reaktion nicht mit Haut und Haaren

anzugehören, unter ein - Ausnahmsrecht. (Lebhafter

Beifall.)

Ich habe mir die Mühe genommen, mich einmal

zu erkundigen, ob man sonst den Gendarmen gegen¬

über bei der Erteilung von Bewilligungen oder der

Vornahme von Sammlungen u. dgl. so streng ist und

ich will aus dem Material, das mir zur Verfügung steht,

nur ein paar ganz charakteristische Fälle, um die Sache

nicht zu ausführlich zu machen, heranziehen. Ich

habe vor mir die amtlichen Verlautbarungen des Landes¬

gendarmeriekommandos von Niederösterreich und Steier¬

mark, in welchen die Gendarmen in Formen, die eine

freiwillige Beitragsleistung herbeiführen sollen, tat¬

sächlich aber einem Zwange gleichkommen, amtlich

zu Sammlungen für deutsche Gendarmerie- und

Landjägerpensionisten, beziehungsweise für ihre Witwen

und Waisen aufgefordert werden. Der österreichische

Gendarm darf für deutsche reaktionäre Gendarmen

sammeln, er wird sogar dazu gedrängt, für seine eigenen

kranken Kollegen darf er nicht sammeln, das verbietet

ihm das Bundeskanzleramt. (Rufe: Unerhört!) Es

wird die Beteiligung an den Sammlungen für die

Deutschlandhilfe amtlich den Gendarmen zur Pflicht

gemacht, eine Sache, die gewiß sehr sympathisch ist,

aber den unmittelbaren Interessen der Gendarmen

ferne steht und gewiß dem Belieben des Gendarmen,

der ein freier Staatsbürger ist, genau so zu überlassen

ist, wie den: Belieben jedes anderen Staatsangehörigen.

Aber das ist noch gar nichts. Ich habe eine amtliche

Verlautbarung aus Steiermark über Sammlungen

für das Spital der Barmherzigen Brüder vor mir,

gewiß sehr sympathisch; aber warum die Gendarmerie

für das Spital der Barmherzigen Brüder sammeln,

aber für ihr eigenes Standesspital nicht sammeln

dürfen, das ist mir räthselhaft. Ich habe vor mir eine amt¬

liche Verlautbarung über die Verpflichtung der Gen¬

darmen — und das beginnt schon interessanter zu

werden — zum Wirken für den Kameradschaftsbund

der steirischen freiwilligen Schützen. Hier werden die

Gendarmen amtlich zu Agitatoren für eine reaktionäre

Garde gemacht; das darf der Gendarm, das wird ihm

amtlich eingeschärft. Aber es geschieht da noch mehr.

Es heißt in diesen: amtlich mitgeteilten Aviso: „Die

Posten werden gebeten, ehemalige Angehörige dieser

genannten freiwilligen Schützenformation gelegentlich

der Patrouillengänge auf diesen Kameradschaftsbund

mit dem Hinweise aufmerksam zu machen, ihren Beitritt

dem Schriftführer des Bundes Dr. Halbedel in Graz,

Schulgasse 24, unter Angabe der genauen Adresse

anzugeben. Der Mitgliedsbeitrag beträgt 10.000 L."

(Hört! Hört!) Das heißt, den Gendarmen wird zur

Pflicht gemacht, für eine reaktionäre Veteranenver-

einigung im Dienste zu agitieren (Hört! Hört!), es

wird ihm zur Pflicht gemacht, was ihm sonst aufs

strengste verboten ist. Ich selbst habe vor Disziplinar¬

behörden — und sehr oft mit sehr geringem Erfolg —
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Gendarmen vertreten, die sich auf ihren Patrouillen¬

gängen für ihrer: eigenen Stand und ihre eigene Standes¬

organisation bemühten. Aber auch solche, die das außer¬

dienstlich getan haben, sind wiederholt schon diszipliniert

worden. Es wird ja jeder diszipliniert, der sich für seine

Organisation wo immer und wann immer zu betätigen

getraut. Aber der Gendarm, der da einen Verdächtigen

hopp nimmt, der hat offenbar die Verpflichtung, ihn

zuerst zu fragen, ob er vielleicht ein ehemaliges Mitglied

dieses steirischen Schützenkorps gewesen ist und ob er

nicht für alle Fälle, bevor er eingesperrt wird, noch rasch

dem Kaineradschaftsbund beizutreten gewillt sei. Denn

wie sonst der Gendarm Ohren und Augen für seine

Pflicht haben soll, wenn er die Leute mit der Agitation

für einen klerikalen Veteranenverein belästigen soll,

das versteht man nicht.

Ebenso liegt mir die amtliche Verlautbarung des

Landesgendarmeriekommandos Steiermark vor, mit

welcher mitgeteilt wird, daß die Leitung des „Eisernen

Korps" — was mag das wohl sein? — sich an die

Gendarmerie gewendet hat,- sie möge den Angehörigen

des Landes Steiermark, die zum größten Teil Angehörige

des ruhmreichen dritten Korps waren und entweder

in treuer Waffenbrüderschaft im Kampf für das Vater¬

land oder im Etappenbereiche ihren schweren Dienst

verrichteten, auffordern, die zu Pfingsten 1924 statt¬

findende Wiedersehensfeier dieses Korps nach Möglich¬

keit zu unterstützen. Der Herr Bundeskanzler, der der

oberste Leiter der Gendarmerie ist, der Herr Vize¬

kanzler, der der eigentliche spiritus rector ist, sind doch

nicht so naiv, daß sie nicht wüßten, was diese Grazer

Wiedersehensfeier zu* bedeuten hat. Sie wissen doch

ganz genau, daß das die frechste monarchistische Provo¬

kation war, die im Laufe des letzten Jahres vorgekommen

ist, daß man sie nach Graz verlegte, weil man sie in

Wien zu veranstalten sich nicht getraute, sie wissen,

daß es sich um einen Aufmarsch gehandelt hat, bei dem

die alten Generäle und Offiziere in ihren Uniformen

mit den alten Distinktionen aufmarschiert sind, eine

Feier, bei der nicht nur die großen monarchistischen

Reminiszenzen aufgefrischt, sondern bei der mon¬

archistische Kundgebungen veranstaltet wurden. Die Unter¬

stützung einer solchen monarchistischen Aktion ist Pflicht

des Gendarmen, sie wird ihm dienstlich aufgetragen.

Die Unterstützung seines Kurhauses, wo ein kranker

Gendarm ein paar Wochen Erholung von schwerer

Krankheit finden soll — im vorhinein wird da gesagt,

er solle nicht im Traum daran denken.

Es liegt mir eine amtliche Verlautbarung vor über

die Einladung zun: Bezüge von Kalendern der Ver¬

einigung „ehemaliger 9er Jäger". Was mag das wieder

für eine schöne Vereinigung sein und was mag in

diesem Kalender der 9er Jäger ungefähr für die Gen¬

darmen Wissenswertes drinnen stehen? Offenbar ist

das eine monarchistische reaktionäre Schrift, deren

Bezug den Gendarmen unter gar keinen Umständen

erspart bleiben soll. Weil die Kundschaft für einen 9er

8

Jäger-Kalender nicht sehr zahlreich sein dürfte, tvird

die arme Gendarmerie amtlich gepreßt, 9er Jäger-

Kalender zu kaufen.

Es liegt mir eine amtlich veröffentlichte Aufforderung

vor — zumeist sind das Kundmachungen —, ich muß

es mit Bedauern sagen, des Kommandos in Steiermark,

das noch immer den Ruhm hat, die treueste Einrichtung

der monarchistischen Agitation in Österreich zu sein,

einen Ruhm, den es sich ja gleich im Umsturz erworben

hat, in welcher die Gendarmen, wie es hier zart heißt,

aufinerksam gemacht werden, daß dem Beitritt der

Gendarmerieangehörigen zu den Kameradschafts-

Vereinigungen der ehemaligen Truppenkörper der

alten Armee keine Hindernisse entgegenstehen, da die¬

selben völlig unpolitisch sind. (Heiterkeit und Rufe:

Hört! Hört!) Wenn mir jemand erzählen wollte —

der Herr Vizekanzler wird sich doch wirklich raum ge¬

trauen, es zu tun—, daßdas nicht amtliche monarchistische

Propaganda ist (lebhafte Zustimmung), die die mon¬

archistischen Kampftruppen — und das sind ja diese

Vereine — durch die Zufuhr republikanischer Angestellter

kräftigen soll, dann weiß ich nicht, was der sich denkt.

Interessant für das böse Gewissen der Veranlasser

solcher Kundgebungen ist es, daß sie hineinschreiben:

die Vereinigungen sind völlig unpolitisch. Es hat sie

niemand gefragt.

Es liegt mir eine amtliche Verlautbarung vor, nach

welcher „die Vereinigung der Angehörigen der ehe¬

maligen Pionier-, Genie- mrd Sappeurtruppen beim

Landesgendarmeriekommando bittlich wurde, im

Postenrayon wohnhafte, den Posten als Angehörige

obiger Truppen bekannte Personen von dem Bestehen

der Vereinigung gelegentlich zu verständigen. Mit¬

gliederanmeldungen an Major Unger" — der Herr

Vizekanzler hätte sich über diese Person insormierett

sollen und er hätte sehr bald erfahren, wer das ist —

„Graz, Brockmanngasse 39. Die ,Werbung^ erstreckt

sich selbstverständlich auch auf alle Angehörigen der

Gendarmerie, welche diesen Truppenkörpern ent-

stammen".

Es werden also Rekruten für eine monarchistische

Spezialvereinigung gesucht, die Sappeure der mon¬

archistischen Zukunftsarmee, und amtlich wird den Gen¬

darmen nicht nur mitgeteilt, daß sich die „Werbung"

auch auf sie erstreckt, sondern amtlich werden sie auf-

gefordert, für den Beitritt im Dienste, auf ihren Posten¬

gängen zu agitieren. Sie dürfen außerdienstlich nicht

für ihr Krankenhaus werben, sie dürfen aber dienstlich

Anhänger für eine monarchistische Kampforganisation

werben.

Aber damit man nicht glaube, daß derartige Neigungen

bei der Leitung unserer Gendarmerie nur dort wach

werden, wo sie monarchistischen Vereinigungen zugute

kommen, also aus idealen Gründen, will ich doch nicht

unterlassen, schon der Gerechtigkeit wegen, festzustellen,

daß in den amtlichen Verlautbarungen des Landes-

; gendarmeriekommandos in Steiermark zum Beispiel
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mitgeteilt wird, ..daß die Versicherungs-A. G. Anglo-

Danubia-Lloyd, Generalrepräsentanz für Steiermark,

in Graz, Hofgasse 5, Gendarmeriepersonen und deren

Angehörigen bei Unfall-, Feuer- und Lebensversiche¬

rungen sowie überhaupt jeglicher Art von Versiche¬

rungen günstige Bedingungen einräumt und bittet,

die Gendarmerieangehörigen davon verständigen zu

wollen".

Es darf also — wer weiß gegen welche Provision

— amtlich für eine private Versicherungsgesellschaft

geworben werden; für das eigene Krankenhaus darf

nicht geworben werden. Dasselbe geschieht zugunsten

des Krankenschutzvereines, einer klerikalen Organisation.

Noch interessanter wird die Sache, wenn man in

den amtlichen Verlautbarungen liest, daß die Schuh¬

fabrik „Harry" in Graz so ausgezeichnete Schuhe er¬

zeugt, daß sie für die vollkommene Gleichheit mit

Mustern garantiert, daß sie Raten bewilligt und daß

die Schuhe bestens empfohlen werden können. Ebenso

interessant ist, daß die Firma Puchwerke A. G. in Graz,

Joanneumring 20, den Gendarmeriebeamten durch

amtliche Verlautbarungen sehr kräftige Herrentouren¬

räder empfiehlt und daß ein komplettes Fahrrad zur

Ansicht im Jnspektionszimmer beim Landesgendarmerie-

konrmando zur Verfügung steht. Man sieht, wozu die

Amtsblätter der Gendarmerie da sind. Man stelle sich

nun vor: Der Gendarm darf im Dienste und außer

Dienst für provisiongebende Geschäftsleute agitieren

(So ist es!), der Gendarm hat die Pflicht, für alle

monarchistischen Organisationen, er hat die Pflicht,

für alle möglichen überflüssigen Dinge zu werben,

aber es wird ihm rücksichtslos verwehrt, das eigene

prächtige Krankenhaus, däs sich die Gendarmen aus

eigenen Mitteln erbaut haben, zu unterstütz m. Da

behaupte man noch, daß das nicht eine gewissenlose,

verabscheuungswürdige Verfolgung von Menschen ist,

die nichts anderes verbrochen haben, als daß sie sich

nicht an reaktionäre Parteien verkaufen wollen. (Leb¬

hafter Beifall und Händeklatschen.)

Ich werde den Skandal, der sich anläßlich der Jubi¬

läumsfeier der Gendarmerie abspielte, gar nicht erst

erörtern. Er ist vielleicht ein noch glänzenderes Gegen¬

stück zu dem, was in der Angelegenheit des Kranken¬

hauses Schallerbach sich zugetragen hat. Der Zwang,

der da den Gendarmen auferlegt wurde, wertlose An¬

sichtskarten zu verkaufen, diese Häufung von Erlässen,

durch die Gendarmen gezwungen werden sollten, ein

sogenanntes patriotisches Werk, das anläßlich dieser

monarchistischen Kundgebungen — es war ja nichts

anderes — herausgegeben wurde, für ihre paar Groschen

zu kaufen, dieser Eifer steht in einen: eigentümlichen

Widerspruch zu dem Eifer, mit dem man die Gendarmen

davor bewahren will, für ihre eigene Wohlfahrtsein¬

richtung etwas zu leisten.

Hohes Haus! Die Haltung dieser Gruppe von An¬

gestellten gegenüber wird windig ergänzt durch die

häßlichen Dinge, die sich anläßlich der letzten Soldaten¬

ratswahlen zugetragen haben. Was da an Rohheit,

an Erpresfungsversuchen unmittelbar vom Vorgesetzten

gegenüber hilflosen Untergebenen geleistet wurde,

übersteigt alle Grenzen. Es ist immer wieder nur be¬

wundernswert, wie kräftig der Widerstand gegen der¬

artige schändliche Methoden ist, die sich die Regierung

Seipel angewöhnt hat. Und wenn nicht die Scham

die Regierung vor der Anwendung solcher Mittel

bewahren sollte, so sollte es doch ihre Aussichtslosigkeit

sein. Man kann immer wieder sehen, daß derartige

schändliche Dinge einzelnen schuldlosen Menschen un¬

verdient allerlei Quälereien zufügen können, man kann

damit einzelne ins Unglück stürzen, einzelne Bedienstete

und ihre Familien ums Brot bringen, aber man kann

den Geist, der in den Leuten lebt, und der sich gegen

diese Methoden auflehnt, doch nicht entscheidend beein¬

flussen. Im Gegenteil, je roher die Methoden der

Reaktion werden, desto energischer wird der Wider¬

stand sein, den die aufrechten Angestellten leisten werden.

(Lebhafter Beifall und Händeklatschen.)

Hohes Haus! Ich würde eine Pflicht verletzen, wenn

ich in diesem Zusammenhang nicht auch feststellen

wollte, daß alle unsere Kritik an der Rechtspflege, die

Kritik, die wir Jahre hindurch üben, vergeblich war

und daß die Dinge nicht besser, sondern schlechter ge¬

worden sind. Die Rechtspflege hört immer mehr auf,

unabhängig zu fein, und das ist das Entscheidende.

Sie wird immer mehr auch ein Werkzeug der Reaktion,

Sozialdemokraten, Arbeitern gegenüber und wir werden

sicher Gelegenheit haben, bei der Budgetberatung die

ungeheuerlichen Einzelfälle, die sich immer wieder

ereignen, die immer wieder die Empörung der Arbeiter¬

klasse Hervorrufen und die immer wieder Märtyrer

der Arbeiterklasse schaffen, hervorzuheben. Zur Charak¬

terisierung dieser Rechtspflege diene nur eine Entschei¬

dung der letzten Zeit, nach der es keine Herabsetzung

eines sozialdemokratischen Wehrmannes ist, wenn ihm

ein Monarchist ins Gesicht spuckt. Wir werden uns das

merken allen denjenigen gegenüber, die verdienen, daß

man ihnen wegen solcher Entscheidungen ins Gesicht

spuckt. (Beifall und Händeklatschen. — Schiegl:
Bas sind keine Richter, das sind ja Schurken,

die solche Urteile fällen!)

Präsident: Ich muß den Abg. Schiegl zur Ordnung

rufen. (Schiegl: Ja, das sind Schurken, behaupte

ich nochmals!) Ich rufe den Herrn Abg. Schiegl aber¬

mals zur Ordnung. (Zwischenrufe.)

Dr. Eisler: Vielleicht zitiert der Kollege Schiegl

nur ein Wort des großen deutschen Dichters Lenau,

das ich schon einmal an dieser Stelle zitiert habe und

das so lautet wie das Wort, das gerade der Genosse

Schiegl zitiert hat. Aber solche Urteile sind leider nicht

vereinzelte Entgleisungen: sie sind charakteristisch und

man müßte bei aller Unabhängigkeit der Rechtsprechung

erwarten, daß die Justizverwaltung nicht etwa in das

einzelne gerichtliche Verfahren eingreift — das darf

sie nicht —, aber daß sie dafür sorgt — und dazu hat
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sie die Mittel, — daß unter den Richtern ein anderer

Geist wirkt. Aber die erlaubten Mittel wendet die Justiz¬

verwaltung nicht an. Dagegen scheint sie längst die

Grenze nicht mehr zu beobachten, die sie immer uns

gegenüber geltend macht, wenn wir uns beschweren:

die Ausflucht, daß man in anhängige Verfahren nicht

eingreifen dürfe. Wir haben in der letzten Zeit — und

wir können heute darüber reden, weil jetzt nicht mehr

die Ausrede möglich ist, es werde, ich weiß nicht welches

wirtschaftliche Interesse da berührt — in Österreich

einen Fall Castiglioni erlebt, der ja nicht nur ein Fall

Castiglioni war, sondern der ein Fall einer ganzen Reihe

von Räubern war (So ist es!), von Verbrechern, die

die Volkswirtschaft ausgeplündert haben. (Zustimmung.)

Nun gilt es bei der Justiz als selbstverständlich, daß sie

sich der Person jedes eines Verbrechens Verdächtigen

versichert. Das wird sonst überall geübt und ich habe

sehr oft schon und auch von dieser Stelle aus nicht nur

mir, sondern auch dem hohen Haus die Frage vorgelegt,

woher noch in Österreich ein Richter den Mut nimmt,

einen armen Teufel, der gestohlen hat, weil er oder seine

Kinder hungrig waren, zu schwerem Kerker zu ver¬

donnern, wenn alle diese Lumpen frei herumlaufen.

(Zustimmung.) Aber wir haben da gesehen — und

ich will mich an die nackten Tatsachen halten, die fest¬

gestellt wurden — wie ungefähr die österreichische Justiz

zu funktionieren pflegt, wenn es sich um derartige

Verbrecher handelt. Es ist — ich entnehme das aus

aktenmäßigen Feststellungen — vom Handelsgericht

Wien am 3. März 1924 der Beschluß gefaßt worden.,

ein Verfahren über eine Klage zweier Herren Bondy,

die in der österreichischen Skandalchronik auch ihr

Plätzchen haben, gegen die Depositenbank und eine

Vereinigte Spiritus- und Likörindustrie A. G. dem

Strafgerichte abzutreten. Es geht aus diesen Akten

hervor, daß als Beteiligte in diesem Verfahren in

Anspruch genommen wurden ein Herr Samuel Bronner,

ein Herr Dr. Emil Altbach, ein Herr Gabriel Neumann

und ein Herr Imre Kuhn, und es geht aus der Be¬

gründung hervor, daß es sich um den Verdacht von

Betrügereien und Veruntreuungen handelte, die von

den in der letzten Zeit so oft genannten Personen

Castiglioni, Goldstein, Neumann, Altbach, Kuhn, Bronner

und wie diese Bande heißt, begangen wurden. Es ist

also nicht nur ein Strafverfahren, bei den: es sich um die

angebliche Herbeiführung eines Schadens von 15 Mil¬

liarden gehandelt hat (Hört!), vom Handels¬

gericht selbst verlangt worden, sondern es wurde auch

der Prozeß unterbrochen, bis das Strafverfahren be¬

endet war. Geschehen ist infolge dieser Abtretung der

Akten — nicht etwa einer Anzeige, sondern der Abtretung

der Akten eines Gerichtes an das andere — gar nichts!

(Hört! Hört!) Gewiß haben sicher nach alledem, was

darüber die nachträglichen Erhebungen zutage förderten,

nicht etwaRichter mitgewirkt, die richten, sondern Leute,

die es zu richten wissen. (Sehr gut!) Es ist gar nichts

geschehen bis in den Hochsommer und inzwischen ist

die Depositenbank zusammengebrochen, inzwischen wurde

die Sache ja von entscheidender Bedeutung für die

unschuldigen Opfer des Zusammenbruches der Depo¬

sitenbank. Es ist nichts geschehen bis zu dem Tage, an

dem ein Wiener Zeitungsherausgeber, der Herr Doktor

Stolper, beim Herrn Vizekanzler vorgesprochen und

ihm gesagt hat, wenn diese Anzeige nicht ernstlich be¬

handelt werde, so werde er an allen vier Ecken einen

Skandal anzünden. Der Herr Vizekanzler hat das

öffentlich bestritten, es wird aber nach wie vor behauptet,

es sei so gewesen.

Ob das eine sympathische Methode ist, wie die öster¬

reichische Justiz in Bewegung gesetzt wird, das weiß

ich nicht, aber feststeht, daß an demselben Tage der

Staatsanwalt sich mit allen möglichen Stellen tele¬

phonisch Informationen über das Strafverfahren, das

er selbst seit sechs Monaten führen sollte, zu verschaffen

gesucht hat, daß plötzlich der Herr Staatsanwalt herum¬

gefragt hat, man möge ihn doch ein paar Daten geben,

damit er ein Referat für den Herrn Vizekanzler und

für das Justizminsterium machen kann. Er hat dabei

nicht hinzuzufügen unterlassen, daß es ja nicht so ernst

gemeint sei, es handle sich nur um ein beruhigendes

Referat. Gewiß, es ist später in der Sache über Drängen

derjenigen, die sich der Opfer der Depositenbank an¬

genommen haben, mehr Tempo in dieses Strafverfahren

gekommen, aber wieder hat die österreichische Justiz-

Pflege da Erscheinungen gezeigt, die man sich nicht

ohne weiteres erklären kann. Es hat die österreichische

Justiz — man denke nur! — den Mut gefunden, zwei

ehemalige Bankdirektoren, die ja sonst nichts verbrochen

hatten, als daß sie eine stattliche Anzahl von Milliarden

gestohlen, daß sie Belege gefälscht und unterdrückt,

daß sie alle Paragraphen des Strafgesetzes über Ver¬

mögensdelikte verletzt haben, verhaften zu lassen —

gewiß ein spät gefaßter, aber sehr löblicher Entschluß.

Es ist sogar — man denke nur! — beschlossen worden,

Seine Majestät, den Herrn Castiglioni selbst, dem Unter¬

suchungsrichter vorzuführen. Nur ist es zur Durch¬

führung dieser mutigen Entschlüsse nicht gekommen,

weil die Herren von diesem Beschluß schon früher

Kenntnis hatten als die Behörden, die ihn durchführen

sollten (Hört! Hört!), weil die ersten, die verständigt

wurden, die Betroffenen selbst waren und weil sie

selbstverständlich nicht unterlassen haben, rechtzeitig

das Weite zu suchen. Und nun fragt man sich: Wie ist

das möglich? Ja man fragt sich vergeblich: Wo bleibt

da die Voraussicht? Es wurde mir gesagt, der unmittel¬

bare Anlaß zur Erlassung von Haftbefehlen gegen dieses

Gesindel.

Präsident (gibt das Glockenzeichen. — Lebhafte

Zwischenrufe.): Ich bitte um Ruhe. (Fortgesetzte

Zwischenrufe.) Bei aller Anerkennung der Berechtigung

jedes Abgeordneten, strengste sachliche Kritik zu üben,

kann ich nicht zulafsen, daß Ausdrücke hier gebraucht

werden, die nichts anderes als persönliche Beschimpfungen

und Beleidigungen bedeuten. (Lebhafte Zwischenrufe.)
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Dr. Eisler: Hohes Haus! Ich möchte nicht unter¬

lassen, der Ermahnung des Herrn Präsidenten gegen¬

über festzustellen, daß ich jeden solchen Ausdruck deshalb

lieber vermeiden werde, weil es sich in diesem Falle

um „qualifiziert Abwesende" handelt. (Lebhafte Heiter¬

keit.) Aber nichts kann rnir verwehren, festzustellen,

daß diese „Ehrenmänner" deshalb verhaftet werden

sollten, weil sie unmittelbar vorher einen großen Teil

ihres noch greifbaren Vermögens ihren Ehegattinnen

übertragen hatten. Genau so viel Zeit hat man ihnen

gelassen, und nachdem ihnen auch die Möglichkeit

gegeben worden war, nach dieser rührender:. Fürsorge

für ihre Gattinnen ins Ausland zu reisen, hat natürlich

die österreichische Justiz jetzt eine sehr dankenswerte

Aufgabe. Ich zweifle gar nicht daran, daß jetzt ganze

Bände von Protokollen vollgeschmiert werden, aber

wirklich einsperren wird man wie bisher auch in Zukunft

nur die armen Teufel. (Lebhafte Zustimmung.)

Man wird keinen sozialdemokratischen Vertrauensmann

auslassen; selbst wenn er totkrank ist, selbst wenn er das

Opfer der schändlichsten Gehässigkeit ist und selbst wenn

er totkrank im Ausland liegt, wird man ihn vor den

Kadi schleppen und ihn in den Kerker schmeißen. Aber

diese Ehrenmänner können auch in Zukunft ruhig sein.

Hohes Haus! So ungefähr sieht das Bild der Rechts¬

pflege aus, dort, wo die Rechtspflege gezwungen ist,

sich der Öffentlichkeit nackt vorzustellen. Ich frage

nun, ob das erträglich ist. Ich frage, ob das in irgend¬

einem geordneten Staatswesen Vorkommen kann, ob

irgendeine Regierung der Welt das über sich ergehen

lassen könnte, was der Castiglioni-Skandal an Ent¬

hüllungen gebracht hat, ohne daraus die selbstverständ¬

lichen Konsequenzen zu ziehen. Es ist bewundernswert,

wie blind die Regierung zu sein scheint gegen das

bedingungslose Mißtrauen, das neun Zehntel der

österreichischen Bevölkerung ihr wegen dieser Vor¬

kommnisse entgegenbringen. (Lebhafte Zustimmung.)

Aber wir sehen allen diesen wirtschaftlichen Erschei¬

nungen gegenüber nicht nur ein völliges Versagen der

Justiz und ich wiederhole: diese Beschwe.de ist nicht

neu, ich selbst habe sie am Ende der Sommersession

von dieser Stelle aus erhoben. Es ist damals ein Gesetz

über die Haftung von Banksunktionären beschlossen,

es ist damals mit viel Emphase hier gesagt worden,

man werde der Gerechtigkeit ihren Lauf lassen. Aber

man' hat nicht der Gerechtigkeit, sondern denen, um

die sich die Gerechtigkeit kümmern sollte, ihren Lauf

gelassen. Es wurde erzählt, daß jetzt eine neue Ära

der Moral beginnt, wir haben ein so schönes Gesetz

bekommen. Wir Sozialdemokraten haben damals

schon dieses Gesetz eine Augenauswischerei genannt

und wir sind den Sommer über belehrt worden, wie

die hohe Regierung ihre guten Vorsätze durchführt.

Es ist begreiflich, daß der Herr Bundesminister für

Finanzen den Vogel Strauß spielt, es ist begreiflich,

daß er den Voranschlag zur Hand nimmt und uns

einlädt, auf Seite 28, fünfte Zeile unten, nachzulesen,

denn über das, was alle Welt und was auch uns mehr

interessiert, kann und will er uns keine Antwort geben;

wie die Regierung die, ich will nicht sagen, alle Schuld,

aber ein mächtiges Maß von Schuld an dem heutigen

Zustand der österreichischen Wirtschaft trägt, diese

Schuld sühnen, das, was sie verbrochen hat, gutmachen

oder welche Konsequenzen sie daraus ziehen will.

Der Herr Finanzminister hat vor ein paar Wochen

hier den Beleidigter: gespielt. Er ist damals in einer

großen Rede meines Parteigenossen Danneberg auf

alle Unzulänglichkeiten der Wirtschaft und der Finanz-:

Verwaltung aufmerksam gemacht worden, und hat uns

erzählt, daß die bösen Sozialdemokraten eine Kredit-

inflation wollen, daß sie die Stabilität der Krone,

gefährden, weil hier Beschwerde erhoben wurde, daß

man plötzlich der Industrie und dem Gewerbe die

notwendigen Mittel verweigert, während man sie

früher der Spekulation, den „Ehrenmännern", die in

der Spekulation tätig waren, nicht verweigert hat.

Der Herr Finanzminister hat unterlassen, seine damalige

Rede jetzt fortzusetzen und uns zu sagen, warum die

Nationalbank, deren Kreditpolitik er damals in Schutz

genommen hat, trotz der Befolgung dieses Rezeptes

noch immer den entsetzlichen Zinsfuß von 15 Prozent

aufrechterhält. Der Herr Finanzminister hat uns

damals von Konzessionen erzählt, die die Banken bei

ihren Konditionen machen wollen. Das ist. ein Bettel.

Er hat uns von Steuernachlässen erzählt, die er geben

will — ein empfindlicher Verlust für ihn — zum Besten der

Besitzenden, im ganzen gewiß nicht von entscheidender

Bedeutung. Aber von den 3 Prozent, irtii denen

die Nationalbank das Wirtschaftsleben besteuert und

die viel mehr absolut bedeuten als alle diese Kleinig¬

keiten, hat er hier kein Wort gesprochen. Er selbst

behauptet ja gar nicht, daß dieser irrsinnige Zinsfuß

dazu notwendig sei, um das Anschwellen des Wechsel-

portfeuilles zu bekämpfen, denn er selbst hat uns hier

gesagt, daß die Bank ohnedies über ein gewisses Ausmaß

Wechsel gar nicht nimmt, und hat uns da eine sehr

interessante nationalökonomische Weisheit verzapft;

er hat uns nämlich zugemutet, daß wir uns vorstellen,

die Bank könne aus Nichts Vermögen schaffen. Wir

haben uns nur vorgestellt, daß die Bank solide Waren¬

wechsel eskomptieren könne, das heißt, dem Kaufmann,

der nur das bare Geld noch nicht in der Hand hat, es

rechtzeitig vorstrecken könne, und zwar eher, als die

Spekulation mit ihren Eskomptierungen zu alimentieren.

Aber wenn es wirklich so ist, daß die Nationalbank über

ein gewisses Maß hinaus Wechsel nicht übernimmt,

dann hat der hohe Zinsfuß' gar keinen Sinn. Es ist

ja auch lächerlich zu behaupten, daß der hohe Zirrsfuß

der Bank in Österreich die Wirkung hat, wie in Ländern

mit normalen Währungs- und Kreditverhältnissen.

Wenn der übliche Zinsfuß 30 Prozent beträgt, werden

die Leute mit ihren Wechseln zur Bank rennen, gleich¬

gültig ob die Bank 12 oder 15 Prozent von ihnen

verlangt, und die Bank wird nur durch eine absolute
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Begrenzung der Summen, die sie auf solche Wechsel

herausgibt, die Inanspruchnahme des Eskomptes be¬

grenzen können. Das ist ja selbstverständlich. Diese

drei Prozent sind gar nichts anderes als eine Steuer,

die die Bank der Produktion auferlegt. Und warum

tut sie das? Das ist eben das interessante an der ganzen

Bankpolitik. Sie tut es sicher nicht, um ihr Porte¬

feuille zu schützen, sie kann ja zu jedem Wechsel nein

sagen; sie tut es sicher nicht, um die Krone stabil zu

halten, das hat damit wirklich nichts zu tun, sondern

sicher nur deshalb, weil sie bei diesen — ich weiß noch

immer nicht, wie ich sie nennen soll — „ehrenhaften"

Spekulanten, von denen ich einige genannt habe, so viel

Haare gelassen hat, daß sie gezwungen ist, die Verluste

jetzt auf Kosten der ehrlichen Menschen durch einen

sinnlosen Zinsfuß hereinzubringen. (Beifall.) Das ist

die Wahrheit. Wir werden von dem Herrn Bundes¬

minister für Finanzen verlangen, daß er uns namentlich

diejenigen anführt, die in der Nationalbank damals

in der Blütezeit, die Wechsel der Depositenbank, wie

etwa die Wechsel, die das typische Erzeugnis der ver¬

brecherischen Wechselreiterei waren, zu begutachten

hatten, jene Milliardenwechsel, die die Unterschriften

aller dieser Schwindelgründungen getragen haben, die

da von diesen Schwindelbanken ins Leben gerufen

wurden. Damals haben wir hier ununterbrochen darauf

aufmerksam gemacht, wie sehr die Nationalbank durch

ihre Kreditgewährung die Spekulation unterstützt. Wir

haben darauf aufmerksam gemacht, daß die National¬

bank ununterbrochen nicht Warenwechsel, sondern

solche Spekulantenwechsel eskomptiert und dadurch

selbst diese schädliche Spekulation und vor allem diese

Betrügereien an den Einlegern, den Sparern begünstigt.

Damals war alles Predigen vergeblich. Der Herr-

Bund esminister für Finanzen hatte damals ein Schlag¬

wort für sich, das ja immer das Lieblingsschlagwort

dieser erleuchteten Regierung war, wenn wirtschaftliche

Dinge in Betracht kamen: „Das freie Spiel der Kräfte."

Man darf den Lumpen nicht das Handwerk legen, man

muß sie sich aus toben lassen. Jetzt, in der Katerstimrnung,

erzählt er uns, das waren Krankheitserscheinungen, sie

werden ja vorübergehen. Sie gehen nicht vorüber.

Es gehen einzelne rechtzeitig davon und retten, was

sie retten können, aber es geht nichts ohne Schädigung

der Gesamtheit vorüber.

Und nun hören wir, wie man der Nationalbank

helfen will. Nicht etwa damit, daß man den Zinsfuß

möglichst rasch herabsetzt. Ich möchte dabei noch nach-

drücklichst betonen, daß alle meine Kritik an dieser

Politik der Nationalbank sich absolut nicht gegen ihren

Präsidenten richtet, von dem ich überzeugt bin, daß

er die Dinge gar nicht anders beurteilt wie wir, sondern

gegen die Finanzverwaltung und ihre Organe. Und

wer sitzt in der Direktion anders als die Kreaturen

des Finanzministeriums? Und wer wird denn von

dieser Stelle anders begünstigt als derjenige, der die

Gunst des Finanzministeriums genießt? Was will

denn die Finanzverwaltung zur Gutmachung dieses

Skandals tun? Der Herr Bundesminister für Finanzen

hat uns einen Gesetzentwurf vorgelegt, durch den die

Bestimmungen über die Nationalbank abgeändert

werden sollen. Das radikale Mittel, mit dem er der

Nationalbank helfen will, besteht darin, daß er aus der

Körperschaft, die in Zukunft über die Führung der

Nationalbank entscheiden soll, den Arbeitervertreter

hinauswirft; das heißt, der unangenehme Mahner

wird entfernt. Man ist dann hübsch unter sich und kann

natürlich sündigen, ohne durch unangenehme Zwischen¬

rufe gestört zu werden. Gegenüber dieser angeblich

von den Vertreten: des Völkerbundes gewünschten

Maßnahme möchte ich feststellen, daß nichts das Ver¬

trauen zur Nationalbank mehr erschüttern kann als die

Entfernung gerade desjenigen Funktionärs, der am

objektivsten und vor allem am uninteressiertesten der

Nationalbank seinen Rat leiht. (Lebhafte Zustimmung.)

Die Finanzverwaltung möge hier sagen, ob nicht der

Vertreter der Arbeiterkammer in der ganzen Periode

der Schwindelspekulation immer wieder gemahnt und

verlangt hat, man solle die Zuwendung von Mitteln

an die Spekulanten einschränken. Davon hat uns der

Herr Finanzminister nichts erzählt. Jetzt soll der einzige

Funktionär, der bisher das Gewissen der Nationalbank

und der unabhängig genug war, um dort den Herren

die Wahrheit sagen zu können, hinausfliegen; denn

— ich wiederhole es — er ist nicht angenehm, weil er

den Mut und die Möglichkeit hat, die Wahrheit zu sagen.

Aber man verlangt von uns noch mehr. Es wurde —

ich erwähne es nicht wegen der Wichtigkeit der Sache,

sondern weil es für den Geist der Finanzverwaltung

so charakteristisch ist — ein Gesetz über die Bestrafung

von Übertretungen der Devisenvorschriften vorgelegt.

Der Herr Bundesminifter für Finanzen hat — er

konnte das tun, weil er wenig Zuhörer hatte — mit

nicht allzuviel Stimmaufwand, aber in einer desto

heitereren Form erzählt, daß der ganze Apparat, der

bisher zur Verfolgung der Verletzer von Devisen¬

vorschriften aufgeboten wurde, eigentlich gar nicht

mehr notwendig ist. Er führt dazu, daß man Kleinig¬

keiten verfolgt und große Sachen übersieht; es sei

besser, das gleich der Nationalbank zu überlassen; die

Herren dort treffen das viel besser. Das ist namentlich

in einem Staate, der das Abenteuer der Franken»

spekulation hinter sich hat, eine sehr eigentümliche

Erfahrung. Ich möchte nicht unterlassen, daran zu

erinnern, daß wir von dieser Stelle aus, während noch

die Frankenspekulation in Blüte war, an die Devisen¬

vorschriften erinnert haben. Damals hat es geheißen:

da kann man nicht viel machen. Wir möchten jetzt in

der Zeit, wo die Nationalbank gewissermaßen die

einzig zuständige Stelle zur Überwachung des Devisen¬

verkehrs werden soll, doch Auskunft über die Erfahrungen

bekommen, die man mit der Nationalbank oder richtiger

mit ihren Funktionären, die dieses Ressort besorgen,

bisher gemacht hat. Was haben zum Beispiel diese
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Funktionäre an praktischen Maßnahmen geleistet, um

die Frankenspekulation zu verhindern und zu bekämpfen?

Was haben sie sonst getan? Ich erinnere mich zum

Beispiel, daß im Zusammenhang mit dieser Spiritus--

afsäre Castiglioni, von der ich gesprochen habe, auch

die Rede war von einer Scheingründung in der Schweiz,

von einer Investment Company in Zürich, und daß

da die kühnsten Vermögensverschiebungen von seiten

des Herrn Castiglioni vorgenommen wurden. (Finanz¬

minister Dr. Kienböck: Wann?) Ich bitte, wenn

solche Vorkommnisse in die Zeit des Herrn Bundes¬

ministers oder in die Zeit der jetzt bestehenden National¬

bank nicht fallen, so fielen sie doch in die Zeit der De¬

visenzentrale und es find dieselben Personen, die unter

dem Namen „Devisenzentrale" die Aufgabe hatten,

die sie jetzt bei der Nationalbank besorgen, und wenn

dieser Zwischenruf mich etwa ermahnen foll, die Zeit

anzugeben, so werde ich mich damit begnügen, die

Ära der Herren Stankovic, Arkauer, Gamperling,

Stadler und Juch anzuführen und würde weniger

unbestimmt sprechen. Was haben diese Herren getan,

um all«. d ese Devisengaunereien zuverhindern? Ich werde

nicht indiskret werden und nicht an bestimmte unan¬

genehme Fälle erinnern, in denen Erhebungen der

Nationalbank über die Verletzung von Devisenvorschriften

falsch waren. Aber im ungarischen Parlament, das

wir uns doch nicht als Muster nehmen wollen, wurde

eine große Debatte über die Beteiligung von Politikern

an der Ausgabe begünstigter Aktien geführt. Es gibt .

in Ungarn Politiker, die es für zulässig halten, zu

begünstigten Bedingungen Aktien zu beziehen. Das

mag eine in Ungarn zulässige Auffassung sein. Ich

weiß nicht, ob es sogar Ungarn ertragen würde, daß

solche begünstigte Aktien an Beamte gegeben werden,

deren Aufgabe die Überwachung derjenigen ist, die

diese Aktien ausgeben. (Hört! Hört!) Und ich möchte

wissen, ob der Bezug zum Beispiel von Schoeller-Aktien

durch alle diese von mir genannten Funktionäre zu

begünstigten Bedingungen geeignet ist, unser Vertrauen

zur besonderen Berufung dieser Herren zur Über¬

wachung des Devisenverkehrs zu stärken. Wir werden,

bevor solche peinliche Fragen nicht beantwortet sind,

die Erledigung zum Beispiel dieses Gesetzes nicht für

eine dringende Notwendigkeit halten.

Die Korruption, die von allen diesen mit so viel

Schonung behandelten Quellen in die Wirtschaft und

zum Teil auch in den Verwaltungsapparat gedrungen

ist, ist eben ungeheuer groß geworden und der Vorwurf,

den wir gegen diese Regierung immer wieder erheben

müssen, gründet sich auf ihre völlige Gleichgültigkeit,

auf ihre völlige Passivität diesen Dingen gegenüber.

Damit mir nicht etwa gesagt werde, ich übertreibe

oder verallgemeinere oder behaupte Dinge, die nicht

zu beweisen sind, möchte ich das — und die Bevölkerung

hat ein Recht darauf, daß hier darüber gesprochen wird

— doch an wenigen Beispielen zeigen.

Es gibt unter all den Bankskandalen, von denen das

letzte Jahr ausgefüllt war und die offenbar auf unsere

Finanzverwalturig so wenig Eindruck gemacht haben,

keinen groteskeren als den Skandal der sogenannten

Nordisch-Österreichischen Bank. (Sehr richtig!) Es

ist deshalb so grotesk, weil es für denjenigen, dessen

Erinnerungen an die Vergangenheit noch nicht ganz

erloschen sind, eben immer wieder ein Operettenstoff

ist, wenn ein Feldwebel alle bis zum Generaloberst

hineinlegt. Gewiß ist diese Feldwebelgründung, die

Nordisch-Österreichische Bank, der heiterste von allen,

diesen schmutzigen Fällen, die da vorgekommen sind.

Aber nicht minder interessant ist das Verhalten des

Staates dieser Gründung gegenüber. Ich will jetzt nicht

das Sündenregister des Finanzministeriums, das es

bei allen diesen Gründungen der letzten Jahre auf sich

geladen hat, anführen. Ich kann immer wieder nur

sagen: In der ganzen Welt wäre ein Finanzminister

keinen Tag länger Finanzminister, dem auch nur ein

solcher Fall passiert. Bei uns hat man sich scheinbar

damit abgefunden und wir haben nicht bemerkt, daß

das Finanzministerium persönliche oder organisa¬

torische Veränderungen vorgenommen hätte, die die

Konsequenz bei einer derartigen Häufung von Skan¬

dalen sein müßten. Jeder einzelne solche Fall ist ja

nicht ein Einzelfall, sondern bedeutet, wenn das Ver¬

schulden des Finanzministeriums in Betracht gezogen

' wird, ein Dutzend von Fällen. Ich bitte nur den Fall

der Depositenbank zu nehmen. Depositenbank - das

bedeutet nicht nur eine Serie von Schwindeleien, die

mit dem Stillschweigen der Finanzverwaltung im

Institute begangen wurden, sondern das bedeutet eine

ganze Summe von Schwindelgründungen, von denen

jede einzelne wieder nur eine Gelegenheit zur Aus¬

plünderung der Kommittenten und der Wirtschaft war.

Und das Finanzministerium hat alle diese schwindel¬

haften Kapitalserhöhungen mitgemacht: das Finanz¬

ministerium hat das alles geduldet, trotzdem es ja in

die Nase stinken mußte; das Finanzministerium hat

nie eine solche Bilanz geprüft und ich frage mich : wozu

gibt es dann die Mitwirkung von sechs Ministerien

bei jeder Kapitalserhöhung, wenn nicht die Unterlagen,

die gegeben werden, wirklich geprüft werden, wenn

nicht die wirtschaftliche Berechtigung, Notwendigkeit

und Solidität einer solchen Durchführung wirklich den

Gegenstand der Kontrolle bilden soll? Das Finanz¬

ministerium hat immer die Fünf gerade sein lassen,

aber hier hat es mehr getan: Bei der Nordisch-Oster-

reichischen Bank hat das Finanzministerium, wie wir

wissen, das Haus zur Verfügung gestellt, allerdings gegen

eine Entschädigung in Geld — aus der Bilanz entnehme

ich, daß die Herren sie zum größten Teil schuldig geblieben

sind. (Heiterkeit.) Also das Finanzministerium hat

dem Feldwebel und seiner Gründung zunächst ein

Obdach geboten und wir sehen auch, daß der Staat

bei dieser sympathischen Bank sein Geld oder wenigstens

eine sehr stattliche Summe einbüßt. Das ist doch nur
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möglich, wenn eine solche Schwindelban? die besondere

Gunst des Staates oder einzelner Ressorts der Ver¬

waltung genießt. Die Bank hat sich nach außen als die

Monarchistenbank erklärt und es rvar Lnsolgedessen

selbstverständlich, daß die Regierung Seipel den Schwind¬

lern, die in dieser Bank gewirkt haben, aufsitzt. Denn

wenn einer erklärt, er sei ein Monarchist, so muß doch

die Regierung Seipel ihm das Geld hintragen, ihm

das Haus zur Verfügung stellen und ihm alle Wege

ebnen, danüt ihm nur beim Schwindel nichts passiert.

Aber ich will setzt, wo ja vielleicht nichts mehr zu retten

ist, doch einen Anspruch erheben und unterstützen, und

das ist der Anspruch der allermmsten Teufel, die gerade

dieser Bank aufgesessen sind, weil sie diese Protektion

der staatlichen Stellen genossen hat. Es mag - toie

soll man das nennen? — eine Gesinnungsgemeinschast

gewesen sein, die unsern Minister für soziale Verrvalüing

bestimmt hat, den Herren Hussarek und Czapp und

Waldegg und wie sie alle heißen, besonderes Vertrauen

entgegenzubringen. Diese Gesinnungsgemeinschast von

Regierungsmitgliedern in allen Ehren, aber solche

Geldanlagen., solche offene Unterstützungen von Insti¬

tuten wecken nach außenhin - und das'muß die Finanz¬

verwaltung wissen - bei der Bevölkerung den Eindruck

einer besonderen Vertrauenswürdigkeit eines Insti¬

tuts. (Sehr richtig!) Und wenn heute bei dieser

Nordisch-Österreichischen Bank gerade die ärmsten

Teufel, Pensionisten, alte Beamte und ähnliche Leute

ihr Geld verloren haben, wenn der Nordisch-Öster¬

reichischen Bank es möglich gemacht wurde, in einer Form,

die ich hier auf die Gefahr hin, vom Herrn Präsidenten

nochmals ermahnt zu werden, als einen qualifizierten

Betrug bezeichne (Zustimmung), ein Beamtenspar-

institut in Graz zu übernehmen, ein Sparinstitut, von

dem man wußte, daß arme Teufel dort ihre Spar¬

groschen hinterlegt haben, wenn man das geduldet

hat in einer Zeit, in der diese Bank längst pleite war,

dann kann die Finanzverwaltung nicht sagen, sie sei

unschuldig und dann muß sie auf die Frage, die ich au

sie stelle, Antwort geben, wie sie dafür sorgen will,

daß die Opfer der Nordisch-Österreichischen Bank zu

ihrem Geld kommen oder wenigstens einen Teil ihres

Schadens vergütet bekommen.

Aber es ist zu interessant, als daß man der Versuchung

nicht nachgehen sollte, das Verschulden der Finanz¬

verwaltung noch mehr zu konkretisieren. Die Finanz-

Verwaltung hat, noch bevor hier in diesem Saale die

große Auseinandersetzung anläßlich der Schaffung des

Bankenhaftunasgesetzes erfolgt ist, von dem Zustande

der Nordisch-Österreichischen Bank Kenntnis gehabt.

Sie hat einen Bericht der Bankenkommisiion bekommen,

in welchem mit aller Deutlichkeit dargestellt wurde,

daß dieses Institut ein betrügerisches ist, daß dort eine

Gesellschaft von Leuten, die das Strafgesetz täglich

verlctzm, ihr Unwesen treibt und daß man da aus; äumen

muß. Die Finanzverwaltung hat mit uns das Banken-

hastungsgesetz beraten und an seiner Fertigstellung

mitgewirkt, sie hat unsere Empörung über die Duldung

dieser Zustände gehört und sie hatte bereits den Bericht

über die Verhältnisse bei der Nordisch-Österreichischen

Bank im Sack. Und was hat sie daraufhin getan? Gar

nichts. Wir haben in den Zeitungen gelesen, daß noch

nachträglich angeblich - ich bitte, ich fmm da nur die

Zeitung zitieren — im Finanzministerium einer Gruppe

von fremden Kapitalbesitzern, die in Österreich ein

Bankinstitut erwerben wollten, die Nordisch-Öster¬

reichische Bank als ein besonders sympathisches und ver¬

trauenswürdiges Institut empfohlen wurde. (Finanz-

minister Dr. Kienböck: Das ist unrichtig!) Ob das

wahr ist, ich weiß es nicht (Finanzminister Dr. Kien¬

böck: Nein!), ich will es nicht behaupten, aber be¬

haupten kann ich.... (Schiegl: Wozu berichtet

denn die Bankenkommission? — Finanzminister

Dr. Kienböck: Warum hat denn die Bankenkom¬

mission keine Anzeige erstattet? Sie kann ja auch

eine Anzeige erstatten! — Zwischenrufe.) Wenn der

Herr Bundesminister für Finanzen ein Mitverschulden

der Bankenkommission behauptet (Finanzminister

Dr. Kienböck: Nein!), so ist er am besten darüber

informiert, daß jetzt nicht das Verschulden der Banken¬

kommission, sondern das Verschulden der Finanzverwal-

tunc] diskutiert wird. Das Verschulden des emen recht¬

fertigt nicht das Verschulden des anderen. Und außer¬

dem hat die Bankenkommission durch das Gesetz keine

andere Aufgabe bekommen als die des Mahners, als

die des wachen Gewissens. Dieser Aufgabe ist sie

nachgekommen, indem sie bert Inhalt ihrer Wahr¬

nehmungen deni Finanzministerium mitgeteilt hat.

Wir haben noch mehr getan: wir haben einen Unter¬

suchungsausschuß eingesetzt. Gewiß, der Untersuchungs-

ausschuß kann bei der großen Zahl von Schwindel¬

gründungen nicht alle an einem Tage untersuchen

und kontrollieren. Es wächst die gigantische Dimension

des Schwindels schon bei einem Unternehmen dem

Ausschuß über den Kopf. Aber die Finanzbehörde kann

sich in dem Moment, in dem ihr eine Summe von

verbrecherischen Handlungen in einem Institute zur

Kenntnis gebracht wird, doch rühren, und der Herr

Bundesfinanzminister hat seinen Zwischenruf gemacht,

bevor er noch den Inhalt meiner Anschuldigung ge¬

kannt hat. Wessen bezichtige ich das Finanzmini¬

sterium? Was hat die Nordisch-Österreichische Bank

getan? Sie hat bis in den Oktober hinein täglich in

sämtlichen Blättern, die für solche Institute zu kaufen

sind, ihre Anpreisungen veröffentlicht. Sie hat falsche

Nachrichten über den Stand ihres Instituts zum

Jnseratentarif in die Blätter eingerückt. Das Finanz-

Ministerium war im Besitze der Wahrheit, es hatte

aktenmäßig die Wahrheit im Kasten, aber es hat diesen

Betrug an der Bevölkerung jeden Tag vom neuen ver¬

üben lassen, ohne ihr zu sagen: Das alles ist Schwindel,

ist unwahr, hier liegt der Nachweis dafür, daß es sich

uni eine Betrügergesellschaft handelt. Ich bin der

Meinung, die Zeit, die der Besprechung solcher Fälle
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gewidmet wird, ist nicht verloren, denn wir haben

gesehen, ohne gründliche Erörterung wird gar keine

Abhilfe geschaffen. Und nur hier kann sie erfolgen;

in allen anderen Körperschaften gehen solche Dinge

unter und nicht einmal Bankenkommission und Unter-

suchungsausschuß sind imstande, das Finanzministerium

zu einem Eingreifen zu bringen, wenn nicht das hohe

Haus selbst in solchen Fällen seine Meinung äußert.

Was ist über diese Bank dem Finanzministerium bekannt

gewesen? Es ist dem Finanzministerium mitgeteilt

worden, daß diese Bank, die im Oktober 1922 gegründet

wurde, also in einer Zeit, in der die Krone ohnedies

auf dem heutigen Kurs stand, eine Bilanz veröffentlicht

hat, in der durch Rückbuchung der Kapitals Vermehrung•

vom Jahre 1924 die eigenen Mittel mit einem Betrage

von 2130 Millionen Kronen aufscheinen. Ich muß

sagen, warum das mitgeteilt werden mußte. Es mußte

mitgeteilt werden, weil in der ganzen Börsenpresse

scheinbar redaktionelle Mitteilungen erschienen, in

denen sehr ausführlich über die Generalversammlung

erzählt wurde, wie diese und jene Exzellenz das und

jenes gesagt hat, und vor allem über den glänzenden

Stand dieses Instituts berichtet wurde, über das

glänzende Ergebnis eines Instituts, das in einem

einzigen Jahre, in einem nicht sehr günstigen Jahre,

1.020,700.000 K verdienen konnte. So glänzend war

das Institut! Und was ist nun dem Finanzministeriunr

nachgewiesen worden? Daß diese Bilanz aus dem

regulären Bankgeschäft 1675 Millionen aufweist, daß

für die Aufwertung der Beteiligung an einer im Jahre

1923 gegründeten „Hotung" unter den Gewinnposten

683 Millionen eingerückt wurden. „Hotung, Hotung" —

das ist eine sehr „neidige" Unternehmung, das ist ein

Schwindelunternehmen schlimmster Art, das da Plötzlich,

weil man auf andere Weise nicht Gewinnposten schaffen

konnte, aufgewertet wird. Es ist ja gleich, wie man es

bewertet, es ist ohnedies nichts wert; ob man es ein

paar hundert Millionen höher bewertet: Schwindel

bleibt Schwindel. Aber nicht genug daran. Dann wurde

der Anteil an der Salzburger Kunstsilnündustrie A. G.

um 1643 Millionen aufgewertet — der Name allein

ist schon so viel wert — und außerdem wurde aus einem

Aktienkauf für die Salzburger Kunstfilm-A. G. ein

Gewinn von 350 Millionen und aus der Übernahme

eines kleinen Grazer Beamtensparinstituts ein Gewinn

von 568 Millionen verzeichnet, während nach den!

Spezialnachweisungen über die Übernahme dieses

Instituts die Übernahme mit einem Verluste geendet

hat — eine Schwindelbilanz, die direkt zu Unterrichts¬

zwecken verwendet werden sollte. (Sehr richtig!)

Es ist nun dem Finanzministerium in einer ausführ¬

lichen Darstellung mitgeteilt worden, daß jede einzelne

dieser Posten Schwindel ist, daß die Leute im Bank¬

geschäft gar nichts gewonnen, sondern im Gegenteil

verloren haben, daß die Konti der Mitglieder einen

sehr interessanten Stand aufweisen, daß wohl

5 Milliarden Spareinlagen und 11% Milliarden Kre¬

ditoren bei der Bank angelegt sind, daß darunter sogar

eine leibhaftige Erzherzogin mit 2 Milliarden, der

Bundes-Wohn- und Siedlungsfonds (Hört! Hört!)

mit 21 Milliarden unter den Opfern erscheinen, aber

es ist dem Finanzministerium auch mitgeteilt worden,

daß die Schuldner der Bank unter anderem die Mit¬

glieder der Verwaltung sind (Hört! Hört!), Herr

General Czapp mit 324 Millionen, .Herr General

Hussarek mit 228 Millionen, Herr Ejnar Ring mit 621

Millionen, Direktor Maier mit 88 Millionen, Direktor

Tänzer mit 42 Millionen und Generaldirektor Waldegg

— das ist der Feldwebel — mit 753 Millionen erscheinen.

Das waren die Aktiven dieses Unternehmens, jeder

sein Geld wert. Das alles wußte das Finanzministerium,

denn es geht aus dem Berichte hervor, wer diese Salz¬

burger Kunstfilm-A. G. ist, was dieser Schwerverbrecher

für ein Kunstfilmer ist, der in Salzburg dieses Unter¬

nehmen gegründet und zur Grundlage eines kühnen

Gründungsschwindels gemacht hat, bei dem ihm diese

Monarchisten aufgesessen sind. Das alles war dem

Finanzministerium bekannt und ich wiederhole, jeden

Tag konnten wir auf der ersten Seite der Börsenblätter

lesen: Nordisch-Österreichische Bank, eigenes Bank¬

gebäude, großartig sicher, Geldanlagen am besten

angebracht! (Heiterkeit.) Ja, wenn das nicht Grund

genug ist, daß zu denjenigen, die wegen eines solchen

Skandals angeklagt werden, auch die Herren im Finanz¬

ministerium gehören, die mitverantwortlich sind, dann

weiß ich nicht, wann es eine Verantwortung einer

Finanzverwaltung gibt. (Ziäschenrufe.) Hohes Haus!

Ich berufe mich nur auf Fälle aus der Zeit seit der

Beratung des Bankhaftungsgesetzes und ich glaube,

dazu deshalb legitimiert zu sein, weil ich derjenige war,

der zu der Wirkung, die dieses Gesetz haben sollte, kein

rechtes Vertrauen hatte, weil ich erfolglos die Rück-

wirkung und Verschärfung dieses Gesetzes verlangt

habe und weil damals immer wieder gesagt wurde:

jetzt wird alles schön und gut sein. Und was haben wir

erlebt? Wir haben es erlebt, daß in den letzten Tagen

wieder so eine der Regierung und den Regierungs¬

parteien nahestehende Bank, die Wiener Bank A. G.,

den Weg der Nordisch-Österreichischen und der Depo¬

sitenbank gegangen ist. Als ich mich nach dem Schicksal

dieser Bank erkundigte, hörte ich, daß am 24. Februar

1923 — 1923! — das Finanzministerium verständigt

i wurde, daß bei der Wiener Bank A. G. eine Reihe

grober Verfehlungen sowohl gegen gesetzliche Vorschriften

wie gegen die Pflicht einer ordnungsmäßigen Geschäfts¬

führung festgestellt wurde, daß sich unter den Ver¬

fehlungen unter anderem auch ein Auftrag der Direktion

zur Irreführung behördlicher Revisionsorgane (Hört!)

durch fingierte Briefe und Buchungen befindet (Hört!

Hört!), daß der Verwaltungsrat auf Vorstellungen,

die an ihn gerichtet wurden, nicht reagiert hat. Das

Finanzministerium wurde infolgedessen um sein Ein-

! schreiten ersucht. Das war im Februar 1923. Es wird

j hier der hohen Finanzbehörde des Staates eine glatte
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Strafanzeige erstattet, nämlich die Anzeige von der

Fingierung von Buchungen und Belegen zur Täuschung

der staatlichen Kontrolle und Aufsicht. Ich habe in

meinem 25jährigen Verteidigerleben einen Fall nicht

vergessen können, in dem eine Frau, die vier Kinder

hatte, zu vier Monaten schweren Kerker verurteilt

wurde, weil sie auf dem Felde Erdäpfel gestohlen hatte.

Sie hat sich damit verantwortet, daß ihre Kinder hungrig

waren. Ich denke, wenn ich solche Dinge höre, immer

wieder an diese Erdäpfeldiebin, die die Gerechtigkeit

erwischt, und zwar gründlich erwischt hat. Die Frau ist

nicht lange frei herumgelaufen, als man sie wegen

Erdäpfeldiebstahls angezeigt hatte; sicher wurde sie

eingefperrt, auch wenn sie hungrige Kinder zu Hause

hatte. Aber auf derartige Anzeigen gegen Bankdirek-

toren und Verwaltungsräte reagiert weder die Justiz

noch die Verwaltung, sondern was ist geschehen? Gar

nichts ist geschehen. Ich behaupte und werde es immer

behaupten — auch wenn mich der Herr Finanzminister

tausendmal Lügen straft —, es ist gar nichts geschehen,

als daß irgend jemand im Finanzministeriunr inter¬

veniert hat, damit nichts geschehe, und daß dann eben

nichts geschehen ist. Und was war die Folge? Die Folge

war, daß sich dann an den Namen der Wiener Bank A. G.

diese Kette von Schwindeleien geknüpft hat, die mit

dem Namen Statzendorf verbunden sind. Wir haben

eine Legitimation, uns darüber ztl empören, nicht nur

wegen der Rechtsungleichheit, die aus all diesen Dingen

spricht, sondern weil die letzten Opfer aller dieser

Schwindeleien Arbeiter und Angestellte sind, weil alle

diese Verbrechen in letzter Linie an der Industrie, an

der Produktion und an den Personen, die in der Pro¬

duktion tätig sind, begangen wurden und weil der größte

Teil dieser Verbrechen hätte verhindert werden sollen.

Man mag das ableugnen oder zugeben, ich werde nie

aufhören zu behaupten - und meine Parteigenossen

werden es ebenso immer tun und auch der Bevölkerung

gegenüber vertreten -, daß der ganze Zusammenbruch

unserer Wirtschaft, der heute in Steiermark allein

mindestens 100.000 Menschen um ihr Brot gebracht

hat, zum größten Teil hätte vermieden werden können,

wenn Finanzverwaltung, Bank und Postsparkasse

ihre Pflicht getan hätten. (Beifall) Aber wenn man

in ähnlicher Weise, wie ich es gezeigt habe, alle Wechsel¬

reitereien mit Geld honoriert und damit die Speku¬

lation fördert, wenn man vor der Frankenspekulation

die Augen schließt, weil offenbar die Funktionäre der

Devisenbehörden nicht mehr über die nötige Unabhängig¬

keit verfügen, wenn man derartige Berichte in den

Kasten legt oder wegwirft, wenn irgendeine hoch¬

mögende Protektion oder Intervention erfolgt, dann

natürlich muß das Übel seinen Lauf nehmen.

Wir haben einmal — mit sehr wenig Glück — ver¬

sucht, die Postsparkasse näher zu betrachten, weil uns

die Art, wie sie die reichen Mittel, über die sie verfügt,

verwendet hat, nicht immer gefallen wollte, weil wir

der Meinung waren, daß die Herren Goldstein und

Konsorten nicht gerade das Vertrauen verdienen und

nicht gerade so nützliche wirtschaftliche Zwecke gefördert

haben, daß ihnen etwa die Postsparkasse 250.000 Aktien

eines Schwindelunternehmens zu einem lächerlichen

Kurse abkaufen und auf diese Weise die Mittel, die sie

der ehrlichen Produktion nicht gönnt, der Fortsetzung

eines Schwindels zuführen durfte, ein Skandal, der

schon damals zum Himmel geschrien hat. Wir haben

bis heute alle Auskünfte, die uns versprochen wurden,

vergeblich verlangt. So bemüht sich die Finanzverwal-

tung, über alle diese Dinge einen großen Schleier zu

breiten und hie und da nur wird dieser Schleier durch

irgendeine Explosion zerrissen, die die Finanzverwaltung

doch nicht ganz verhindern kann.

Ich wiederhole es — und der Herr Finanzminister

selbst möge auf diese Frage, wenn er kann, eine objektive

Antwort geben —: Ist in der ganzen Welt, wo immer,

der Fall denkbar, daß eine Regierung einen Tag länger

im Amte bleibt, die mit solchen Dingen belastet ist?

(Beifall und Händeklatschen.) Wir glauben, bevor

wir in die Budgetdebatte eingehen, das Recht darauf

zu haben, daß aus dem ungeheuren Verschulden, das

die Regierung belastet, und von dem ich hier nur einen

kleinen Teil mit Beweisen belegt habe, die einzige

Konsequenz gezogen wird, die man daraus ziehen kann.

Nicht nur das Vertrauen versagen wir dieser Regierung,

sondern wir glauben, diese Regierung hat das Recht

verwirkt, an ihrer Stelle zu sein, weil das, was sie an

Verschulden belastet, viel größer ist, als daß es eine

Regierung länger tragen könnte. Wir können in die

Budgetdebatte nur mit der Forderung eintreten Zu¬

nächst hat diese Regierung ihren Platz zu räumen! (Leb

hafter, anhaltender Beifall und Händeklatschen. —

Rufe: Abzug Kienböck! — Während vorstehender Rede

hat Präsident Eldersch den Vorsitz übernommen.)

Finanzminister Dr. Kienböck: Hohes Haus! Der

Herr Vorredner hat in seinen Ausführungen den

Erörterungen über einige Bankunternehmungen breiten

Raum gelassen. Ich kann nicht auf jedes Detail, das

er in seinen Ausführungen berührt hat... (Pick:

Das glaube ich, daß Sie das nicht können!)

momentan erwidern, aber ich muß doch auf einiges

von dem zurückkommen, was der Herr Vorredner vor¬

gebracht hat. Zunächst verweise ich darauf, daß ich

in meiner ganzen Amtsführung überhaupt keine Banken--

konzession hinausgegeben habe. (Hört! Hört!) Es

wäre objektiv und richtig gewesen, wenn das vom

Herrn Redner auch gesagt worden wäre, da er das so

genau weiß wie ich. Es ist abscheulich und verleum¬

derisch, wenn dann doch Vorwürfe erhoben ... (Z e-

lenka: Was ist verleumderisch?) ... es ist verleum¬

derisch ... (Zwischenrufe Zelenka. — Streeruwitz:

Wir wollen den Minister hören! Wir haben Sie auch

sprechen lassen!) Es ist verleumderisch und abscheulich,

wenn doch Darstellungen in die Öffentlichkeit gegeben

werden, als ob ich Konzessionen an Banken hinaus¬

gegeben hätte. (Dr. Eisler: Das habe ich aber nichi
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behauptet!) Das habe ich auch nicht gesagt, aber es

wurde in der Öffentlichkeit behauptet und Sie hätten

es im Zuge dieser Erörterungen objektiverweise vielleicht

feststellen können, weil Sie sich über diese Konzessionen

ausgelassen haben. Im übrigen gipfeln die Ausführun¬

gen des Herrn Dr. Eisler über das Finanzministerium

darin, daß dieses aus Berichten der Bankenkommission

und aus ihm zugekommenen Mitteilungen in Kenntnis

von Unregelmäßigkeiten gewesen sei, die da und dort

vorkamen. Das ist gewiß richtig. (Zwischenrufe.)

Das Finanzministerium ist aber--nicht dazu berufen,

kriminelle Tatbestände zu verfolgen. (Schiegl: Es

kann die Anzeige erstatten!) Auch diesbezüglich muß

sich das Finanzministerium sehr große Beschränkung

auferlegen. (Schiegl: Das wurde uns immer gesagt!)

Gewiß habe ich es getan und mußte es tun. Ich habe

den Zwischenruf während der Rede Dr. Eislers gemacht:

Die Bankenkommission hat die Anzeige auch nicht

erstattet! Daraus hat Herr Dr. Eisler die Folgerung

abgeleitet, daß ich die Bankenkommission beschuldige.

Das ist absolut nicht der Fall. Ob die Bankenkommisfivn,

wenn sie Mißstände feststellt, eine Strafanzeige erstatten

soll oder nicht, möge sie selbst beurteilen. In einzelnen

Fällen wurde das Finanzministerium von der Banken¬

kommis ion befragt und ich habe jedesmal antworten

lassen, sie möge dies selbst beurteilen, und zwar aus

sehr guten Gründen. Es kann schon sein ich kann

es augenblicklich nicht sagen—,daß die Bankenkommission

damals die Anzeigen nicht erstattete. Wenn es nicht

geschah, so ist es gewiß begreiflich. Für das Finanz¬

ministerium ist hier Vorsicht Pflicht. Wenn man von

Mißständen und Unregelmäßigkeiten in einer Bank

hört, so kann natürlich jeder, der zu ihrer Kenntnis

gelangt, und in erster Linie derjenige, der sie selbst

feststellte, die Anzeige an die dazu berufene Behörde

erstatten. Das Finanzministerium hat eine diesbezüg¬

liche Funktion nicht, wohl aber müssen wir uns klar

machen, welches die Konst q- enzen einer abfälligen

Anzeige im einzelnen Falle sein könnten. Herr Dr. Eisler

hat selbst darauf hingewiesen, daß auch an schlecht

geführten Unternehmungen, in denen solche Dinge

vorgefallen sind, vielfach das Interesse von Personen

hängt, gegen die man keinerlei Vorwurf erheben kann.

Erstattet man, noch dazu in Zeiten, wie wir sie jetzt

durchgemacht haben, eine Anzeige, dann ist in der Regel

der völlige Zusammenbruch des Unternehmens die

Folge, wodurch dann die Angestellten, die Arbeiter,

die Einleger, und eine ganze Reihe anderer interessierter

Personen mit preisgegeben werden. (Schiegl: Das

ist immer Ihre Ausrede!) Nein, darüber darf zwischen

uns keinerlei Meinungsverschiedenheit bestehen. Eine

Oppositionspartei kann solche Skandale in einer viel

sensationelleren Weise besprechen, darüber will ich

mit Ihnen nicht rechten. Die Frage ist aber, welche

Stellung die Finanzverwaltung dazu zu nehmen hat.

(Schiegl: Der Regierungskommissär!) Sie nehmen

mir wieder das Wort aus dem Munde. Ich habe in

diesem Hause wiederholt und deutlich erklärt, daß in

der Einrichtung der Staatskommissäre keine Garantie

für die Korrektheit der Gebarung von Bankinstituten

gelegen sein kann. Im übrigen kann man natürlich

darüber verschiedener Meinung fein, ob das Konzessions¬

system richtig ist. (Schiegl: Dann muß man es ändern!)

Warten Sie doch einen Moment! Wenn Ihnen um

die Sache zu tun ist, so hören Sie mich doch an. Man

kann über das Konzessionssystem verschiedener Meinung

sein. Es gibt sehr beachtenswerte Urteiler, welche sagen,

das Konzessionssystem sei schlecht, weil ja die Staats¬

verwaltung nicht alles wissen und nicht alles prüfen,

daher nicht verhindern könne, daß gelegentlich auch

Personen Konzessionen erhalten, die Mißgriffe und

Fehler, ja sogar Verbrechen begehen; es sei die Ver¬

antwortung der Staatsgewalt zu groß, wenn man an

diesem System der Konzessionen festhalte. Darüber

läßt sich reden. Ich bin allerdings der Meinung, daß

die Lösung der Frage in diesem Sinne für Österreich

nicht die richtige wäre und deswegen haben wir —

übrigens mit Zustimmung der Herren auf der linken

Seite dieses Hauses —im Sommer ein Gesetz beschlossen,

welches übrigens gerade jetzt noch ergänzt werden

soll, wonach auch die Privatbankunternehmen einer

Konzession bedürfen. Wir glauben nicht etwa, daß dann

keine Mißgriffe oder Jrrc führungen mehr Vorkommen

können oder daß nicht Unternehmungen, die anfangs nach

Erteilung der Konzession vertrauenswürdig waren, später

diese Vertrauenswürdigkeit verlieren können. Man wird

uns auch dann noch vielleicht den Vorwurf machen, man

habe einer Unternehmung die Konzession erteilt, welche

später das Vertrauen nicht gerechtfertigt hat. Es

erscheint mir aber doch nicht das Entscheidende zu sein,

vielmehr muß dies für uns der Umstand sein, daß wir

durch das Konzessionssystem wenigstens die Möglich¬

keit haben, uns dort, wo von vornherein starke Bedenken

bestehen, negativ zu verhalten und das Ansuchen

abzuweisen. Dadurch kann viel größerer Schaden

vermieden werden und ich bin auch überzeugt, daß ich

richtig gehandelt habe, wenn ich in der letzten Zeit —

damit will ich nicht sagen, daß es früher leichtfertig

geschehen sei, aber man konnte vielleicht in einer Zeit

der Geldentwertung diese Verhältnisse nicht richtig

beurteilen — keine Konzessionen erteilt habe. (Zwischen-

rufe.) Bei den vielen beabsichtigten Gründungen handelt

es sich gewiß auch um Personen, von denen man durch¬

aus annehmen konnte, daß sie etwas leisten können.

Ich habe mich darauf festgelegt, keine Konzessionen zu

erteilen, weil ich überzeugt war, daß legitime Interessen

auch bei bestehenden Unternehmen irgendwie Unter¬

kommen können. Dies ist die Begründung für das

Verhalten des Finanzministeriums. Eine Aufsicht in

dem Sinne, daß das Finanzministerium verhindern

könnte, daß bei Banken Malversationen stattfinden,

gibt es nicht; das habe ich wiederholt erklärt und ich

warne Sie davor, die Öffentlichkeit immer in der

Richtung zu bearbeiten, als ob dies der Fall wäre
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(Zwischenrufe.) Selbst wenn ich in Kenntnis solcher

Dinge gekommen bin, muß ich immer noch bedenken,

ob es meines Amtes ist ... (Schiegl: Das ist ein

Freibrief für die Gauner!) Nein, das ist kein Freibrief,

da sind Sie im Irrtum. Es ist nicht meine Sache,

Strafanzeigen zu erstatten, wenn ich sehe, daß die

Konsequenzen vielleicht zu weitgehende wären. (Dr.

Bauer: Dann soll der Juslieniinister.Herkommen!)

Gerade wegen der Rede des Herrn Dr. Eisler dürfen

solche Annahmen nicht unwidersprochen bleiben.

(Zwischenrufe Schiegl.)

Präsident Eldersch: Herr Abg. Schiegl, ich bitte

nicht zu unterbrechen.

Finanzminister Dr. Kienböck: Ich bemängle dies

• auch bei der Bankenkommission nicht, obwohl ich sagen

muß, daß sie vielleicht etwas näher dazu wäre, denn

schließlich ist sie eine Instanz, welche sich speziell und

unmittelbar mit Untersuchungen zu befassen hat,

während ich im Finanzministerium gar feinen Apparat

dazu besitze und es ablehnen muß. (Skaret: Sie hat

Ihnen Bericht erstattet!) Ich habe es ihr überlassen,

ob sie in dem einen oder anderen Fall eine Strafanzeige

erstatten soll; wenn sie mich wieder fragen wird, werde

ich es ihr regelmäßig wieder überlassen, weil die Ver¬

antwortung dafür wohl jene Stellen übernehmen müssen,

die die Untersuchung vorgenommen haben und weil

die Finanzverwaltung nicht dazu da ist, Skandale

hervorzurusen. Sie können sich ja etwas freier bewegen,

obwohl es mich nicht freut, wenn Sie sich am Skandal

allzusehr weiden. (Zimschenrufe.) Daraus, daß man

in die Kenntnis einer Verfehlung, sagen wir auch von

leitenden oder einflußreichen Funktionären einer Unter¬

nehmung gelangt, die Konsequenz zu ziehen und sofort

eine Strafanzeige zu erstatten, dazu ist natürlich der

einzelne ohne weiteres berechtigt. Die Finanzverwaltung

ist dazu nur dann berechtigt, wenn sie vollständig sicher

ist, daß dadurch nicht weitergehende Schäden angerichtet

werden, und das wird nicht leicht der Fall sein. (Zwischen-

rufe.) Das gilt für alle.

Wenn Sie, Herr Dr. Eisler, vorhin haben durch¬

klingen lassen, als ob wegen dieser oder jener Anzeige,

die erstattet worden ist, bei mir Interventionen gemacht

worden wären, so sind Sie vollständig im Unrecht.

Das ist in keinem Falle geschehen. (Widerspruch.)

Ich muß es doch wissen, wenn jemand bei nur inter¬

veniert hätte. Ich würde in keinem Fall auf solche

Interventionen reagieren. Für die Finanzverwaltung

kann nur die Erwägung maßgebend sein, ob sie es

verantworten, kann, weitergehende Konsequenzen abzu¬

leiten, oder ob sie es denjenigen, welche die Verfehlungen

konstatiert haben, überläßt, die Gerichte anzurufen,

was natürlich ihr gutes Recht ist.

Jetzt könnten Sie vielleicht noch sagen: Wenn ich

einen so negativen und zurückhaltenden Standpunkt

einnehme, so ist das nicht genügend, es müsse ein Mehr

geben. Das leugne ich nicht. Daß sich nach Zeiten

der Geldentwertung des Umsturzes, in Spekulations¬

zeiten allerlei faule Früchte an: Wirtschastskörper

zeigen, ist nicht zu wundern. Wir müssen nun natürlich

sehr ernst daran denken, etwas Positives zur Ver¬

besserung der Verhältnisse zu schassen. (Zwischenrufe.)

Ich habe wiederholt meine Ansichten, über die Frage

in der Öffentlichkeit geäußert. Es ist nicht leicht, das

Problem richtig zu lösen. Ich bin der Meinung, daß

wir das Konzessionssystem beibehalten und es sogar

auf die Privatbanken ausdehnen müssen, obwohl ich

natürlich gar keine Garantie dafür habe, daß nicht

auch dabei, trotz bester Pslichterfütlung seitens der

Beamten, die sich damit beschäftigen, Mißgriffe Vor¬

kommen. Trotzdem halte ich es für nützlich, weil es

uns auf diesem Wege immerhin gelingen wird, eine

Reihe von Unternehmungen auszuscheiden oder gar

nicht aufkommen zu lassen, bei denen berechtigte Ein-

wände von vornherein bestehen. Im übrigen glaube

ich nicht, daß der Staat die richtige Instanz ist, um

eine lausende Überwachung der Korrektheit der Ge¬

barung und der Richtigkeit der Bilanzen zu verbürgen.

(Zwischenrufe.) Ich glaube es nicht, vielleicht sind

die Herren anderer Meinung. Weder die Erfahrungen

im Auslande noch das, was man hier an Erfahrungen

diesbezüglich gesammelt hat, ermutigt zu einer solchen

Annahme. Es bedarf vielmehr für diese Überwachung

gewisser Organe und ich vertrete die Meinung, daß

Organe, wie die beeideten Rechnungsprüfer, die zum

Beispiel in England bestehen, die cha te ed accoimtants

geeignet wären, wobei ich gar nicht glaube, daß man

ihre Tätigkeit gleich obligatorisch machen müßte. Es

müßte lediglich aus diesem Wege gesichert sein, daß

Unternehmungen, welche auf ihr eigenes Standing

halten und auf das Vertrauen des Publikums Anspruch

erheben, sich der Prüfung solcher Organe unterziehen.

(Dr. Ellenbogen: Aber die werden niemalsExekuiive

haben!) Das behaupte ich auch nicht. Es ist viel

gefährlicher, schlecht funktionierende Institutionen zu

haben, als zu warten, bis sich die Dinge geklärt haben.

Ich vertrete den Standpunkt - ich werde ja sehen,

wie sich die Parteien dazu verhalten - ohne Eigensinn

meinerseits, ich halte dieses System für das richtige

und möchte Sie dringend bitten - auch die geehrte

Opposition vertreten Sie doch nicht solche Stand¬

punkte, daß Sie pathetisch ausrufen: Das Finanz¬

ministerium ist dafür verantwortlich, wo Sie sich doch

darüber klar sein müssen... (Schiegl: Aber die

Inserate haben Sie doch gelesen!) Diese Nordisch-

Österreichische Bank hat in einer Reihe von Publikationen

inseriert, die Ihnen viel näher stehen als mir. (Dr.

Eisler: Wer ivar das? Wer steht uns nahe?) Näher

als uns. (Dr. Eisler: Wardasdie „Arbeiter-Zeitungu?)

Nein, die „Arbeiter-Zeitung" nicht. Ich werde Ihnen

dann gern die Exemplare vorlegen. Ich mache diesen

Organen gar keinen Vorwurf daraus. Aber es ist

ganz unangemessen, daß Sie mit solchen Dingen

operieren. Natürlich kann es Leuten gelingen, das

öffentliche Vertrauen irrezuführen. Wenn Sie aber
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das Finanzministerium beschuldigen, daß es irgendeine

Begünstigung, irgendeine besonders glimpfliche Be¬

handlung solchen Instituten habe zuteil werden lassen,

so ist das absolut unrichtig. (Dr. Eisler: Aber Ihr

Kollege hat ihm Geld gegeben!) Ich habe nicht einen

Heller angelegt. Es wäre vielleicht ganz zweckmäßig,

wenn solche Gelder immer unter Mitwirkung des

Finanzministeriums angelegt würden. So könnten

wir ... (Schiegl: Aber den Schmitz hätten Sie

verständigen können!) Verzeihen Sie, ich babe

natürlich den Minister für soziale Verwaltung in dem

Augenblick, wo ich erfahren habe, wie die Dinge dort

stehen, aufmerksam gemacht, und er hat sich auch bemüht,

die Gelder zurückzuziehen; es ist eben nicht mehr

gelungen. (Zwischenrufe.) Nehmen Sie die Depositen¬

bank und fragen Sie sich, ob nicht ... (Zwischenrufe.)

Es haben manche Stellen dort auch Gelder eingelegt ...

(Dr. Eisler: Weil Sie ihnen die Kapitalserhöhungen

bewilligt haben!) Weil Sie eben auch den Verlockungen

nicht widerstanden haben. Ich mache auch daraus

keinen Vorwurf, aber tun Sie nicht so, als ob nicht

jeder einer solchen Verlockung unterliegen würde. Es

kann passieren, daß jemand das Opfer des zu großen

Vertrauens wird, das er irgendeiner Institution ent¬

gegenbringt.

Ich werde auf das einzelne, was Dr. Eisler an

Positivem angeführt hat, antworten, sobald ich mir

das Material verschafft habe, sei es noch in dieser De¬

batte, sei es im Finanzausschüsse, was ich mir Vorbehalte.

Jedenfalls möchte ich sehr bitten, auch wenn solche

traurige Vorkommnisse geschehen, wie sie sich bei uns

gehäuft haben, eine positive Lehre daraus zu ziehen.

Wir dürfen uns nicht, wegen des Inlandes und wegen

des Auslandes nicht, an solchen Dingen weiden, die

uns schließlich alle ans Mark gehen. Wir haben kein

Interesse, die Dinge noch zu übertreiben. Hoffen

wir, daß die Übelstände nun alle aufgezeigt sind und

daß wir einer Zeit entgegengehen, die von diesen Dingen

nicht erfüllt sein wird. (Lebhafter Beifall und Hände¬

klatschen. — Zwischenrufe.)

Clessin: Hohes Haus! Es ist jedenfalls ein

erfreuliches Symptom wiederkehrender Ordnung und

des Respekts vor unseren eigenen Gesetzen, daß die

Finanzverwaltung den Voranschlag für das Jahr 1925

derartig rechtzeitig den: hohen Hause überreicht hat,

daß es selbst bei gründlichster Durchberatung aller

einzelnen Posten dem Parlament unschwer möglich

ist, diesen Voranschlag noch im Lause des heurigen

Jahres vollständig zu verabschieden. Und damit ist

wieder einmal die Möglichkeit gegeben, das Budget¬

jahr auf Grund eines im Vorjahre durchberatenen,

in allen seinen Teilen erledigten Voranschlages zu

führen, eine Tatsache, die gewiß nicht hoch genug an¬

geschlagen und gewertet werden kann. Allerdings

fällt beim Voranschlag für 1925 auf, daß er, was die

formale Art der Erstellung anbelangt, eigentlich den

umgekehrten Weg gegangen ist, der früher üblich war.

Früher und besonders zur Zeit der Inflation haben

die einzelnen Ressorts ihren Bedarf zusammen¬

gestellt, schließlich wurden die Erfordernisse der einzelnen

Ressorts addiert, und dann war es Aufgabe des Finanz¬

ministers, sich irgendwoher die Mittel zu verschaffen,

um die Bedürfnisse dieses ins Ungeheure angewachsenen

Voranschlages zu befriedigen. Wir müssen zugeben,

daß in der Tatsache, daß heuer die Endsumme des Vor¬

anschlages von vornherein festgestanden ist, zweifellos

eine gewiß sehr starke Beschränkung gelegen ist. Allein,

wenn wir die Sache ruhig und vorurteilsfrei überlegen,

müssen wir zugeben, daß es schließlich und endlich einen:

kleinen Staate nicht viel anders gehen kann als einem

einzelnen Staatsbürger oder einem einzelnen In¬

dividuum. Auch ein Einzelhaushalt, auch eine einzelne

Person darf, wenn sie vernünftig ist, nie mehr ver¬

brauchen, als sie hat. Freilich gibt es sehr viele Leute,

welche eine ganz andere Maxime vertreten, nämlich

die, daß sie sagen: ich muß so viel haben, als ich ver¬

brauche. Zweifellos ist es aber richtig, daß man in

den Zeiten höchster Not davon ausgeht, auf keinen

Fall eine Endsumme im Budget festzustellen, die über

das Maß der Leistungsfähigkeit der Bevölkerung hinaus-

geht.

Wir können — und das möchte ich besonders hervor¬

heben — in der Durchführung der Sanierung zwei

Perioden unterscheiden: die eine, eben abgelaufene

Periode, welche sich zum Ziele setzte, um jeden Preis

den Staatshaushalt zu sanieren, und eine zweite

Periode, von der ich annehme, daß sie vom nächsten

Jahre an beginnt, und diese Periode möchte ich als

jene der endgültigen Sanierung der Volkswirtschaft

bezeichnen. Es muß ganz offen zugegeben werden,

daß das Bestreben der Finanzverwaltung in den

abgelaufenen beiden Jahren der Sanierung haupt¬

sächlich und fast ausschließlich darauf abgestellt war,

un: jeden Preis und unter allen Umständen aus der

Bevölkerung jene Mittel herauszupressen und heraus¬

zudrücken, die notwendig waren, um den Staatshaus¬

halt glattzustellen. Wenn es auch keinen: Zweifel

unterliegt und richtig ist, daß die Vorbedingung jeder

geordneten Volkswirtschaft darin gelegen ist, daß der

Staatshaushalt in Ordnung geht, so ist es ebenso

richtig, daß auch trotz eines in Ordnung befindlichen

Staatshaushaltes, trotz Herstellung des Gleichgewichtes

in: Staatshaushalte möglicherweise der Fortbestand

der Volkswirtschaft gefährdet werden könnte. Und

gestehen wir es ganz offen, die Politik, welche bisher

von unserer Finanzverwaltung, wenn auch zwang¬

läufig, befolgt werden mußte, hat arg daran gestreift,

daß wir der Volkswirtschaft Opfer zumuten, welche sie

ohne die Gefahr des Zugrundegehens, ohne die Gefahren

schwerster Schädigung auf die Dauer nicht mehr zu

ertragen vermöchte. Daher bin ich der Meinung, daß

aus dem Budget, welches jetzt zur Beratung steht,

insbesondere auch aus einer Reihe von Gesetzen, welche

mit dem Budget im innigsten Zusammenhänge stehen,

146
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deutlich die Tendenz des gegenwärtigen Leiters des

Finanzministeriums hervorgeht, nunmehr, nachdem

die Sanierung des Staatshaushaltes zweifellos als

gesichert gelten kann, das Hauptaugenmerk darauf

zu richten, daß auch die unabweisbaren, gerechten

Bedürfnisse der Volkswirtschaft zum Worte gelangen.

In dieser Richtung möchte ich folgende Vorlagen

hervorheben: Es ist, wie der Herr Finanzminister in

seinem Expose angekündigt hat, vor allem geplant,

die Bank- und Valutenumsatzsteuer aufzuheben oder

wenigstens so weit herabzumindern, daß diese Herab¬

minderung praktisch einer Aufhebung gleichkommt.

Ferner ist von ausschlaggebender Bedeutung, daß

die Zinsen für die Jndustrieobligationen, die man

auszugeben hofft, nur zu 2 Prozent der Besteuerung

unterliegen und auch eine Herabsetzung der Gebühren

stattfindet. Ferner soll die Körperschaftssteuer zum

zweiten Male ermäßigt werden. Weiters sollen die

Vorschriften über das Geldeinlagenwesen einer Regelung

unterzogen werden. In Vorbereitung steht sodann

eine Herabminderung der allgemeinen Erwerbsteuer,

und schließlich sind in diesem Zusammenhänge auch die

Vorschriften zu erwähnen, welche sich mit der Gold¬

bilanzierung befassen.

Zuerst einige Worte über die Bankumsatzsteuer.

Die Bankumsatzsteuer ist zweifellos eine der schwersten

volkswirtschaftlichen Belastungen gewesen, welche wir

bisher zu tragen hatten. Zu jener Zeit, als sie ge¬

schaffen wurde, war diese Steuer aus dem Grunde

erträglich, weil wir mitten in der Jnflationsperiode

gestanden sind, einer Zeit, die ja schließlich jede Steuer

bis zu einem gewissen Grad erträglich gemacht hat.

Schließlich wa?ds eigentlich aus politischen Gründen

ziemlich klar, daß sich der Finanzminister dieser Steuer

bemächtigte, weil sie ja sonst ein anderer Faktor —

bekanntlich die Gemeinde Wien — in die Praxis über¬

setzt hätte. Die Bankumsatzsteuer ist aber heute zweifellos

als Doppelbesteuerung aufzufassen, und zwar aus dem

Grunde, weil mittlerweile bekanntlich die Waren¬

umsatzsteuer eingeführt wurde und diese schließlich und

endlich praktisch ja nichts anderes bedeutet als eine

Umsatzsteuer auf das Geld. Da bekanntlich die Waren

mit Geld beschafft werden, so ist bei gleichzeitigem Bestand

der Warenumsatzsteuer eine Doppelbesteuerung vor¬

handen. Die Abschaffung der Bankumsatzsteuer ist

aus dem Grunde besonders begrüßenswert, weil damit

gerade ein Argument weggenommen wird, welches

der Herr Abg. Dr. Eisler angeführt hat. Er sagte,

daß sich das Finanzministerium immer noch nicht ent¬

schließen könne, eine solche Steuerermäßigung ein¬

zuführen, die den Besitzlosen zugute kommt. Da sage

ich folgendes: Gerade die Auflassung der Bank¬

umsatzsteuer wird die unmittelbare Folge haben, daß

unsere Finanzverwaltung mit vollem Recht eine Herab¬

setzung des Zinsfußes der Bankdarlehen und eine

Herabsetzung der Bankenkonditionen praktisch durchsetzen

kann. Da nun bekanntlich heute auch die kleinsten

Erwerbstreibenden schon darauf angewiesen sind, sich

die Betriebsmittel durch Banken zu verschaffen, so

liegt es auf der Hand, daß jede Verbilligung des Bank¬

zinsfußesautomatischeine Verbilligung der Preisenachsich

zieht. Es ist also die Auflassung der Bankumsatzsteuer

typisch für die Auflassung einer Steuer, welche bei

entsprechender Preispolitik, die die Regierung einsetzen

lassen muß, gerade den Konsumenten in erster Linie

zugute kommen kann. Die Auflassung dieser Steuer

beweist besonders deutlich, daß es falsch ist, zu glauben,

man könne den Banken einseitig Steuern auferlegen,

die deren Erträgnis schmälern. Im Gegenteil: jede

Steuer, die ich den Banken auferlege, spiegelt sich ent¬

weder im Zinsfuß oder in den Bankkonditionen wider,

sie trägt damit unmittelbar zur Verteuerung der Preise

bei und trifft somit jeden einzelnen Konsumenten;

so wie es umgekehrt richtig ist, daß eine Herabsetzung

derartiger, den allgemeinen Verkehr hindernder oder

erschwerender Steuern auch unmittelbar dazu beiträgt,

das Lebensniveau jedes einzelnen zu heben und die

Möglichkeit besserer konsumtiver Verhältnisse auch

des Einzelindividuums herbeizuführen. -

Die Auflassung der Bankumsatzsteuer wird aber

nicht nur jenen Vorteil haben, den ich bisher aufgezeigt

habe, nämlich eine Erniedrigung der Bankenkonditionen,

sondern sie wird — was bisher in der Öffentlichkeit

noch zu wenig besprochen wurde — einen weiteren

außerordentlich großen wirtschaftlichen Vorteil mit

sich bringen. Diesen Vorteil sehe ich darin, daß mit

Bestimmtheit zu erwarten steht, daß unsere erwerbenden

Stände, insbesondere die Industrie, die Kaufmann¬

schaft, der Großhandel und auch der mittlere Handel,

die ihnen jeweils, wenn auch nur für kurze Zeit, zur

Verfügung stehenden Gelder wieder in die Bank geben

und so der Allgemeinheit zur Verfügung stellen werden.

Bekanntlich ist die Bankumsatzsteuer in der Praxis

deswegen besonders hart gewesen, weil bei ihr jede

Buchung der Versteuerung unterlögen ist, so daß selbst

ganz einfache Transaktionen, zum Beispiel ein ein¬

faches Akkreditiv, das auf jeder Seite zwei Buchungen

erfordert, das Viertelpromille — das ist die Bank¬

umsatzsteuer — vierfach bezahlen mußte. Dadurch ist

der volkswirtschaftlich sehr abträgliche Zustand ein¬

getreten, daß sich viele Firmen nicht entschlossen haben,

ihre jeweils auf kurze Zeit disponiblen Gelder den

Banken zu übergeben, weil ja durch die Notwendigkeit

verschiedener Buchungen, der Übertragung auf einzelne

Konti eine ganz bedeutende Verminderung der Summe

des Geldes eingetreten ist, der für diese kurze Zeit

keine ausschlaggebende Verzinsung gegenüberstand.

Es ist daher die Auslassung dieser Steuer auch aus dem

Grunde besonders zu begrüßen, weil sie wesentlich

dazu beitragen wird, das, was früher war, nämlich

die sofortige Abführung jedes zur freien Verfügung

stehenden Betrages an die Bank, wieder in der Praxis

durchzuführen.
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Auch der Abschaffung, beziehungsweise, was gleich¬

bedeutend ist, der Ermäßigung der Balutenumsatz-

steuer auf ein Hundertstel ihres bisherigen gesetzlichen

Ausmaßes kommt eine hohe Bedeutung zu. Die

Balutenumfatzsteuer war sicherlich zu jener Zeit be¬

rechtigt, als der Bedarf an Valuten zum weitaus

überwiegenden Teil ein illegaler, zumindest aber ein

volkswirtschaftlich nicht notwendiger war. Die Väluten-

umsatzsteuer wurde damals auf ihre höchste Höhe,

auf 4 Prozent, emporgehoben, als die Flucht vor der

Krone eine allgemeine Erscheinung war. Erinnern

wir uns nur einige Jahre zurück, so wissen wir, daß

damals selbst im entferntesten Gebirgsdorf die Flucht

vor der Krone eingerissen ist, daß damals die ganze

Bevölkerung von dem Taumel befallen war, es lasse

sich nur dann der Wert des Erworbenen erhalten, wenn

man entweder sinnlos Waren einkauft oder sein Geld-

einkommen sofort in ausländischen Valuten festlegt.

Damals hat sich die volkswirtschaftlich so überaus traurige

Erscheinung gezeigt, daß alle Bevölkerungskreise fast

ausnahmslos ihr Geld in fremde Valuten umwandelten

und damit eigentlich den: Auslande ein zinsenloses

Darlehen auf Kosten unseres Staates gewährten.

Damals war die Valutenumsatzsteuer sicherlich berech¬

tigt, da sie bis zu einem gewissen Grade prohibitiv

wirkte. Heute aber, wo besonders durch die so stark

restringierende Kreditpolitik der Nationalbank unsere

Industrie, Handel und Gewerbe gezwungen werden,

ihre Reserven an Valuten den eigenen Unternehmungen

zur Verfügung zu stellen, können wir mit Sicherheit

annehmen, daß nur noch der legale Bedarf an Valuten

zu befriedigen ist, der sich daraus ergibt, daß unsere

Volkswirtschaft im Auslande Rohstoffe und andere

Hilfsmittel der Produktion erwirbt. Eine weitere

Aufrechterhaltung der Valutenbesteuerung wäre daher

im gegenwärtigen Zeitpunkt produktionshindernd, und

es ist freudigst zu begrüßen, wenn die Leitung unserer

Finanzverwaltung in dieser Richtung den Bedürfnissen

der Volkswirtschaft entgegenkommen will.

Bon besonderer Bedeutung ist die Ermäßigung der

Körperschaftssteuer. Sie wurde vor einiger Zeit auf

36 Prozent herabgesetzt, ist aber noch immer viel zu

hoch, um unserer Industrie die Konkurrenz mit dem

Auslande mit einiger Aussicht auf Erfolg zu ermöglichen.

Im Frieden betrug die Körperschastssteuer bekanntlich

10 Prozent. Allerdings war sie damals auch dem Zu¬

griff der Länder und Gemeinden freigegeben, und nach

dem Umsturz haben ja einzelne Gemeinden ihre Finanzen

geradezu dadurch in Ordnung gebracht, daß sie bis

in die Tausende von Prozenten gehende Umlagen auf

diese Steuer legten. Die Folge war, daß die Industrie

in dem einen Lande weit teurer produzierte als in

einem andern. Inzwischen wurde die Kvrperschasts-

steuer vor der Erhöhung durch autonome Zuschläge

geschützt, es hat sich aber gezeigt, daß sie noch immer

viel zu hoch ist, zumal die körperschaftssteuerpflichtigen

juristischen Personen noch eine ganze Reihe anderer

Lasten tragen müssen. Es ist auch sicherlich richtig,

daß die Finanzverwaltung mehr davon hat, wenn eine

Reihe von Unternehmungen, die heute kaum noch atmen

können, infolge einer Ermäßigung der Körperschaftssteuer

weiter besteht, als wenn aus jeder Unternehmung so

viel herausgepreßt wird, bis die finanziellen Lasten
sie erdrücken.

Bei dieser Gelegenheit muß auch, obgleich dies¬

bezüglich noch keine Äußerungen des Herrn Bundes¬

finanzministers vorliegen, mit allem Nachdruck verlangt

werden, daß gleichzeitig und verhältnismäßig eine

Verminderung der allgenreinen Erwerbsteuer, also

jener Erwerbsteuer einzutreten hat, die von den

Einzelpersonen geleistet wird. Diese Erwerbsteuer ist

bekanntlich heute schon bei verhältnismäßig geringem

Einkommen mit 10 Prozent festgesetzt. Es ist dies ein

Steuerfuß, der weit über die Verhältnisse des Friedens

hinausgeht. Es ist ganz ausgeschlossen, daß unser

Gewerbestand, besonders da er infolge des Mangels

an Betriebskapital daraus angewiesen ist, mit Bank¬

krediten zu arbeiten, diesen hohen Steuersatz noch auf

die Dauer ertragen könnte. Es muß im Gegenteil mit

allem Nachdruck gefordert werden, daß die allgemeine

Erwerbsteuer in ein solches Verhältnis zur Körperschafts¬

steuer gebracht werde, wie dies auch im Frieden der

Fall gewesen ist. Die Erwerbsteuer ist ja nun einmal

eine Doppelbesteuerung, und es ist daher mit vollem

Recht zu verlangen, daß sie wenigstens die Grenzen

der jeweiligen Verträglichkeit nicht überschreite. Ich

möchte darauf verweisen, daß die allgemeine Erwerb¬

steuer im Frieden, aus den Reinertrag umgerechnet,

vielleicht durchschnittlich 2 Prozent betragen haben

mag, während die Körperschaftssteuer damals bekannt¬

lich 10 Prozent gewesen ist. Es würde demgemäß

also auch jetzt, wenn die neue Körperschaftssteuer

36 Prozent ist und auf 25 Prozent reduziert werden soll,

eine Ermäßigung in gleichen! Umfange einzutreten

haben, so daß die allgemeine Erwerbsteuer wiederum

etwa ein Fünftel der Körperschaftssteuer wäre, das heißt

praktisch ausgedrückt, es soll die Erwerbsteuer in keinem

Falle mehr als 5 Prozent gegenüber den heutigen 10 Pro¬

zent ausmachen. Dabei muß ich aber eines besonders

hervorheben °. Zweifellos ist es eine begrüßenswerte

Einführung, daß die Finanzbehörden sich allmählich

daran gewöhnen, das Steuermandat praktisch zu hand¬

haben. Allein man kann sich des Gefühls nicht erwehren,

daß es nicht libereifer einzelner Funktionäre ist, sondern

daß ein zentraler Auftrag in der Richtung vorliegt, daß

sie die Einführung des Steuermandats dazu benutzen

oder, besser gesagt, mißbrauchen, um durch die mit dem

Steuermandat verbundene Präklusivfrist dem einzelnen

Steuerträger eine bedeutend höhere Steuerschuldigkeit

vorzuschreiben, als dem Bekenntnisse entspricht. Be¬

kanntlich sind viele Gewerbetreibende bis heute noch

nicht damit vertraut, welche Folgen es hat, wenn irgend¬

eine Frist versäumt wird; sie sind mit den Wirkungen

von Präklusivfristen noch absolut nicht bekannt und
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daher kommen immer und immer wieder Fälle vor,

daß solche Leute im Drange der Geschäfte übersehen,

gegen die Steuermandate vor Ablauf der Frist Ein¬

sprache zu erheben, und dadurch das Steuermandat

in Rechtskraft erwächst. Es ist gewiß nichts dagegen

einzuwenden, daß in jenen Fällen, wo der Steuer¬

behörde bekannt ist, daß es sich um Zensiten handelt,

die erfahrungsgemäß zu niedrig fatieren, das Steuer¬

mandat höher gestellt wird, aber es geht ganz und gar

nicht an, daß vielleicht die schlechte Steuermoral der

hier in Wien so zahlreich zugewanderten Elemente

aus dem Osten auch generell allen unseren Leuten in

den Ländern zugemutet wird, und es ist festzustellen,

daß aus allen Ländern Klagen in gleicher Richtung

kommen, dahingehend, daß in allen Fällen niemals

der im Bekenntnis auffcheinende Betrag dem Steuer¬

mandat zugrunde gelegt wird, sondern daß von vorn¬

herein je nach der vermeintlichen Leistungsfähigkeit

des betreffenden Zensiten von den einzelnen Amts-

organen mehr oder minder hohe Millionenzuschläge

gemacht werden. Wenn dem Herrn Finanzminister

daran gelegen ist, daß wenigstens jenes Ausmaß der

Steuermoral wieder Platz greift, wie es im Frieden

gewesen ist, dann muß er auch dafür Vorsorge treffen,

daß nicht durch Mißbrauch einer an sich gewiß ver¬

nünftigen Einrichtung das Vertrauen dieser Einrichtung

selbst zerstört wird. Ich meine, der Herr Finanzminister

muß klipp und klar zu erkennen geben, daß es nicht

seine Absicht ist, das Steuermandat von seinen unter¬

geordneten Organen dazu mißbrauchen zu lassen,

von einzelnen Zensiten eine ungerechtfertigte Erhöhung

der Steuerschuldigkeit zu erpressen.

In diesem Zusammenhang muß auch über die Politik

des Geldeinlagengeschästes gesprochen werden. Es

ist eine volkswirtschaftlich sehr beklagenswerte Tatsache,

daß sich heute eine Unmenge von Faktoren um das

Geldeinlagengeschäft rauft und sich in dem Anbieten

höherer und immer höherer Zinsen gegenseitig kon¬

kurrenziert. Während in früherer Zeit das Geldein¬

lagengeschäft wenigstens für die mittleren und kleineren

Sparer bei der städtischen und märktischen Bevölkerung

fast ausschließlich den Sparkassen und bei den ländlichen

Schichten den Raiffeisenkasfen u. dgl. oblegen

ist, machen wir heute die Wahrnehmung, daß sich eine

ganze Anzahl von sehr oft durchaus nicht soliden Geld¬

instituten um Gelddarlehen in der aufdringlichsten

Weise bewirbt. Daher kommt es, daß diese unlauteren

Elemente — denn solche sind es meistens — sich im

Uberbieten von immer höheren Zinsen gegenseitig

konkurrenzieren. Es ist doch selbstverständlich, daß,

wenn dem Geldgeber insgeheim 25, 30 Prozent und

noch mehr für seine Einlage geboten wird, dann auch

aus der Volkswirtschaft heraus jene Opfer gesucht werden

müssen, die entsprechend noch viel höhere Debetzinsen

zahlen. Und da ist es gerade eine sehr traurige Tatsache,

daß gewisse wirtschaftlich schwache Elemente, welche

weder bei den Großbanken noch auch bei den Mittel¬

banken zur Befriedigung ihres Kreditbedürsnisses an¬

kommen, diesen sogenannten Kleinfirmen — nennen

wir sie Schwindelsirmen — zum Opfer fallen und dort

unter den ungeheuerlichsten Bedingungen Geld auf¬

nehmen müssen. Es muß sich daher die Regierung, wenn

sie ihre Politik wirklich daraus richtet, allmählich eine

fortschreitende Herabsetzung des Zinsfußes herbei-

zuführen, in allererster Linie eine Regelung des Geld¬

einlagenwesens treffen, und da glaube ich, muß es bei

dieser Vorsorge die erste Ausgabe sein, die Bevölkerung

wieder dazu zu bringen, daß sie ihre Ersparnisse nicht

irgendwelchen unsicheren Unternehnmngen anvertraut,

sondern wiederum in erster Linie die Sparkassen berück¬

sichtigt. Es muß deshalb dem Einlagebuch der Sparkasse

meines Erachtens ein besonderer Schutz zuteil werden.

Wenn mein unmittelbarer Herr Vorredner davon

gesprochen hat, daß viele kleine Einleger zu bedauern

sind, die bei der Nordisch-Österreichischen Bank ihre

Einlagen verlieren, so muß ich schon sagen, daß es

bedauerlich ist, wenn Leute, die von diesen Geld¬

geschäften keine Ahnung haben, ihre Kleinersparnisse

derartigen Unternehmungen zuführen. Gewiß soll

die Finanzverwaltung das Möglichste tun, um die

Bevölkerung vor Schaden zu bewahren. Man muß aber

doch ganz offen zugeben, daß es zu weit gegangen wäre,

jemand zu schützen, der, obwohl er keine Ahnung

hat, wie manche Banken arbeiten, sein Geld, statt in

die Sparkasse zu legen, solchen Instituten anvertraut.

Ja, wer sich in eine Gefahr begibt, der muß riskieren,

daß er in der Gefahr umkommt. So traurig diese Vor¬

kommnisse auch fiir kleine Sparer sind, so muß ich doch

der Hoffnung Raum geben, daß vielleicht die kleinen

Sparer endlich einmal gescheiter werden und dort

hingehen, wo sie unbedingte Sicherheit für ihre Ein¬

lagen haben, das sind eben die Sparkassen, die Raiff¬

eisenkassen und ähnliche Einrichtungen, die heute in

jedem, auch dem kleinsten Orte, ihre Ausnahmestellen

haben.

Nebenher will ich erwähnen, daß gewiß auch die

Schaffung eines Depotgesetzes sehr zu begrüßen ist.

Die Anregung dazu wurde auch schon im Sonder¬

ausschuß im Sinne des Bankkommissionsgesetzes

gemacht, denn es muß ebenfalls ganz offen zugegeben

werden, daß es dem Laien in Geldsachen geradezu

unfaßbar erscheint, welche Mißbräuche im öffentlichen

Geldwesen eingerissen sind. Es muß doch jeder, der

Effekten gekauft und deponiert hat, selbstverständlich

im freien Depot, glauben, daß diese Effekten tatsächlich

unbelastet im Giro- und Kasfenverein oder sonst einer

Bank für ihn erliegen. Tatsache ist aber, daß sich in

der Nachkriegszeit der Mißbrauch herausgebildet hat,

daß die Banken sogar vollkommen freie Depots ihrer

Kunden belehnen. Es wird darin gar nicht.mehr das

Merkmal der Veruntreuung erblickt insofern die Bank

der Größe ihres Unternehmens entsprechend jederzeit

in der Lage ist, dieses von ihr belehnte Esfektendepot

sofort wieder abzudecken. So wertvoll es ist, wenn sich
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das Recht durch entsprechende Usancen, durch Gewohn¬

heitsrecht sortbildet, dars man doch niemals die Hand

dazu bieten, daß, wenn auch unter dem Druck äußerer

wirtschaftlicher Verfallserscheinungen, derartige Zu¬

stände Platz greifen, indem das, was dem einfachen

Menschenverstand als glatte Veruntreuung erscheint,

in gewissen Bank- und Finanzkreisen als zulässiger

„Brauch" erklärt wird. Soviel zum Depotgesetz.

Und nun noch ein Wort zur Goldbilanz. Ich will

mich über die Goldbilanz nicht verbreitern, weil ich

der Meinung bin, daß in diesem hohen Hause Personen

sitzen, die zufolge ihrer praktischen Erfahrungen mehr

als ich das Recht haben, über die Einführung von Gold-

bilanzen zu sprechen. Ich möchte aber eines sagen.

Wenn man den Ausdruck Goldbilanz gebraucht, so

bin ich davon überzeugt, daß sich die Bevölkerung bei

diesem Worte nicht eigentliche Bilanzen vorstellt,

in denen der Wert der einzelnen Posten in Goldkronen,

in Friedenskronen, angegeben ist, sondern man stellt

sich unter einer Goldbilanz gar nichts anderes vor als

eine annähernd wahre Bilanz, die wenigstens zum Teil

den Zweck erfüllt, über das betreffende Unternehmen

Klarheit zu schassen. Es liegt doch auf der Hand, daß

eine Bilanz niemals einen Wert haben kann, in der

der Grundsatz „Krone ist Krone" ausrechterhalten

erscheint. Ich glaube, schon jeder etwas fortgeschrittene

Volksschüler weiß, daß man Brüche mit ungleichem

Nenner nicht addieren kann, und es ist daher eine Lächer¬

lichkeit, wenn man zum Beispiel mit Friedenskronen

zu Buch stehende Liegenschaften in den Bilanzen mit

Warenvorräten ausweist, die in jüngster Zeit angeschasst

worden sind, weil in dem einen Falle eine Krone mit

dem Nenner 1, in dem anderen Falle bekanntlich mit

dem Nenner 14.400 gemeint ist. Es ist deshalb klar,

daß wir endlich darangehen müssen, Goldbilanzen in

dem Sinne aufzustellen, daß wir der Bilanzwahrheit

näherkommen. Das ist vor allem vorn Standpunkte

des Finanzministers, ich meine vom steuertechnischen

Standpunkte aus notwendig, allerdings hier mit einem

sofort zu machenden Vorbehalte. Diese mit der Er¬

stellung von Goldbilanzen unmittelbar im Zusammen¬

hang stehende Umwertung darf niemals zum Ausgangs¬

punkte irgendwelcher fiskalischer Maßnahmen gemacht

werden. Das ist eine Selbstverständlichkeit. Es ist aber

die Herstellung von Goldbilanzen nicht etwa nur wegen

des Bundesministers für Finanzen notwendig, sondern

sie ist auch aus dem Grunde unentbehrlich, weil wir

des Kredits aus dem Auslande bedürfen und so lange

keine Kredite erhalten werden, als nicht faktisch Bilanzen

vorliegen, die den Zweck erfüllen, wirklich Klarheit

über das betreffende Unternehmen zu verschaffen.

In diesem Zusammenhänge möchte ich daraus zurück¬

kommen, daß es wohl höchste Zeit ist, einen Gedanken

zu verwirklichen, der von der Bankenkommission in

einem detaillierten Berichte dem Sonderausschuß

für das Bankkommissionsgesetz vorgelegt wurde.

Es ist dies die Einführung von — nennen wir sie beeidete

öffentliche Bücherrevisoren nach dem Muster der in

England schon längst bestehenden 0b artereck aeeountants.

Ich stelle mir nicht vor, daß diese beeideten Bücher¬

revisoren obligatorisch eingeführt werden sollen, ich

bin, wie auch heute der Herr Finanzminister zum Aus¬

druck gebracht hat, der Meinung, daß es vollständig

genügt, wenn diese Institution besteht; es wird und

kann gar nicht lange dauern, bis sich nicht nur alle

Bankaktiengesellschasten, sondern auch alle anderen

Aktiengesellschaften dieser Einrichtung bedienen, weil

aus die Dauer der Kredit einer Aktiengesellschaft wesent¬

lich davon abhängig sein wird, ob sie sich der Revision,

welche von diesen beeideten Buchsachverständigen aus¬

geht, unterzogen haben wird oder nicht. Zum Ver¬

ständnis dieser Tatsache muß ich wohl anführen, daß

die sogenannten Revisionen, wie sie heute in den General¬

versammlungen der Aktiengesellschaften durch Revisoren

stattfinden, eigentlich nur rein formale, aber keine

materiellen Revisionen sind, denn sie beinhalten ja gar

nichts anderes als lediglich die Feststellung der Über¬

einstimmung der Bilanz mit dem Hauptbuche und den

vorgelegten Bilanzunterlagen. Diese Revisionen be¬

handeln alle nicht materiell die Bilanz, sie geben daher

durchaus nicht die Gewähr, daß das Unternehmen

gesund ist, sondern sie geben nur die Gewähr, daß in

formaler Beziehung keine Verstöße vorliegen, sie sind

eigentlich mehr oder weniger nur eine Überprüfung

aus die Ziffernrichtigkeit, nicht aber aus den Stand des

Unternehmens und seine wirtschaftliche Wertung.

Aus dem Grunde müssen wir unbedingt darangehen,

ehestens diese beeideten öffentlichen Bücherrevisoren ein¬

zuführen. Ich glaube, daß wir in Österreich, speziell

in Wien, schon ziemlich viele Personen hätten, die

dieses Amt aus Grund ihrer langjährigen Erfahrung

ausüben könnten. Ich glaube, daß da vor allem aus die

im Gremium der Buchsachverständigen vereinigten

Personen gegriffen werden könnte. Die Einführung der

beeideten Buchsachverständigen hat vielleicht noch den

weiteren Vorteil, daß als deren Angestellte möglicher¬

weise auch eine Reihe von abgebauten Bankbeamten

Stellung finden könnten, ein Problem, dessen Lösung

uns ebenfalls naheliegen muß.

Ich möchte nun noch einiges über die Stellung vom

Bund, Ländern und Gemeinden sagen. Der Herr

Finanzminister hat jedenfalls vollständig recht, wenn

er sagt: Ich kann nur dann eine Steuerermäßigung

mit der Aussicht, daß sie ihren volkswirtschaftlichen

Effekt voll erreicht, eintreten lassen, wenn ich die Gewähr

babe, daß diese Verminderung, die den einzelnen

Unternehmungen zugute kommt, nicht etwa von einer

autonomen Körperschaft, etwa von einer Gemeinde

oder einem Land, wieder ausgehoben und ausgeglichen

wird. Es ist daher notwendig, daß zwischen dem Bund

und den Ländern solche Vereinbarungen getroffen

werden, welche ausschließen, daß der volkswirtschaftliche

Effekt, welcher durch die Ermäßigung der Steuern ein-

tritt, durch Gegenmaßnahmen dieser Körperschaften
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wieder wettgemacht würde. Anderseits muß aber auch

hervorgehoben werden, daß die Sanierung der Landes¬

sinanzen und vor allem die Sanierung der Finanzen

der Landeshauptstädte — mit Ausnahme der Stadt

Wien — noch nicht eingetreten ist. Die Länder haben

zweifellos große Aufgaben zu erfüllen, sie haben für

Aufgaben die finanzielle Deckung aufzubringen, die

ihnen schwere Lasten aufbürden. Da müssen ihnen die

Mittel zur Verfügung gestellt werden. Ich denke da

vor allem an das Problem der Lehrerbesoldung. Die

Lehrerbesoldung muß derart durchgeführt werden, daß

die Lehrer jenes Durchschnittseinkommen erhalten,

welches den vorbildungsgleichen Staatsbeamten im

Bundesdienste zukommt. Es ist dies eine Aufgabe, die

große finanzielle Mittel von den Ländern erfordert.

Insbesondere muß aber darauf hingewiesen werden,

daß sich die Finanzen der Landeshauptstädte in einem

sehr kläglichen Zustande befinden und daß auch diesen

Gebietskörperschaften die Möglichkeit ihrer Existenz

unbedingt gesichert werden muß. Im Frieden war dies

freilich leichter. Im Frieden waren alle Landeshaupt¬

städte mit Wien an der Spitze gegen den Staat organi¬

siert; heute ist die Sache ganz anders. Heute ist Wien

ein selbständiges Land und als selbständige Gebiets¬

körperschaft infolge feiner Lage derart günstig gestellt,

daß gegenwärtig der Finanzminister mit dem Finanz¬

referenten der Stadt Wien ringen muß, damit dem Bund

das bleibe, dessen er bedarf. Es stehen also die einzelnen

Landeshauptstädte in ihren Bestrebungen, zu entsprechen¬

den Einkommensquellen zu gelangen, allein da. Sie

liegen oft in schwerstem Kampfe mit den Majoritäten

der ihnen finanziell und finanzpolitisch übergeordneten

Länder. Es muß also dem Herrn Finanzminister drin¬

gendst nahegelegt werden, daß er auf die Befriedigung

der unabweisbaren Bedürfnisse, insbesondere der Landes¬

hauptstädte, im Zuge der jetzt zu treffenden Verein¬

barungen zwischen dem Bunde und den autonomen

Körperschaften nicht vergesse. Anderseits muß auch

zugegeben werden, daß der Herr Bundesfinanzminister

mit vollem Rechte an die Stadt Wien wird appellieren

können, daß sie auch ihm entgegenkommt; denn es hat

Zeiten gegeben, wo die Bedeutung der Stadt Wien

derart groß war, daß — es war vor zirka 200 Jahren —

die Stadt Wien die Finanzierung des ganzen damaligen

Zisleithaniens, der ganzen westlichen Reichshälfte,

übernommen hat. Ich denke an den sogenannten Wiener

Banko, der im Jahre 1705 unter Josef I. gegründet

worden ist und der damals dem Staate jene Mittel

zur Verfügung stellte, die er brauchte.

Noch ein Wort zu den im Zuge der jüngsten Genfer

Übereinkommen geplanten Ersparungen der Regierung.

Es unterliegt keinem Zweifel, daß in Österreich all¬

überall gespart werden muß, wo dies irgendwie ver¬

nünftig möglich ist, und daß derBureaukratismus überall

dort beseitigt werden muß, wo er Blüten getrieben hat.

Es unterliegt auch keinem Zweifel, daß wir alles daran¬

setzen müssen, um eine vernünftige und gesunde Kommer¬

zialisierung in die Wege zu leiten. Es ist aber ebenso

richtig, daß man nicht aus dem Bestreben nach Kommer¬

zialisierung ein reines Schlagwort machen darf. Es

muß auch vor einer blindwütigen Kommerzialisierung

gewarnt werden; es gibt eben Dinge, die sich nicht

kommerzialisieren lassen. Ich halte es in dieser Richtung

'ür falsch, zu glauben, man könne unsere Forstwirtschaft,

soweit unsere Staatsforste in Betracht kommen, kom¬

merzialisieren. Das halte ich für durchaus falsch. Es

ist möglich, die freien Erträgnisse unserer Staatsforste

kommerziell zu verwerten. Das unterliegt keinem Zweifel.

Aber die Führung der österreichischen Forstwirtschaft

muß unbedingt nach rein forstwissenschaftlichen Grund¬

sätzen erfolgen. Wir dürfen niemals übersehen, daß

in den Alpenländern der Großteil der Bauernschaft

mit der Befriedigung der ihm aus den Staatsforsten

zustehenden Servituten an Brennholz, Nutzholz, Bau¬

holz, Streubezug, Holzbezug für Zäune usw. steht und

fällt. Es steht also dort aus den Staatsforsten nur das

zur kommerziellen Verwertung frei, was nach Befriedi¬

gung des legalen Bedarfes der eingeforsteten Personen

erübrigt. Ich betone von vornherein, daß es gewisse

Fälle gibt, in denen zugegeben werden muß, daß eine

Regulierung der Servitutsansprüche vollständig am

Platze wäre. Aber soweit unsere Landwirtschaft auf

den Holzbezug nur aus den Staatswäldern angewiesen

ist, ist eine Kommerzialisierung schlechtweg ausgeschlossen.

Auch bitte ich, niemals zu vergessen, daß ein großer

Teil unserer Wälder in den Ländern draußen Schutz-

und Bannwälder sind, deren Erhaltung aus klimatischen

Mcksichten unbedingt geboten ist. Es ist daher ganz

ausgeschlossen, daß wir irgendeinen Ausländer über

unsere herrlichen Forstbestände lassen, der sie etwa nur

als ein Objekt rein konrmerzieller Ausbeutung des Holz¬

bestandes ansehen würde. Ich wiederhole also, ich bin

der Meinung, daß die Forstwirtschaft selbst nach forst¬

wissenschaftlichen Grundsätzen zu betreiben ist, also

niemals kommerzialisiert werden kann. Die Ergebnisse,

welche die Forstwirtschaft bei rationellem Betriebe

liefert, können dann ohne weiteres kommerziell ver¬

wertet werden.

Damit komme ich nun auch zu jenen Bestrebungen,

von denen man schon wiederholt hörte, die Forst¬

direktionen in den einzelnen Bundesländern aufzu¬

lassen. Ich glaube, die Einrichtung der Forstdirektionen

in den Ländern wurde mit gutem Bedacht in den

siebziger Jahren geschaffen. Es ist klar, daß über der

lokalen Forstverwaltung eine übergeordnete Instanz

bestehen muß, die die kommerziellen und rechtlichen

Fragen der Bewirtschaftung der Staatsforste erledigt.

Es ist auch klar, daß es nicht drei Instanzen geben muß.

Es muß aber auch zugegeben werden, daß die Bewirt¬

schaftung der ausgedehnten Staatsforste doch sicherlich

leichter an Ort und Stelle geleitet werden kann als

von Wien aus. Es wäre darum naturgemäß und wün¬

schenswert, eher eine Dezentralisation eintreten zu

lassen und den bestehenden vier Forstdirektionen einen
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größeren Wirkungskreis einzuräumen, als den Versuch

einer Zentralisierung zu unternehmen und die zirka

90 lokalen Forstverwaltungen in Österreich plötzlich

einer einzigen Generaldirektion in Wien zu unterstellen.

Wenn ich also einerseits vor Kommerzialisierungs¬

bestrebungen der Forstwirtschaft im engeren Sinne

warne, so warne ich auch vor der Auflassung der Forst¬

direktionen in den Ländern, die nicht nur keine Ersparnis,

sondern wahrscheinlich bedeutende Mehrausgaben

bringen würde.

Ganz ähnlich verhält es sich auch mit der geplanten

Einrichtung der Salinen als eigener Wirtschaftskörper.

Ich gebe zu, daß der Betrieb der Salinen, der ja zunr

Teil auf Hunderte von Jahren zurückreicht, vielfach

bureaukratisch erstarrt ist, daß sich hier zweifellos bei

einigem guten Willen Reformen durchführen lassen.

Ich halte es aber für gänzlich ausgeschlossen, daß

zur Verwertung unserer Salinen ein eigener

Wirtschaftskörper, eine eigene juristische Person ge¬

schaffen wird, der das Eigentum an den Salzbergen,

an den Hütten, an den Gebäuden und anderen Ein¬

richtungen überlassen wird. Ich bin der Meinung,

das Eigentum an den Salzbergen, den Aufbereitungs¬

stätten, den Hütten, Gebäuden und dem Grundbesitz

muß unbedingt dem Bunde verbleiben, Und wenn

der Staat schon die Betriebsführung kommerzialisiert,

dann muß er ein Aufsichtsorgan schaffen, das ihm die

Gewähr bietet, daß mit unseren Salinen kein Raub¬

bau getrieben wird. Gewiß können auch hier Ver¬

besserungen getroffen werden, sie dürfen aber niemals

auf Kosten der Substanz gehen, und es darf sich lediglich

nur darum handeln, die Wirtschaftsführung solchen

Personen zu überlassen, die glauben, sie besser leiten

zu können. Niemals aber darf das Eigentum an unseren

Salinen anderen Faktoren ausgeliefert werden.

Es unterliegt keinem Zweifel, daß das gegenwärtige

Budget in den verschiedensten Kreisen wegen seiner

Knappheit, wegen seiner Gedrängtheit Anstoß erregen

wird, weil niemand von den Ziffern, wie sie in den

einzelnen Ansätzen enthalten sind, voll befriedigt sein

kann. Eines aber glaube ich feststellen zu können, und

das ist die Tatsache, daß jetzt der Höhepunkt der Be¬

lastung nicht nur für die selbständig erwerbenden

Stände — ich meine Industrie, Handel und Gewerbe —

erreicht ist, sondern auch für die Konsumenten. Wir

können jetzt mit Bestimmtheit erwarten, daß die

Regierung es als ihr oberstes Ziel ansieht, eine Reduktion

der Zinsenlasten und der Bankenkonditionen allmählich,

aber fortschreitend in die Wege zu leiten. Durch diese

Reduktion der Bankenkonditionen und der Zins¬

sätze muß eine Verbilligung der Preise, mindestens aber

ein Gleichbleiben, eine Stabilität der Preise erzielt

werden. Dieses Bestreben, endlich eine Herabsetzung

der Preise, mindestens aber, bis unsere Volkswirtschaft

wieder voll arbeitsfähig ist, ein Gleichbleiben, eine

Stabilität der Preise zu erzielen, muß die Hauptaufgabe

der Regierung sein, und zwar eine Aufgabe, der sich

nicht nur das Finanzministerium, sondern Finanz-

ministerium und HcGdelsministerium zusammen als

Volkswirtschaftsministerierr zu unterziehen haben. Erst

dann, wenn dies gelungen ist, tvird auch in den großen

Massen der Bevölkerung, welche ja die finanzpolitischen

und volkswirtschaftlichen Zusammenhänge nur schwer

zu erfassen vermögen, der Glaube an das endgültige

Gelingen der Sanierung einkehren. (Beifall und

Händeklatschen. — Während vorstehender Aus*■

führungen hat Präsident Br. Dinghofer den Vorsitz

übernommen.)

Vizekanzler Dr. Frank: Hohes Haus! Der Herr

Vbg. Dr. Eisler hat sich in seiner heutigen Rede auch

mit der Strafsache gegen Camillo Castiglioni befaßt

und aus der angeblichen Behandlung dieser Stras-

'ache verschiedene Vorwürfe gegen die österreichische

Justizverwaltung erhoben. ^Zunächst hat der Herr

Abgeordnete das alte, zuerst im „Abend" erschienene

Märchen neuerdings aufgetischt, daß das ganze Straf¬

verfahren gegen Castiglioni lediglich auf den Besuch

des Dr. Stolper bei mir und seine Drohung, daß er

Enthüllungen machen werde, zurückzuführen sei. Ich

kann dem Herrn Abg. Dr. Eisler nur erwidern, daß nicht

nur ich dieses Gespräch sofort dementiert habe, sondern

daß auch Herr Dr. Stolper in seiner Zeitschrift diese

Nachricht ausdrücklich in Abrede gestellt hat. Tatsächlich

ist daran kein wahres Wort. Herr Dr. Stolper war,

und zwar längere Zeit vor dem Einschreiten der Staats¬

anwaltschaft gegen die drei Beschuldigten, in einer

ganz anderen Angelegenheit bei mir und die Strafsache

gegen Castiglioni wurde lediglich beim Fortgehen —

ich war damals auch in der Zeit sehr gedrängt — ge¬

streift. Es ist ganz unrichtig und vollständig erfunden,

daß Herr Dr. Stolper mit irgend etwas, mit der Ver¬

öffentlichung von Spenden an den Wahlfonds oder an

den Seipelfonds, wie es im „Abend" hieß, oder „mit

dem Anzünden der Sache an allen vier Ecken", wie der

Herr Abg. Dr. Eisler heute gesagt hat, gedroht habe.

Es ist selbstverständlich, daß ich mir von niemand,

auch nicht von Herrn Dr. Stolper, hätte drohen lassen

und daß ich es nicht notwendig habe, mir meine Pflicht

von irgend jenmnd vorschreiben zu lassen. (Zwischen*

rufe.) Es ist daher selbstverständlich auch ganz unrichtig,

daß dieser Besuch irgendwie den Ausgangspunkt zu

einer Weisung an die Staatsanwaltschaft oder zum

Einschreiten der Staatsanwaltschaft geboten hätte.

Es ist auch nicht richtig, daß die erste in dieser Straf¬

sache erstattete Anzeige von der Staatsanwaltschaft

nicht behandelt wurde. Diese erste Anzeige bestand

in der Abtretung eines Zivilprozesses des Handels¬

gerichtes an das Strafgericht. Diese Anzeige wurde

aus Grund eines Sachverständigengutachtens von der

Staatsanwaltschaft eingestellt. Ich bemerke, daß diese

Abtretung nicht gegen Camillo Castiglioni erfolgte.

Den Anlaß zum Strafverfahren gegen Castiglioni

gab eine neuerliche Anzeige der Brüder Bondy und

dann eine Anzeige Lederer d'nrch Dr. Horn, die gegen
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Castiglioni und gegen Neumann gerichtet waren. In

der ganzen Strafsache hat die. österreichische Justiz,

sowohl die Staatsanwaltschaft als auch das Gericht,

unbeirrt ihre Pflicht getan. Es ist ganz unrichtig, daß

der Staatsanwalt erst aus eine Weisung von mir

..herumgefahren" sei und Material gesammelt habe,

sondern es ist selbstverständlich, daß in einer Strafsache

von dieser Kompliziertheit die Information des Unter¬

suchungsrichters und auch des Staatsanwaltes längere

Zeit in Anspruch genommen hatte und daß an eine

Einvernehmung der Angezeigten erst geschritten werden

konnte, als sowohl der Staatsanwalt wie der Unter¬

suchungsrichter über das vorliegende Material so weit

informiert waren, um diese Vernehmung mit Erfolg

und Gründlichkeit vornehmen zu können.

Nun hat der Herr Abg. Dr. Eisler der österreichischen

Justiz auch zum Vorwurfe gemacht, daß die drei

Beschuldigten an demselben Tage abgefahren sind,

als die Ratskammersitzung stattgefunden hat. Ich

bin selbstverständlich nicht so naiv, zu glauben daß diese

Abreise der drei Angezeigten gerade an dem Tage,

an dem der Ratskammerbeschluß gefaßt wurde, in

keinem Zusammenhang mit diesem Ratskammer¬

beschluß gestanden wäre. Wenn ich das glauben sollte,

so müßte mir das erst ganz genau und unwiderleglich

nachgewiesen werden. Es ist selbstverständlich höchst¬

wahrscheinlich und fast sicher, daß die drei Herren ent¬

weder von dem Inhalt des Rntskammerbeschlusses

oder von der Tatsache, daß ein Ratskammerbeschluß

gefaßt wurde, Kenntnis erhalten haben. Ich kann dem

hohen Hause versichern, daß kein Anhaltspunkt dafür

vorliegt, daß durch eine Pflichtverletzung eines mit

der Sache befaßten Organs den Beschuldigten diese

Tatsache zur Kenntnis gekommen ist. (Zwischenrufe.)

Ich möchte bemerken, daß es, wie ich schon erwähnt

habe, für die Abreise der Herren vielleicht genügt hat,

daß sie zwar nicht von dem Inhalte des Ratskammer¬

beschlusses, aber von der Tatsache in Kenntnis kamen,

daß ein Beschluß in dieser Strafsache gefaßt wurde.

Und diese Tatsache ist allerdings bei dem Geschäftsgänge

des Landesgerichtes nicht allzu schwer herauszubringen.

Ich verstehe nicht, wieso der Justiz da ein Vorwurf

gemacht wird. Daß Verdächtigte die Flucht ergreifen

konnten, kommt ja, wie dem hohen Hause bekannt ist,

oft vor. Die österreichische Justiz hat auch da voll¬

kommen ihre Pflicht getan. Sie konnte nichts anderes

tun, als gegen die beiden, gegen die die Verhängung

der Untersuchungshaft beantragt war, einen Steck¬

brief zu erlassen. Und sie hat auch in der Strafsache

gegen den Dritten nichts getan, was gegen das Gesetz

irgendwie verstoßen hätte.

Es ist gegen die Justiz in dieser Angelegenheit auch

in ganz entgegengesetzter Richtung der Vorwurf er¬

hoben worden, daß sie ohne Rücksicht aus die wirt¬

schaftlichen Folgen, die ein Strafverfahren gegen einen

derart bedeutenden Finanzmann nach sich ziehen könnte,

ohne Rücksicht auf die Gefahr der Erschütterung unseres

Wirtschaftslebens doch diese Strafsache in Angriff

genommen hätte. (Dr. Ellenbogen: Beide dieser

Beschuldigungen waren berechtigt!) Wenn Sie ge¬

statten, werde ich gerade den entgegengesetzten Schluß

ziehen. Daraus geht unwiderleglich hervor, daß die

österreichische Justiz in diesen: Falle, ohne nach rechts

und ohne nach links zu blicken, unbeirrt um die Folgen

nach der einen oder anderen Seite, ihre Pflicht getan

hat. (Zwischenrufe. — Schiegl: Hauptsache ist,

daß er abgefahren ist!) Er ist ja wieder da, Herr

Abg. Schiegl. (Dr. Bauer: In ivelchem Stadium ist

heute das Verfahren?) Das Verfahren ist im Stadium

der Voruntersuchung. (Dr. Bauer: Besteht irgend¬

eine Aussicht, daß wir bald das nächste Stadium

erreichen?) Ich kann nicht Voraussagen, wie lange

eine Voruntersuchung dauern wird. Aber das eine

weiß ich, daß in diesem Falle die Voruntersuchung...

(Dr. Eisler: Bis zum Jüngsten Tage!) Herr Abg.

Dr. Eisler, Sie sind selbst in Justizsachen zu erfahren,

als daß Sie mit Überzeugung behaupten könnten, daß

eine derartig komplizierte Strafsache in kurzer Zeit,

in wenigen Tagen, geklärt und erledigt werden kann.

Es ist selbstverständlich, daß eine solche Strafsache mit

Gründlichkeit und Genauigkeit erhoben werden muß

und daß es lange Zeit dauert, sobald es sich, wie hier,

um ungeheuer komplizierte Verhältnisse handelt. Das

wird niemand, der nur halbwegs eine Ahnung davon

hat, bestreiten können. Herr Dr. Eisler hat auch einem

Wort hier in diesem Hause Relief gegeben, das ich

eigentlich sonst nur in den fettgedruckten Überschriften

einer gewissen sensationslüsternen Presse gelesen

habe, das ist das Wort „Justizskandal". Nicht einmal

die Behauptungen, die der Herr Abg. Dr. Eisler vor¬

gebracht hat, würden diesen Vorwurf rechtfertigen.

Auch die Zeitungen, die diese Überschrift zu Sensations¬

zwecken verwenden, haben sich die Begründung für

diesen ungeheuerlichen Anwurf geschenkt. Wenn man

behauptet, daß der Justizskandal darin besteht, daß

Castiglioni nicht eingesperrt ist, so glaube ich wohl

dem hohen Hause nicht mitteilen zu müssen, daß

bekanntermaßen nach unserer Strafprozeßordnung zuerst

die Verurteilung und dann die Vollstreckung der Strafe

erfolgen muß... (Zwischenrufe.) Lassen Sie mich

jetzt weiter sprechen! ... und daß die Verhängung

der Untersuchungshaft nicht von der Wahrscheinlichkeit

der Schuld oder Unschuld abhängig ist, sondern davon,

ob Haftgründe vorliegen. Auch in dieser Richtung sind

Staatsanwaltschaft und Untersuchungsrichter voll¬

kommen nach dem Gesetz vorgegangen. (Rufe: Er

ist doch Ausländer!) Gewiß. Aber es werden be¬

kanntermaßen nicht alle Ausländer in Hast genommen.

(Widerspruch und Zwischenrufe.) Gewiß nicht! Die

Tatsache, daß einer Ausländer ist, rechtfertigt an sich

nicht die Fluchtgefahr, sonst würde es in der Straf¬

prozeßordnung heißen, daß gegen Ausländer immer

die Untersuchungshaft zu verhängen ist. Die Tatsache,

daß einer Ausländer ist, kann eine Fluchtgefahr
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begründen, aber an sich ist es dhch wahnsinnig, zu be¬

haupten, daß in jedem Strafverfahren gegen Aus¬

länder die Untersuchungshaft zu verhängen ist. (Zwischen¬

ruf Schiegl.) Ich bin Ihnen sehr dankbar für diesen

Zwischenruf. Der Herr Abg. Schiegl hat gerade gemeint,

daß Camillo Castiglioni nur zurückgekehrt ist, weil ihm

die Zusicherung gegeben worden ist, daß er aus freien:

Fuß belassen wird. Ich kann hier sagen, daß das voll¬

ständig unrichtig ist. Es wurde der Versuch unter¬

nommen, er ist aber sowohl von der Staatsanwalt¬

schaft als auch von mir abgelehnt worden und Herr

Castiglioni ist bedingungslos nach Wien zurückgekehrt.

(Zwischenrufe.)

Hohes Haus! Ich kann nur nochmals an alle die

Bitte richten, die schwere Aufgabe, die die Justiz in

der gegenwärtigen Zeit hat, nicht noch dadurch zu

erschweren und unmöglich zu machen, daß derartige

unbegründete Vorwürfe nachgesagt und hier im Hause

erhoben werden. Sie werden damit der Rechtspflege

auch in diesem Falle keinen Dienst erweisen. Sie

können versichert sein: so lange ich an der Spitze des

Justizressorts stehe, werde ich, soweit es in meiner

Kraft steht, trachten, daß gleiches Recht für alle gilt,

und ich kann dem hohen Hause die Versicherung geben,

daß auch in der Strafsache Castiglioni die Justiz sich

weder dazu hergeben kann, Castiglioni glimpflicher zu

behandeln als jemand anderen, daß sie sich aber auch

nicht dazu hergeben darf, demagogischen oder sensations¬

lüsternen Wünschen nachzugeben. Die Justiz wird auch

in diesem Falle unbeirrt den Weg ihrer Pflicht weiter¬

gehen und nur auf diese Weise ist es möglich, daß

auch in diesem Fall die Wahrheit erforscht wird. (Lei*

hafter Beifall und Händeklatschen.)

Reiner: Das Erfreulichste an der Einbringung des

Bundesvoranschlages ist wohl der Umstand, daß wir

diesmal so früh in die Lage kommen, uns ein Bild über

den Inhalt des Bundesvoranfchlages zu machen. Wenn

auch die Zeit etwas knapp war, in der man sich mit

diesem Voranschlag befassen konnte, so war sie doch

immerhin genügend, um in großen Zügen sich ein

Bild davon zu machen, von welchem Geiste dieser

Voranschlag diktiert war. Herr Dr. Eisler hat erwähnt,

daß dieser Voranschlag aus dem Geiste der Klassen

geboren ist, daß er ein Budget der Klaffen vorstellt.

Eine Partei, die darauf eingeschworen ist, Klassen¬

politik zu machen, sollte das eigentlich ganz richtig

finden, aber ich möchte gerne beweisen, daß dem wirklich

nicht so ist, weil der Inhalt dieses Bundesvoranschlages

das eine im Auge behält: daß wir alle zusammen

unbedingt an der Aufrichtung und Erhaltung der Wirt¬

schaft arbeiten müssen, und daß die Ansicht, die Sie

veranlaßt, diesen Voranschlag als einen der Klassen zu

bezeichnen, auf unrichtige Voraussetzungen aufgebaut

ist. Wenn man in wirtschaftlichen Fragen so viel Ver¬

ständnis gezeigt hat, wie Sie das sehr häufig in der

letzten Zeit getan haben, so ist es ein Widerspruch,

gerade gewisse Punkte dieses Voranschlages so zu

kritisieren, wie es hier geschehen ist. Es ist davon

gesprochen worden, daß die Besitzsteuern eine Ermäßi¬

gung erfahren haben, und das ist wohl der Punkt in

diesem Voranschläge, der am meisten angefeindet

wird. Dabei sind Sie in einem Atem bereit, uns zuzu¬

geben, daß alle Produzenten in diesem Lande derzeit

unter derart ungünstigen Verhältnissen arbeiten, daß

kein Mittel unversucht gelassen werden darf, um die

Produktion wieder in Schwung zu bringen, aber doch

nicht deshalb, um den betreffenden Unternehmern

irgendeine Gefälligkeit zu erweisen oder die Steuer¬

erträgnisse des Staates zu schmälern, sondern einzig

und allein diktiert von dem uns gemeinsam beherrschen¬

den Gedanken, daß die Arbeitslosigkeit in jeder Form

bekämpft werden muß. Es ist ein Versuch und damit

ist noch nicht gesagt, daß dieser Versuch auch wirklich

Erfolg hat, denn ich bin fast der Meinung, man hat

zu lange auf unsere Warnungen, in dieser Hinsicht

Remedur zu schaffen, nichts gegeben und wir befinden

uns bereits in einem so vorgerückten Stadium der

Krise, daß es sehr schwer fallen wird, jetzt noch viel zu

retten. ' Aber der Versuch muß auch noch in letzter

Stunde unternommen werden und er wird unter¬

nommen werden. Wenn Sie hier erwähnen, daß Sie

vermissen, daß der Staat genügende Investitionen

vornimmt, so muß ich wohl darauf Hinweisen, daß bei

aufmerksamem Durchlesen des Voranschlages ein

Betrag von fünfzig Millionen Goldkronen in das

Budget bereits eingearbeitet erscheint. Wir bedauern

natürlich, daß dieser Betrag nicht viel höher ausge¬

fallen ist, aber es wird eben Sache-der Auswirkung

dieses Budgets und der Maßnahmen, die jetzt getroffen

werden, sein, daß das nächstjährige Budget einen

derartigen Uberschuß aufweist, daß wir einen größeren

Betrag für Investitionen einsetzen können. Die Er¬

mäßigung der Körperschaftssteuer wird ganz besonders

bekämpft, aber erinnern Sie sich der großen Erschütterung,

die unser Wirtschaftsleben in der letzten Zeit erlitten

hat, erinnern Sie sich an den Metallarbeiterstreik der

letzten Zeit, wo die Vertreter der Arbeiterschaft mit

uns eines Sinnes waren, daß die unsinnige Höhe der

Körperschaftssteuer mit eine der Ursachen ist, daß viele

Betriebe nicht flott werden können. Sie sind auch mit

uns vollkommen einig, daß die Belastungen, die das

Leihkapital zu tragen hat, unerträglich sind und es

dadurch einfach unmöglich ist, für die Zukrmst In¬

vestitionen zu schaffen. Uber die Sache sind wir uns

also einig, nur über die Methoden, wie eine Besserung

erreicht werden soll, herrscht noch keine volle Überein¬

stimmung. Wir sind nun der Meinung, daß, wenn man

die so unsinnige Geldumsatz- und Välutenumsatzsteuer,

wenn man diese Beschränkungen im Verkehr mit fremden

Valuten in diesem Zeitpunkte fallenläßt, alle diese

Tatsachen mit zur Erleichterung der Geschäftslage

beitragen werden. Wenn wir sehen werden, daß diese

Maßnahmen nicht den gewünschten Erfolg bringen,

dann werden wir uns wahrscheinlich darüber beraten
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müssen, ob man nicht noch ganz andere, einschneidendere

Maßnahmen treffen kann, um hier wirklich Erleichterung

zu schaffen. Es ist eine Tatsache, daß das Bankgeld

heute deshalb den Unternehmern nicht billiger zur

Verfügung gestellt werden kann, weil die unnützen

Auslagen, die in den Banken immer noch bezahlt

werden müssen, weil die vielen Abgaben und Steuern,

die viele unnütze Kontrollarbeit geleistet werden muß,

das Geld, das die Banken zur Verfügung haben,

unerhört belastet. Wir könnten Kredite aus dem Ausland

bekommen, aber bedauerlicherweise stehen die Ver¬

hältnisse heute schon in solchem Ruf, daß man eben

unbedingt auf die Vermittlung einer Großbank ange¬

wiesen ist, um diese Kredite den Unternehmen zur

Verfügung zu stellen und die Notwendigkeit der Ver¬

mittlung einer Großbank allein verteuert eben die

Auslandskredite ungemein. Wir bekommen aber das

Geld aus dem Ausland deshalb so schwer, weil vielfach

im Ausland die falsche Meinung verbreitet ist, alles,

was mit dem Wiener Geldmarkt zusammenhängt, sei

faul. Wir gehören gewiß auch zu denjenigen, die sich

ehrlich entrüstet haben über die Mißbräuche, die hier

vorgekommen sind, über die Leichtfertigkeit, mit der

Menschen, die doch vom Geldgeschäft keine Ahnung

haben, sich verleiten lassen, leitende Stellen in solchen

Unternehmungen anzunehmen. Das ist für einen

ernsten Mann manchmal unerfindlich, wenn ich auch

zugeben muß, daß Menschen der Wirtschaft, auch wenn

sie ein öffentliches Amt bekleiden, unter Umständen

geradezu die Verpflichtung haben, in die Kontrolle

derartiger Unternehmungen einzutreten. Dann müssen

sie aber auch davon etwas verstehen und in der Lage

sein, zur richtigen Zeit einzuschreiten. Wenn man aber

konstatieren muß, daß die Menschen, die dabei unter

die Räder gekommen sind, persönlich hochanständig,

aber entsetzlich leichtgläubig und unerfahren waren,

sind wir uns in der Kritik über derartige Personen

vollkommen einig. Man muß aber doch unterscheiden,

welche österreichischen Bank- und Geldinstitute davon

betroffen wurden. Im Grunde genommen ist doch

nur eine einzige Großbank umgefallen, alles andere

sind doch nur Institute, die mit dem Namen „Bank"

geradezu Mißbrauch trieben — ich meine Geschäfte,

die vielleicht das Ansehen, das ihnen fehlte, dadurch

wettzumachen suchten, daß sie sich eine schöne Fassade

auf Kosten der Einleger ausbauen ließen. Es waren

genügend Menschen vorhanden, die rechtzeitig gewarnt

haben, aber wir haben auch gehört, daß genügend

Menschen vorhanden waren, die dieser Warnung lieber

mcht geglaubt haben und eben daraus hereingefallen

sind, daß man dort einen hohen Zinsfuß bot. Es wurde

bereits vom Herrn Finanzminister in Aussicht gestellt,

daß hier eine Regelung eintreten soll. Denn wir alle

sind der Meinung, daß dieses Überbieten in den Einlage¬

zinssüßen dazu führen muß, daß die Gefahr solcher

Zusammenbrüche auch für die Zukunft nicht verschwindet.

In der Straßenbahn.können Sie jetzt lesen, daß ein

sicheres, vorsichtig fundiertes Institut, ein Institut,

hinter dem die Gemeinde Wien steht, 15 Prozent

Zinsen anbietet. Ich bin der Meinung, daß eine Zins¬

zahlung von 15 Prozent, wie sie offiziell von einer der

sichersten Stellen angeboten wird, unmöglich eine

Herabsetzung des Zinsfußes auf der ganzen Linie mit

sich bringen kann. Denn so lange ein Institut 15 Prozent

für Einlagegelder anbietet, können die anderen Banken

natürlich nicht Zurückbleiben. Die Herabsetzung der

Bankrate ist eine Angelegenheit, die gewiß in Aussicht

genommen ist, es war aber ebenso wichtig, sie seinerzeit

hinaufzusetzen. Wir wissen, ganz genau, daß die

Oesterreichisch-ungarische Bank bei der scharfen Kontrolle,

die geübt wird, sich doch an gewisse Richtlinien halten

muß. Es wäre geradezu verderblich für manche große,

bedeutende Institute, wenn die Oesterreichisch-ungarische

Bank in Übertreibung einer derartigen Zensurfähigkeit

die Wechsel solcher großer Institute zurückweisen würde.

Da würde das Vertrauen in diese großen Institute

derart untergraben werden, daß bei den gegenwärtigen

schwierigen Verhältnissen leicht auch weitere Zusam¬

menbrüche möglich wären. Ich darf Sie erinnern,

daß Sie doch so gewissenhaft in derartigen Fragen

Vorgehen, daß Sie sich auch die Institute sehr genau

ansehen, in denen Sie die Gelder Ihrer Angehörigen

unterbringen und es war diese eine große Bank, die

mit diesen Geldern umgefallen ist. Der beste Beweis

dafür, daß es eben in Geldangelegenheiten in Zeiten

wirtschaftlicher Erschütterungen eine absolute Sicherheit

nicht geben kann. Auch die Staatsbank kann in solchen

Zeiten erschüttert werden. Wir haben ja an der Ent¬

wertung unserer Valuta gesehen, daß die Sicherheit

in demselben Ausmaße wächst, als die wirtschaftlichen

Verhältnisse gesunden und auf eine reelle und solide

Basis gestellt werden. Heute können wir doch behaupten,

daß die großen Bankinstitute, über die Wien verfügt

und die schon im Frieden bedeutend und angesehen

waren — das hat auch die Untersuchung bezüglich

der Frankenspekulationen ergeben —, an diesen Speku¬

lationen keinen Anteil genommen haben und daß sie

nach wie vor unerschüttert dastehen. Sie können einem

in der Geschäftsführung sympathisch oder nicht sym¬

pathisch sein, aber es ist für uns doch ein großes Glück,

daß wir wenigstens noch auf diese wenigen Felsen im

Meere der Wirtschaft uns stützen können, und wir müssen

trachten, daß jetzt die Erschütterungen, die alles, was

faul war, hinweggefegt haben, endlich ein Ende nehmen

und daß wir aus dem, was als solid zurückgeblieben ist,

aufbauen können.

Die Erwerbsteuer, die in ihrer heutigen Höhe einfach

unerträglich ist und die, wie schon der Herr Abg. Clessin

ganz richtig sagte, eine Doppelbesteuerung darstellt,

ist eine Steuer, von der wir immer wieder sagen werden,

daß es ein Unrecht ist, die arbeitenden Menschen nur

deshalb, weil sie selbständig arbeiten, doppelt und ganz

ungerechtfertigt hoch zu besteuern. Die Klagen, selbst

von den Gewerbetreibenden, die sich Ihnen angeschlossen
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haben, gehen allgemein dahin, daß auf die Fatierungen

gar keine Rücksicht genommen wird. Ich habe in einer

großen Versammlung dieser Beschwerde Ausdruck

gegeben und verlangt, daß die Fatierung, so lange kein

Mißtrauen gegen den betreffenden Fatenten vorliegt,

berücksichtigt wird. Es wurde damals behauptet, daß

vom Finanzministerium Richtlinien hinausgegangen

seien, sich an diese Fatierungen nicht zu halten, sondern

nach einem gewissen Schlüssel zu besteuern. Wirkliche

Klarheit darüber, ob dies den Tatsachen entspricht,

konnte ich bis heute selbst nicht gewinnen. Aber ist es

beispielsweise richtig, wenn ein kleiner Geschäftsmann,

ein kleiner Schmied, der draußen auf den: Lande mit

einem Gehilfen arbeitet und von dem Sie doch zugeben

werden, daß er manuell mindestens ebenso mitarbeitet

wie sein Gehilfe, daß der Mann, der von früh bis abends

in der Schmiede steht, deshalb für seine Arbeit, die

er persönlich leistet und die ihm unter Umständen

weniger einträgt als der Arbeitslohn beträgt, den er

ausbezahlen muß, außerdem noch die Erwerbsteuer

zahlen muß? Es muß endlich einmal unserer Forderung

Rechnung getragen werden, daß von dem der Erwerb¬

steuer unterliegenden Einkommen zumindest ein solcher

Betrag in Abzug gebracht werde, der dieser persönlichen

Arbeit entspricht. Das ist nichts weiter als die Herstellung

der Gerechtigkeit. (Allina: Das ist ja unser Antrag!)

Nein, es war mein Antrag, aber wir freuen uns, wenn

wir bei vernünftigen Dingen Beihilfe finden. (Z ivischen-

rufe.) Wir werden uns schon darüber einigen, wer

das gemacht hat.

Wenn sich auch die Einkommensteuer progressiv aus¬

wirkt und wenn das auch ganz in der Ordnung ist,

so muß man doch auch hier gewisse Schranken einhalten.

Eine Einkommensteuer, die eine solche Progression

erreicht, daß sie einfach alles wegsteuert, und die es

unmöglich inacht, weiterhin Kapital anzusammeln, ist

eine der Hauptursachen unseres Kapitalmangels. Denn

es ist ganz unmöglich, aus dem Auslande so viel Geld

hereinzubekommen und zu verzinsen, daß man eine

Wirtschaft dauernd erhalten kann. Die Voraussetzung

für die regelmäßige Fortführung der Wirtschaft, die

auch vorübergehende Erschütterungen auszühalten im¬

stande ist, ist, daß auch der kleinste Gewerbetreibende,

daß der kleinste Greißler wieder in der Lage ist, sich

einen Sparpsennig anzusammeln, mit dem er über

solche schwere Zeiten hinwegkommt. Wenn Sie diesen

Anregungen Rechnung tragen und wenn es wieder

möglich wird, daß der Staat nicht in so ausgedehntem

Maße aus die Steuerleistungen angewiesen ist, dann

wird auch eine derartige Arbeitslosigkeit, ausgelöst

oft durch ganz unbedeutende Ereignisse, nicht mehr

eintreten können. In Steiermark gibt es eine unerhörte

Arbeitslosigkeit, weil Unternehmungen vorübergehend

in Schwierigkeiten gerieten. Diese Schwierigkeiten in

der Kapitalsbeschaffung werden hoffentlich in Bälde

überwunden werden und die Folge wird sein, daß wieder

Tausende von Arbeitern Brot und Beschäftigung

Inden. In früheren Zeiten hat es derartige Schwierig¬

keiten auch gegeben, sie wurden aber überwunden,

ohne daß die Allgemeinheit überhaupt etwas davon

erfuhr. Das war eben die Folge der damals vorhan¬

denen Kapitalsreserven, die jetzt durch eine nnsinnige

Steuerbelastung, ganz gleichgültig von welcher Stelle

äe kommt, unmöglich gemacht werden. Die erwerbenden

Stände haben wiederholt darauf hingewiesen, daß

es notwendig ist, auf der ganzen Linie Erleichterungen

herbeizuführen. Was nutzen Erleichterungen, die, in

so kleinem Ausmaße in die Wege geleitet, auch schon

Anlaß zur Kritik sind, wenn sozusagen zur gleichen

Stunde angekündigt wird, daß das Postporto erhöht,

die Eisenbahn verteuert wird, kurz, daß die Kleinigkeit,

die mit der einen Hand gegeben, mit der anderen doppelt

wieder genommen wird.

Wir konnten es, nicht durch unsere Schuld, bis heute

nicht erreichen, daß die Schwierigkeiten, welche der

Handel bei der Hereinbringung neuer Aufträge findet,

beseitigt werden. Ein klassisches Beispiel aus den letzten

Tagen dafür, wie wenig das Entgegenkommen des

kleinen Österreich bei unseren Nachbarn Gegenliebe

and et, will ich Ihnen aus eigener Erfahrung anführen.

Wir haben dem Drängen der Kaufmannschaft und

eigentlich aller Bevölkerungsklassen, die Reisen zu

machen gezwungen sind, Rechnung tragend, die Ein¬

richtung getroffen, daß für die Durchreise durch Öster¬

reich gegen Entrichtung der Gebühr ganz einfach an der

Grenze eine Marke gelöst werden kann. Damit wird

es also den vielen Menschen, die aus Gründen des

Erwerbes reisen müssen, erspart, sich tagelang bei den

Konsulaten um ein Visum anzustellen. Es bleibt einer

unverbesserlichen Bureaukratie überlassen, auch die

einfachsten Maßnahmen ins Gegenteil zu verkehren.

Während wir hier so modern gedacht haben, hat man

zum Beispiel in Gmünd folgendes verfügt: Man trifft

in der Station ein und weist die Karte vor, daß man

nach Berlin reist. Die Reise über die Tschechoslowakei

bedeutet die Ersparnis eines halben Tages. Man

bittet um das Durchreisevisum. Das können wir hier

nicht geben, lautet die Antwort, wir können nur ein

Einreisevisum ausstellen. Das Durchreisevisum kostet

nur 7 tschechische Kronen, das Einreisevisum aber

105 Tschechokronen. Man muß dort also für die Durch¬

reise das Einreisevisum bezahlen, weil diese Grenz¬

station angeblich nicht ermächtigt ist, die Durchreise

zu bewilligen. Für vernünftige Menschen, deren

Gehirn nicht verkalkt ist, liegt es natürlich nahe, daß

die Stelle für die einfachere Sache um so mehr ermäch¬

tigt sein muß. Damit man aber sieht, wie genau die

Vorschrift durchgeführt wird, wird einem zum Trost

gesagt: Wenn Sie aus Deutschland zurückkommen

und wieder hier durchreisen, werden wir ein Auge

zudrücken, dann brauchen Sie nicht zum zweitenmal

zu bezahlen — ein Beweis, daß es sich nicht um Ge¬

nauigkeit handelt. Nun reist nw.n zurück und findet,

daß der Nachbar in demselben Kupee in Tetschen
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anstandslos ein Durchreisevisum für 7 tschechische

Kronen erhält. Die Lösung dieses unglaublichen Rätsels

ist die, daß das Grenzkommando in Tetschen vom Kon¬

sulat in Dresden ermächtigt ist und vorgedruckte Visum-

zettel dafür bekommen hat. Was aber von Dresden

nach Tetschen möglich ist, kann von Wien nach Gmünd

nicht durchgeführt werden.

Dies ist nur ein kleines Jllustrationsfaktum dafür,

wie die erwerbenden Stände, die die Steuern herein¬

bringen sollen, auf der ganzen Linie mit Schwierig-

keiten zu kämpfen haben und daß man es nicht als

Raunzerei hinstellen soll, wenn man immer und immer

wieder darauf hinweist, daß die Lasten, die diese Stände

zu tragen haben, herabgesetzt werden müssen. Denn

auch die Zeitvergeudung, die diese Stünde trifft, setzt

sich unmittelbar in Geld um und wir sind aus den

Schikanen des Krieges noch nicht herausgekommen

und müssen ein Drittel unserer Arbeitsfähigkeit und

Zeit, die wir der Produktion zuwenden sollten, durch

unproduktive Tätigkeit verlieren.

Es wurde auch bemängelt, daß die Zinsen der Anleihe

im Budget eingestellt sind. Ich habe meinen Aufenthalt

in Deutschland dazu benutzt, um mich über ähnliche

Verhältnisse dort zu informieren. Es ist doch ganz

selbstverständlich, daß es aus der ganzen Welt keine

Anleihe geben kann — auch der Dawesplan geht in

ähnlicher Weise vor —, bei der nicht die für diese

Anleihe jährlich zu bezahlenden lausenden Zinsen in

das Budget eingestellt würden. Ich könnte mir über¬

haupt nicht vorstellen, wie das anders gemacht werden

soll, wenn ein wirklicher richtiger Haushaltungsplan

vorgelegt wird, und ich finde es unberechtigt, daß

gerade an diesem Punkte Kritik geübt wurde.

Die staatliche Steuerbelastung beträgt, wie wir

errechnet haben, zirka 900.000 K auf den Kopf, ein

Betrag, der sich wirklich sehen lassen kann. Aber wenn

Sie bedenken, daß von dieser staatlichen Steilerbelastung

rund die Hälfte an die Länder und Gemeinden ab¬

gegeben wird (Widerspruch), so bleibt faktisch für

den Staat mit seinem eng beschränkten Budget eine

Belastung von450.000K übrig. (Dr. Bauer: Von der

Hälfte ist doch gar keine Rede! Da sind doch die

Zölle und Monopole dabei!) Bitte, wir können über

die Zahl und derelr Entstehung dann sprechen. Es

kommt ja bei diesen Ziffern gar nicht auf 100.000 K

an, sondern ich will lediglich zeigen, wie es möglich

wäre, auch hier endlich einmal eine Erleichterung ein-

treten zu lassen. Auf der anderen Seite beträgt die

Belastung durch die Steuern, welche die Überschüsse in

Wien bilden, gegen 450.000 K auf den Kopf der Be¬

völkerung. Man kann also annehmen, daß bei der

Durchschnittssamilie von vier Köpfen, von der Sie

immer sprechen, wenn wir über verschiedene Dinge

verhandeln, eine jährliche Belastung von iy2 Millionen

Kronen eintritt. Aber, nieine Herren, das ist das

Wichtigste: nicht für Steuern, die der Staat oder die

Stadt für ihre lausenden Ausgaben brauchen, sondern

wenn Sie die vorhandenen Überschüsse aus dem Budget

1923 austeilen würden, so würden Sie iy2 Millionen

pro Familie mit vier Köpfen erhalten. Während wir

also auf der einen Seite bei Betrachtung des Budgets

feststellen, daß der Staat sich aus allen Gebieten ein¬

schränken und beengen muß, daß nur deshalb die

Steuerträger erheblich belastet werden, sehen wir auf

der anderen Seite, daß bei einigem gutem Willen eine

wirkliche Erleichterung sofort eintreten könnte, wenn

man in Zukunft darauf verzichten wollte, große Reserven

für irgendwelche Zwecke anzusammeln, Reserven, die

aber in Wirklichkeit derzeit doch nur den großen, von

Ihnen angeblich nicht geliebten Banken Zufließen und

zur Verfügung stehen.

Es gibt also noch Möglichkeiten auszuschöpfen, um

die Steuerbelastung herabzusetzen, ohne den Staat

zu zwingen, Nachlässe zu gewähren, die er ja doch

wieder auf einer anderen Seite des Budgets abzwacken

nmß. Und weil ich von den Kapiteln spreche, von

denen wir auch gewünscht hätten, daß sie besser dotiert

werden, so komme ich beispielsweise zum Kapitel des

Unterrichts. Meine Herren, wir freuen uns darüber,

daß eine erhebliche Erhöhung der Beträge für die

Kriegsbeschädigten zu sehen ist. Wir finden das voll¬

ständig in Ordnung. Wir können unsere Verpflichtung

gegenüber all diesen Menschen gar nicht genug abtragen,

aber wir müssen nicht nur für diejenigen sorgen, die

der Krieg geschädigt hat, sondern wir müssen auch für

die Lebenden und für unsere Nachkommen sorgen.

Ein Beispiel, wie traurig es um die Finanzen des

Staates bestellt ist, liegt wohl darin, daß es nicht möglich

ist, die Mittel aufzubringen, um einen neuen Lehrstuhl

zu schaffen, eine Klinik zu schaffen, durch die wir

vermöge des Zufalls, daß wir den Professor Holzknecht

besitzen, führend in der ganzen Welt sein könnten.

Das Gebiet der Radiologie ist ein neues Gebiet, und

Professor Holzknecht ist eine so unbestrittene Welt¬

autorität, daß es notwendig wäre, ihm endlich einmal

den seit Jahren versprochenen Lehrstuhl zu geben.

Aber die Mittel reichen nicht hin und der Ausschuß

wird sicher darüber zu beraten haben, ob nicht in dem

festgefügten Budget immerhin noch Umstellungen

möglich sind, daß man solchen Forderungen, die dem

ganzen Land zum Vorteile gelaufen, doch Rechnung

tragen kann. Das ist nur einer der wenigen Punkte,

von denen ich hier bei dem Kapitel Unterricht sprechen
will.

Was die Justiz anbelangt, so sind die Klagen der

erwerbenden Stände ganz außerordentlich. Aber sie

sind nicht derart, wie Sie denken. Die erwerbenden

Stände führen auf das lebhafteste darüber Klage, daß

bisher eigentlich nichts unternommen worden ist, um

dem Mißbrauch der Konkurse und der Ausgleiche ent¬

gegenzutreten. (Zwischenrufe.) Wenn Sie die Presse

aufmerksam Verfölgen und wenn Sie überhaupt infor¬

miert sind über die Unternehmungen, die jetzt den

Ausgleich anbieten, dann müssen Sie sich doch sagen,
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daß das eine plumpe Spekulation auf die Notlage der¬

jenigen ist, die noch etwas zu kriegen haben, und daß

es eine ganz mutwillige Ausnutzung durch die Kreise

ist, die aus dem Konkurs- und Ausgleichsverfahren

Kapital schlagen wollen. Wir beklagen es weiters auch

allgemein, daß der Geschäftsgang bei den Gerichten

in Zivilprozeßsachen ein so schleppender ist, daß wirklich

heute schon förmlich Geld dazu gehört, überhaupt einen

Prozeß zu führen, und es gibt leider viele Elemente,

die darauf spekulieren, Prozesse anzuzetteln, nur damit

sie den, der es nicht so lange aushält, niederkriegen.

Unsere ganze Aufmerksamkeit wird bei der Besprechung

dieses Kapitels daraus gerichtet sein, hier Verbesserungen

wieder im Rahmen des Budgets zu erreichen.

Auch wir haben manchmal darüber zu klagen, daß

wir Urteile von Richtern als nicht unserer Anschauung

entsprechend empfinden. Aber unsere Achtung vor

der Justiz und den Männern der Justiz ist doch eine

so festgewurzelte, daß wir es eigentlich wirklich bedauern,

daß die Erregung Sie veranlaßt, die Justiz in einer

derartigen Weise zu beschimpfen. (Zwischenrufe.)

Das können wir nicht mitmachen. Solange der Berus

von Richtern in die Hände von Menschen gelegt ist,

kann Unfehlbarkeit nicht erwartet werden, können

Fehlurteile möglich sein. Aber mit einer derartigen

Beschimpfung wird doch ein ganzer Stand beschimpft

und das können wir nicht mitmachen. (Zwischenrufe.)

Bei allen berechtigten Klagen, die wir zu führen haben,

können wir uns nicht dazu hergeben, einen ganzen

Stand in solcher Weise herabzusetzen. (Schiegl:

Nicht einen Stand, sondern geioisse Richter!) Aber

es wirkt leider so. (Andauernde Zwischenrufe.)

Präsident Dr. Dinghofer: Ich bitte um Ruhe.

Ich bitte, den Redner sprechen zu lassen. (Nerierliche

Zivischenrufe.) Ich bitte den Redner nicht zu unter¬

brechen.

Reiner: Einen großen Teil der Debatte, die eigent¬

lich der Zeit entsprechend ausschließlich auf wirtschaft¬

liche Fragen eingestellt sein sollte, haben die Aus¬

führungen des Abg. Dr. Eisler über die Gendarmerie

in Anspruch genommen. Ich habe mich seit Jahren

bemüht, die Tätigkeit der Gendarmerie, ohne irgendwie

damit in Verbindung zu stehen, zu beobachten und ich

muß sagen, wir können stolz sein, daß wir ein solches

Gendarmeriekorps haben. Und wenn Sie an die Budget¬

debatte im Ausschuß im vorigen Jahre denken, dann

stellen die heutigen Beschwerden, die sich schließlich

nur darum handeln, ob die oder jene Sammlung oder

sonstige Kleinigkeiten bewilligt wurden (Dr. Eisler:

Sie verstehen das nicht!) Vielleicht möglich. Aber sie

stehen für den, der sich nicht in allen Fragen speziali¬

sieren kann — ich gebe ohne weiteres zu, daß Dr. Eisler

auf diesem Gebiete mehr Fachmann ist als ich — doch

im merkwürdigen Gegensatz zu den Klagen und Be¬

schwerden über die Gendarmerie, die wir im Vorjahre

gehört haben, wenn einzelne Organe der Gendarmerie

einige Besoffene in Abwehr von Angriffen geschlagen

haben, was übrigens gar nicht erwiesen worden ist.

Es wäre also wirklich im Interesse der Behandlung

der ganzen Fragen, daß man solche verhältnismäßig

belanglose Angelegenheiten nicht in der Budgetdebatte

in so ausführlicher Weise behandelte.

Es wäre natürlich sehr lohnend, über alle unsere

Klagen, die viel mehr Zeit in Anspruch nehmen würden,

als gestattet wäre, hier zu sprechen, sich noch des langen

und breiten auszulassen. Aber schließlich stehen wir

doch erst vor den Beratungen im Ausschüsse. Ich möchte

als Redner der Partei, die diesen Voranschlag eingebracht

hat, zusammenfassend folgendes sagen: Bei dem größten

Bedauern darüber, daß es unsere finanziellen Verhält¬

nisse nicht gestatten, den Rahmen bei den verschiedenen

Kapiteln, von denen ich einige nur beispielsweise an¬

geführt habe, weiter zu ziehen, müssen wir eben unsere

besten Kräfte im Ausschüsse daransetzen, eine möglichst

gerechte Verteilung der vorhandenen Summen vor¬

zunehmen, und ich hoffe, daß die Regierung und die

Vertreter der Regierung den Wünschen sämtlicher

Abgeordneter in dieser Hinsicht in den gesteckten Grenzen

zum Segen der Allgemeinheit Rechnung tragen werden.

(Beifall und Händeklatschen.)

Dr. Mataja: Hohes Haus! Ich mache Gebrauch

von der Gelegenheit, die mir die Budgetdebatte gibt,

um einen Vorfall zur Sprache zu bringen, der mir sehr

am Herzen liegt und von dem Sie mir hoffentlich nicht

in Abrede stellen werden, daß er mit dem Gegenstand

dieser Verhandlung in Zusammenhang steht.

Hohes Haus! Im Frühsommer dieses Jahres hat

das hohe Haus einen Untersuchungsausschuß zur Er¬

mittlung der Gründe und der Verantwortung für die

die Volkswirtschaft schwer schädigenden Vorkommnisse

bei Kreditinstituten eingesetzt. Die christlichsoziale Partei

hat mich in den Ausschuß delegiert, der Ausschuß hat

mich zum Referenten bestellt, sowohl in dem allgemeinen

und großen Umfang des Gegenstandes, wie insbesondere

für den Fall der Depositenbank, der eben den Anlaß

zur Einsetzung dieses Ausschusses gegeben hat. Zu gleicher

Zeit hat der Ausschuß die Bankenkommission damit

beauftragt, die technischen Vorerhebungen zu pflegen

und die Bankenkommission hat den Herrn Hofrat Georg

Stern mit der Durchführung dieser Vorerhebungen

betraut. Durch meine Bestellung zum Referenten

und durch die Bestellung des Herrn Hofrates Dr. Stern

zum technischen Konsulenten und zum erhebenden

Organ in dieser Angelegenheit wurde auch einem anderen

Bedürfnis Genüge geleistet: in diesen wichtigen, so

sehr von politischen Gesichtspunkten durchzogenen

Angelegenheiten sowohl die christlichsoziale wie auch

die sozialdemokratische Partei unmittelbar zum Wort

gelangen zu lassen.

Die Untersuchung führte natürlich sehr weit. Es gibt

eine Reihe von Instituten, die sich in Schwierigkeiten

befinden, es ist hier eine ganze Reihe von Dingen zu

untersuchen, aber auch in der speziellen Angelegenheit
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der Depositenbank hat sich die Untersuchung außer¬

ordentlich mühevoll gestaltet. Die Untersuchung bei

der Buchführung, die Untersuchung der Frage der

Verantwortlichkeit haben die Kommission, den Hofrat

Stern und mich in außerordentlichen Ausmaße be¬

schäftigt. Ein Teilausschnitt dieser Frage waren die

Beziehungen zwischen Depositenbank und Camillo

Castiglioni, also einem Manne, der heute an dieser

Stelle wiederholt genannt worden ist. In einem Teil,

natürlich einem sehr wichtigen Teil, der insbesondere

auch die Öffentlichkeit sehr stark beschäftigt hat, in dem

Verhältnis zwischen Herrn Camillo Castiglioni und

der Depositenbank, ist vor wenigen Wochen ein Aus¬

gleich geschlossen worden, dessen Bedingungen all¬

gemein bekannt sind. Herr Castiglioni hat die Haftung

in der Spiritusangelegenheit für die Depositenbank

übernommen und sich verpflichtet, in drei Raten den

Betrag von insgesamt 15 Milliarden zu bezahlen. In

der heutigen „Arbeiter-Zeitung", dein offiziellen Organ

der Opposition dieses Hauses, dem offiziellen Organ

der sozialdemokratischen Partei, der der Hofrat Stern,

der dort anwesend gewesen ist, angehört, ist nun im

Schlußpassus eines Artikels auf Seite 3 dieser Ausgleich

besprochen und es heißt dort (liest): „Diesen so günstigen

Ausgleich hat Castiglioni erlangt, obwohl in dem Auf¬

sichtsrat ganz vortreffliche Männer sitzen, die gewiß

die Interessen der Bank und der Allgemeinheit schützen

wollten. Aber es wurde ihnen vorgehalten, daß ein Zu¬

sammenbruch Castiglionis auf die von Krisen geschüttelte

österreichische Volkswirtschaft katastrophal einwirken

würde." Und nun kommt jener Schlußpassus, auf den

ich die Abgeordneten der sozialdemokratischen Partei

aufmerksam mache (liest): „Lange ist Castiglionis

Anwalt in Steuerangelegenheiten Herr Dr. Hans Haß

gewesen, der einmal offizieller Kanzleikollege eines

Abgeordneten war. Auch hier hat also Castiglioni Glück,

Glück ohne Ende." Meine Herren, dieser Abgeordnete

bin ich. Ich bin Referent in dieser Angelegenheit, ich

bin der Kanzleikollege des Dr. Haß. Für wen schreibt

die „Arbeiter-Zeitung" diesen Artikel? Wieviel Leute

von den 1-8 Millionen Einwohnern von Wien und

6 Millionen von Österreich wissen, daß ich einmal

der Kanzleikollege des Dr. Haß gewesen bin? Für

wen schreibt Ihr Organ diesen Artikel? Es fällt mir

gar nicht ein, diese Sache unter den Tisch fallen zu

lassen, ich ziehe diese Sache selbstverständlich zum Vor¬

schein. Den Zusammenhang, den die „Arbeiter-Zeitung"

— und dafür sind Sie verantwortlich — hier konstruieren

will, ist klar. Camillo Castiglioni ist der Klient eines

Mannes, der in intimer persönlicher Verbindung zu

dem Referenten steht, dort werden die Honorare in

Steuerangelegenheiten bezahlt und hier wird ein

günstiger Ausgleich geschlossen. Ich werde ganz ruhig

über diese Sache sprechen und will abwarten, was die

„Arbeiter-Zeitung" weiter dazu zu sagen hat. Zufällig,

aber das ist ein reiner Zufall, kennt Dr. Haß, wie er

mir versichert hat, den Herrn Camillo Castiglioni gar

nicht und hat ihn auch nie vertreten. Es entschwindet

also jedes Substrat von dem, was hier vorgebracht wird;

aber denken Sie, wie ungleich größer das Malheur

wäre, wenn Dr. Haß wirklich den Camillo Castiglioni

vertreten hätte. Dr. Haß ist dreieinhalb Jahre von mir

fort, er war mein Konzipient und wie er mit der Advo¬

katur angefangen hat, war er mein Kanzleikollege.

Denken Sie, welch häßlicher Fleck Zurückbleiben würde,

wenn er ihn vertreten hätte. Es ist aber auch das nicht

richtig. Es ist ein reiner Zufall. Sie konnten das nicht

wissen und auch der Mann, der die „Arbeiter-Zeitung"

so informiert hat, hat nicht gewußt, daß das nicht wahr

ist; ich meine, er hat wenigstens das als richtig an¬

genommen. Ich bringe daher die Sache öffentlich zur

Sprache, denn es wäre ganz unmöglich, hier irgendein

Mandat auszuüben, wenn man immer wieder der

Gefahr so schmutziger und indirekter Vorwürfe aus¬

gesetzt ist. Es steht in diesem Artikel nicht drinnen, daß

ich parteilich und subjektiv gewesen wäre, aber die

„Arbeiter-Zeitung" rechnet darauf, daß jeder ihrer Leser

das herausliest. Das ist eine Form ihrer Angriffe,

gegen die man sich so schwer wehren kann. Dann werden

Sie sagen, es steht ja in der „Arbeiter Zeitung" nichts

drinnen. Diese ganze Angelegenheit, die Angelegenheit

dieser Untersuchung und Feststellungen ist von so

ungeheurer Bedeutung und es wird gerade von Ihrer

Seite wiederholt darauf aufmerksam gemacht, wie

kritisch die Situation ist. Meine Herren, erschweren

Sie nicht durch die Art, wie Sie diese Dinge behandeln,

dadurch, daß Sie Sensationen aus diesen wichtigen

Dingen machen wollen, so ungeheuer die sachliche

Behandlung. Wenn sich endlich einmal zwei Leute

zusammenfinden, die wirklich etwas tun wollen, um,

wenn irgendwie möglich, eine Verbesserung der Ver¬

hältnisse herbeizuführen, erschweren Sie das nicht

und machen Sie es nicht durch eine persönliche Kam-

pagne unmöglich. Sowohl durch die Art, wie Sie hier

meiner Ansicht nach — verzeihen Sie, wenn ich eine

Kritik übe — die Debatte abführen, wie durch einen

derartigen Artikel, der einzelne Persönlichkeiten, die

dem Parlamente angehören, sehr leicht in ein schiefes

Licht setzt, die Sache itt Nebel eintaucht und Sensa¬

tionen schafft, wird die ganze Sache nur noch ver¬

wickelter und, schwieriger gemacht. Ich glaube, Sie

werden der Sache nur dadurch dienen, wenn Sie

solche Dinge unterlassen, und ich glaube ein Anrecht

darauf zu haben, daß Sie es bei der „Arbeiter-Zeitung"

vertreten werden, daß dieses große Unrecht, diese

indirekte Beschuldigung von ihr selbst zurückgezogen

und gutgemacht wird. (Leihafter Beifall und Hände¬

klatschen.)

Dr. Ellenbogen: Hohes Haus! Gestatten Sie, daß

ich sofort auf die Ausführungen des Herrn Dr. Mataja

zurückkomme. Ich habe persönlich keine Ahnung, wer

diesen Artikel der „Arbeiter-Zeitung" eingeschickt hat,

ich bin über die ganze Sache nicht informiert, ja ich

kann dem Herrn Abg. Dr. Mataja sogar erklären, daß
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ich bei der Lektüre dieses Artikels keine Ahnung hatte,

wer dieser Abgeordnete ist, und kann ihm weiter Mit¬

teilen, daß eine ganze Reihe von Kollegen — ich glaube

eigentlich alle — keine Ahnung davon haben, wer damit

gemeint ist. Da der Name des Herrn Kollegen von dem

Verfasser dieses Artikels nicht genannt ist, muß ich

gestehen, daß ich eigentlich die Größe der Erregung

nicht begreife, muß aber loyal erklären, daß in dem

Bankuntersuchungsausschuß festgestellt wurde, daß Herr

Dr. Mataja oder irgendeine ihm nahestehende Per¬

sönlichkeit mit dem Ausgleiche, der hier zustande ge¬

kommen ist, nichts zu tun hat.

Ich möchte aber nun auf die Antworten der beiden

Herren Minister — die Herren Kollegen aus den

Regierungsparteien haben sich eigentlich mit den Aus¬

führungen meines Parteifreundes Dr. Eisler nicht

beschäftigt — zurückkommen. Wenn man dem Herrn

Finanzminister, den man doch nach sämtlichen in der

ganzen europäischen Welt geltenden Berfassungs-

begriffen für den verantwortlichen Mann ansehen muß,

etwas in Fragen der Bankangelegenheiten erzählt

und ihn aufmerksam macht: da oder dort bereiten sich

im Bankwesen große Gefahren vor, so hat der geehrte

Herr Finanzminister darauf immer nur eine Antwort

so wie Gambetta: Jamais en parier! Reden wir nicht

davon! Wohin wir, Herr Finanzminister, mit dieser

Ihrer Methode, solche Fragen zu behandeln, kommen,

lehrt die Tatsache, daß wir uns gegenwärtig in einem

Stadium zunehmender Verwirrung im ganzen Bank¬

wesen mit einer sich beinahe von Tag zu Tag steigernden

Anzahl von Zusammenbrüchen von Banken befinden.

Freilich hat Herr Kollege Streeruwitz in einem Zwischen¬

ruf und jetzt unmittelbar der Abg. Reiner in seiner

Rede gemeint: aber, was machen Sie denn für so großes

Wesen mit diesen Dingen? Diese Nordisch-Österreichische

Bank, das sei ein Schmarrn von einer Bank. Die Herren

Abg. Streeruwitz und Reiner haben also gemeint,

das seien lauter kleine Dinge. Zählen Sie die kleinen

Banken, ohne die Depositenbank, die bis jetzt zusammen¬

gebrochen sind — was noch in den nächsten Zeiten

geschehen wird, davon ist gar nicht die Rede — zu¬

sammen, so bedeutet das allein schon etwa 400 Milli¬

arden. (Streeruwitz: Das sind noch immer nicht

zehn Prozent der ganzen Banken!) Nehmen Sie die

Depositenbank dazu, so sind das 700 bis 800 Milliarden.

Wenn es Ihnen, den Vertretern der Produktion, der

Industrie, gleichgültig ist, wenn das Wirtschaftsleben

um 800 Milliarden erleichtert wird, wenn Ihnen das

bei der würgenden Geldknappheit, über die.

(Streeruwitz: Wer sagt, daß es uns gleichgültig

ist?) Verstecken Sie sich doch nicht, Herr Abg. Streeru¬

witz, nachdem Sie doch die Geste gemacht haben von

einer Schmarrnbank, dahinter, daß Sie nunmehr be¬

haupten, daß Sie das nicht als gleichgültig bezeichnet

hätten. Wörtlich haben Sie es nicht gesagt. Aber mit

dieser Geste haben Sie es gesagt: Es ist eine Kleinigkeit,

eine guantite negligeable. *

Ich muß sagen, daß ich noch selten so erstaunt war

wie heute von einem schließlich doch ernst zu nehmenden

Manne, der von Industrie und Handel etwas versteht,

der genau weiß, wie die Dinge bei uns liegen, der weiß,

unter welcher Geldknappheit wir leiden, und daß an

dieser Geldknappheit der hohe Zinsfuß schuld ist, der

unsere Produktion erwürgt und zugrunde richtet, eine

solche Ansicht hier zu hören.

Aber ich will mich mit dem Herrn Finanzminister

beschäftigen. Die Folge dieser Gleichgültigkeit des

Herrn Finanzministers ist, daß diese Finanzskandale,

ob wir sie hier verhandeln oder nicht verhandeln, immer

größer und größer werden. Denn davon allein, daß

wir hier reden, bekommt die Sache nicht die große

Bedeutung — ich werde darüber noch sprechen —,

daß das Ausland auf diese Dinge aufmerksam wird;

denn schließlich sind es die Leute, die davon betroffen

werden, die Einleger und die Kommittenten, die Leute,

die Vertrauen zu diesen Banken gehabt haben, deren

Vertrauen zu diesen Banken dem Herrn Finanzminister

eine gleichgültige Sache war, die sind es, die die Öffent¬

lichkeit aufregen, viel mehr als diese Reden, diese

betrogenen Witwen und alle die armen Leute, die

ihre Einlagen in die Nordische Bank und in andere

Banken gegeben haben, die sind es, die die furchtbare

Erregung in der Öffentlichkeit Hervorrufen. Aber

wenn niemand in ganz Österreich ist, der dazu berufen

und dafür verantwortlich wäre, diesen Dingen zu

steuern und sich den Kopf darüber zu zerbrechen, was

eigentlich hier zu geschehen hätte, dann frage ich, Herr

Minister: wozu haben wir dann zum Teufel überhaupt

eine Regierung in Österreich? (Finanzminister Doktor

Kienböck: Die Ursache dieser Zusammenbrüche,

gerade der wichtigsten, liegt ja weit zurück, das

gehört in eine andere Epoche!) Der Herr Finanz¬

minister hat auf die Erwähnung meines Freundes

Eisler, daß die Bankenkommission ihn aufmerksam

gemacht habe, gemeint, die Kommission hätte ja selbst

eine gerichtliche Anzeige machen können. Ich erlaube

mir den Herrn Minister auf den Wortlaut des Banken¬

kommissionsgesetzes aufmerksam zu machen. Die Banken¬

kommission (liest:) „hat die Aufgabe den Geschäfts¬

betrieb der Unternehmungen fortlaufend zu beob¬

achten, das Wirken vom Standpunkte der Bedürfnisse

der Volkswirtschaft zu prüfen, über die gemachten

Beobachtungen einem Sonderausschüsse des National¬

rates zu berichten und diesem Ausschüsse jene Vor¬

schläge zu unterbreiten, die ihr geeignet erscheinen, die

Wahrung der an das Bankwesen geknüpften Interessen

der Allgemeinheit zu sichern". Das ist die Aufgabe der

Kommission. Und wenn Sie den § 10, der die Ver¬

schwiegenheitspflicht dieser Kommission statuiert, auch

noch heranziehen - Herr Minister, ich bedaure, daß

Sie dieses Gesetz offenbar nicht zu kennen scheinen —,

so werden Sie ersehen, daß die Bankenkommission gar

kein Recht hat, dem Gerichte unmittelbar eine Anzeige

zu machen. (Finanzminister Dr. Kienböck: Sie
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hat wiederholt angefragt!) Dann waren Sie ver¬

pflichtet, die Bankenkommission darauf aufmerksam

zu machen, daß sie auf Grund des Gesetzes unter keinen

Umständen das Recht habe, an das Gericht eine An¬

zeige zu machen. (Finanzminister Dr. Kienböck:

Das ist nicht meine Meinung!) Aber nehmen wir an,

sie hätte dieses Recht; sie übt dieses Recht nach ihrem

Sinne in der Weise aus, daß sie an ein Organ der

Regierung die Anzeige erstattet. Was der Herr Minister,

der verantwortlich ist für die ordentliche Führung des

Bankwesens in diesem Staate. . .. (Finanzminister Dr.

Kienböck: Nein!) Ja, Sie haben das oberste Aus¬

sichtsrecht! (Finanzminister Dr. Kienböck: Ich

bin nicht verantwortlich für die ordentliche Führung

des Bankwesens!) Herr Minister! Das Kreditwesen

in Österreich in Ordnung zu halten, dafür sind Sie

ebenso verantwortlich wie für die Führung der finan¬

ziellen Staatsgeschäfte. Das ist Sache Ihrer Obsorge.

Wenn Sie nun glauben, daß hier eine Gerichtsbehörde

einzugreifen hätte und uns antworten — beinahe hätte

ich, verzeihen Sie, ich will es nicht gebrauchen das Wort

„auskneifen" gesagt —, dann haben Sie ja einen Justiz¬

minister, dann wäre es Ihre Aufgabe gewesen, diesen

Mann daraus aufmerksam zu machen und es seinem

Ermessen zu überlassen, daß die entsprechenden Schritte

getan werden. Ich muß schon erklären, Herr Minister,

Sie sind ein kluger Mann und Sie wissen Ihre Worte

im allgemeinen sehr gut zu setzen, aber Ihre heutige

Rede muß ich als die unglücklichste erklären, die Sie

jemals gehalten haben. Denn die Quintessenz dieser

Rede besteht darin, daß Sie sich als Regierung für

ohnmächtig erklärt haben, diesen Dingen zu steuern

(lebhafte Zustimmung), und darauf kann ich Herr

Minister, nur antworten: Mehr als die Aufforderung

des Herrn Abg. Eisler, zu demissionieren, ist Ihre eigene

Rede, Ihre Erklärung, daß Sie ohnmächtig sind, ein

Anlaß für Sie, zu demissionieren. (Lebhafter Beifall

und Händeklatschen.)

Herr Minister, Sie haben uns gesagt — und das ist

ein Gedanke, dem ich als ein Mann, der beflissen ist,

die wirklichen Dinge zu erkennen, eine gewisse Berechti¬

gung nicht absprechen kann —, Sie sagen, wenn man

in solchen Fällen sofort mit Strafanzeigen vorgeht,

so führt das augenblicklich zum Zusammenbruch. Ich

will nicht davon reden, daß, obwohl Sie diese Straf¬

anzeigen nicht erstattet haben, die Depositenbank, die

Wiener Bank, die Nordisch-Österreichische Bank, die

Lombardbank, die Deutsche Bodenbank usw. trotzdem

zusammengebrochen sind. Aber der Gedanke hat etwas

für sich und man könnte sagen, es sei unter Umständen

gescheiter, mit Rücksicht aus die Einleger in diesen

Banken, doch vorsichtiger vorzugehen, es sei gescheiter,

einen, wenn auch mageren Ausgleich zugunsten dieser

Leute zu erzielen, als die eigentlichen Urheber dieser

Verbrechen einzusperren. Wenn Sie aber, Herr Minister,

aus diesem Standpunkt stehen, dann waren Sie ver¬

pflichtet, irgendeine andere Maßnahme zu ergreifen,

sobald Sie am 23. Februar des Jahres 1923 auf die

skandalösen Zustände bei der Wiener Bank und im

Juli dieses Jahres auf die ebenso skandalösen Zustände

bei der Nordisch-Österreichischen Bank aufmerksam

gemacht wurden. Da war es Ihre Pflicht, administrativ

etwas vorzukehren, um die Einleger, die Kommittenten

dieser Banken vor dem Raub, vor dem Diebstahl an

ihrem Vermögen zu schützen. Und ich frage Sie, Herr

Minister, was haben Sie also, nachdem Sie keine Straf¬

anzeige erstatten wollten, nachdem Sie sich irr dieser

Hinsicht für inkompetent erklärten, getan, um diese

Staatsbürger vor dem Verbrechen, das an ihnen ver¬

übt wurde, zu schützen (B.ufe: Nichts!) — Der Herr

Minister schweigt!

Erwägen Sie, Herr Minister, die psychologische

Wirkung Ihrer Rede! Nach dieser Rede muß sich der

Gesamtbevölkerung, soweit sie irgendwie mit einer

Bank zu tun hat, eine wahnsinnige Angst bemächtigen:

Es kann uns ja morgen dasselbe geschehen! Wir haben

bisher geglaubt, es gäbe Behörden in Österreich, die

uns vor Dieben, Bankräubern u. dgl. schützen

— ich bitte um Verzeihung, wenn ich diese harten Worte

gebrauche —, heute erklärt uns aber der Finanzminister:

Niemand ist dazu da, die Gerichte nicht, der Finanz¬

minister nicht, der Justizminister nicht! Wer schützt uns

also vor solchen Einbrüchen in unser Privatvermögen?

Meine Herren, Sie begreifen, wenn ich sage, daß das

wohl die unglücklichste Rede war, die ein Minister halten

konnte, und daß sie geradezu verheerende Wirkungen

in der Bevölkerung auslösen muß. Wenn irgendetwas

eine Panik zu erzeugen geeignet ist, so ist es diese Rede

des Herrn Finanzministers.

Ich muß bei dieser Gelegenheit aus die in der Debatte

mehrfach und vom Herrn Finanzminister am schärfsten

geäußerten Bemerkungen zurückkommen, daß wir uns

an diesen Dingen weiden. Ich weise es mit Entrüstung

zurück, daß wir — das ging aus den Worten des Herrn

Finanzministers hervor — diese Dinge hier Vorbringen,

um einen Skandal zu verursachen. Der Skandal ist

nicht von uns erzeugt, er liegt vor allem darin, daß

diese Dinge überhaupt Vorkommen, der allergrößte

Skandal aber liegt darin, daß von der Regierung nichts

getan wird, um sie zu verhindern; wir warnen die

Regierung. Sie ist schon lange auf die Verhältnisse

aufmerksam gemacht worden, bevor wir uns entschlossen

haben, öffentlich aufzutreten und ihr Verhalten zu

kritisieren. Wir haben lange gezögert; wir haben es

uns hundertmal im Gefühl unserer Verantwortung

überlegt, ob wir darüber reden sollen. Wir mußten

uns entschließen, hier öffentlich zu reden, weil Sie, Herr

Minister, und Ihre Kollegen nicht einen Finger gerührt

haben, um diese Dinge zu verhindern. Ich habe damals,

als ich die erste Rede über diese Dinge hielt, eine Menge

von Zustimmungsschreiben erhalten, worin sich die

Schreiber etwa dahin äußerten: Endlich, daß einer den

Finger an die Wunde gelegt hat! Die Zuschriften

stammen nicht aus unseren Kreisen, denn in unseren
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Arbeiterkreisen sind nicht die Leute, die Erhebliches

in die Banken einlegen. Ich bin nicht besonders stolz

gewesen, ich war eigentlich mehr erschüttert über diese

Zustimmungsschreiben, aber sie haben mir einen Blick

in die Seele dieser nicht zu uns gehörigen Kreise ge¬

währt und in die Art, wie diese Kreise über Ihr Ver¬

halten denken. Es mag sein, Herr Minister, daß gewisse

Übelstände, wenn sie noch klein sind, werm das Übel

erst beginnt, vielleicht lieber ohne öffentliche Diskussion,

sozusagen verschwiegen, aber mit Zugriff beseitigt

werden. Wenn aber die Dinge eine solche Entwicklung

und Ausdehnung gewonnen haben, wie leider jetzt in

Österreich, dann, Herr Minister, ist Vertuschen das

Schlechteste, was man machen kann. Da heißt es, diesen

Feind und das Übel angehen, den Finger auf die

Wunde legen, aber dann auch ausbrennen, bis nichts

mehr da ist; da ist freilich eine Radikalkur notwendig.

Sie haben aber, Herr Minister, Ihre Verteidigung

eigentlich darauf beschränkt, daß Sie sagten: Ich habe ja

keine Bankkonzessionen gegeben, im übrigen aber bin

ich nicht zuständig. Nach meinen Kenntnissen stimmt es

allerdings, daß Sie keine Bankkonzessionen gegeben

haben. Das A lerletzte aber, um das es sich hier handelt,

ist das Persönliche. Daß die Regierungen vor Ihnen

um so viel mehr Konzessionen gegeben haben, das ist

eben ein Übelstand, den wir als eine der Ursachen der

heutigen Zustände beklagen. Aber die Frage Ihrer

Person, Herr Minister, ist wirklich nicht das Wichtige.

Es handelt sich um das Verhalten des Finanzmini¬

steriums und ich werde Ihnen nun einen Fäll anführen,

Herr Minister, aus dem hervorgeht, daß das Mini¬

sterium nicht nur passiv dadurch, daß es gar nichts getan

hat, daß es keinen Finger gerührt hat, um die Übel-

stände, auf die es rechtzeitig aufmerksam gemacht wurde,

zu beseitigen, sondern geradezu positiv mitgewirkt hat,

solche Übelstände zu erzeugen. Es ist das der Fall einer

der Tochtergesellschaften der Depositenbank, der so¬

genannten Tisita, die ein Holzgeschäft hat, das an sich

gar nicht übel wäre; es ist sehr kompliziert und bedarf,

wie man mir sagt, zu seiner Führung einer tüchtigen

kaufmännischen Hand. Ich glaube, es ist schon unter

Ihrer Amtsführung gewesen, daß das Finanzmini¬

sterium dieser Gesellschaft eine Aufwertung von 1 y2 auf

iy2 Milliarden gewährt hat. Das haben Sie in einem

Augenblick getan, wo das Unternehmen einen außer¬

ordentlich großen Verlust erlitten hat, wo es unter

rumänischem Sequester gestanden ist und wo es einen

Prozeß führen mußte, in dem es sich um den Betrag

von nicht weniger als 25 Milliarden handelte, welchen

Prozeß diese Tochtergesellschaft auch in zweiter Instanz

tatsächlich verloren hat. In einem solchen Zeitpunkt

haben Sie diesem Unternehmen eine Aufwertung von

. etwa 4'8 Milliarden oder einem ähnlichen Betrag be¬

willigt. Und wenn jetzt eine furchtbare Entwertung

eintritt, so ist sie darin begründet, daß das Finanz¬

ministerium eine solche Aufwertung einem Unternehmen

bewilligt hat, von dem es damals sagen und wissen

mußte, daß diese Aufwertung durch die reellen Tat¬

sachen nicht begründet war.

Freilich, der Herr Finanzminister wird darauf ver¬

weisen, daß die Börsekammer damals ein günstiges

Gutachten über diese Aufwertung abgegeben hat.

Aber da komme ich nun auf einen der allerbedenklichsten

Zustände. Dieses Gutachten ist folgendermaßen erzielt

worden: Einer der Direktoren der Depositenbank ist

ein gewesener Beamter des Finanzministeriums (Rufe:

Wie heißt er?) Ich will seinen Namen nicht nennen.

Dieser Mann war, bevor er zur Depositenbank kam,

Börsekommissär-Stellvertreter des Finanzministeriums,

Stellvertreter des Herrn Ministerialrates Mofing.

Dieser Mann hat sich es offenbar, wie der Ausdruck

jetzt üblich ist, bei der Börsekammer „gerichtet" und

hat ein solches Gutachten erzielt. Nun ist das einer von

den vielen Beweisen, wie gefährlich, wie bedenklich

dieser Übertritt von Staatsbeamten zu Privatbanken

ist, und das ist bei der Depositenbank eine ziemlich

verbreitete Übung gewesen. Gleichzeitig mit diesem

Herrn kam aus dem Finanzministerium der Referent

über sämtliche Banken, ein gewisser Herr Herschmann,

über den ich weiter nichts sagen will, zur Depositen¬

bank. Der gewesene Staatskommissär bei der Depositen¬

bank, Herr Munk — ich weiß nicht, welchen Titel er

hat —, ist jetzt Verwaltungsrat bei der, Tochtergesell¬

schaft Vista der Depositenbank (Hört! Hört!), die jetzt

zusammengekracht ist. Ja, Herr Minister, ich sage aus¬

drücklich, daß ich Sie persönlich für einen untadelhaften

Mann halte, für einen jeder Korruption und jeder

Unanständigkeit abholden Mann. Ich frage Sie als

einen solchen Mann: Können Sie das als zulässig er¬

klären? (Finanzminister Dr. Kienböck: Ich kann

es nicht verhindern!) Aber, Herr Minister, das kann

man verhindern. (Finanzminister Dr. Kienböck:

Das sind 'pensionierte Herren — wie soll ich pensio¬

nierte Herren verhindern, in einen Verwaltungsrat

einzutreten? Ausgeschlossen!) Die Beziehungen müssen

aber offenbar schon von früherher bestanden haben und

es gibt ja gesetzgeberische Maßnahmen, durch die man

solche Dinge beseitigen kann. (Finanzminister Doktor

Kienböck: Und der andere Herr von der Depositen¬

bank bezieht keine Pension, das ist ein absolut freier

Mann!) Ja, ja, das ist aber auch nicht das Relevante;

das, worum es sich hier handelt, ist die Tatsache, daß

der Übergang von Staatsbeamten, speziell von Finanz-

ministerialbeamten in diese Banken zu einem System

der Korruption führt, das nicht zu leugnen ist und das

schließlich,das Finanzministerium — ich Hin überzeugt,

gegen seinen eigenen Willen — in Situationen bringt,

die es nur diskreditieren können.

Wenn also damals trotz der von mir jetzt gekenn-

zeichnetenümständedieseAufwertungenoewilligt worden

sind, wobei es eine nur noch nebenher unterlaufende

Unkorrektheit war, daß die Stückanzahl der aufzuwerten¬

den Aktien unrichtig dem Finanzministerium angegeben

worden ist, so kann ich diese Unterlassung nur darauf

147
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zurückführen, daß das Finanzministerium damals die

Bilanz der Tisita nicht ordnungsmäßig überprüft hat,

und daher bin ich berechtigt zu der Behauptung, an

diesem Zusammenbruch ist das Finanzministerium nicht

nur negativ, sondern auch positiv mitschuldig! Aber,

hohes Haus, ich selbst gestehe, daß es mir gar nicht

erwünscht ist, daß wir über diese Dinge öffentlich reden

müssen, denn wir alle empfinden, daß das öffentliche

Reden über diese Dinge auch seine Nachteile hat, wenn

auch das Aufstechen eines Geschwürs die Pflicht eines

Abgeordneten ist und wenn insbesondere die Form,

die diese Dinge jetzt angenommen haben, uns zwingt,

sie endlich einmal beim wahren Namen zu nennen, um

auf diesem Wege den Krebsschaden zu beseitigen, der

im Bankenwesen eingerissen ist.

Nun gestatten Sie, daß ich mit einigen Worten auf

ein weniger scharf zugespitztes Thema zu sprechen

komme, aus die Frage des Zinsfußes. Ich bin genötigt,

davon zu sprechen, weil der Herr Abg. Reiner diese

Frage aufgeworfen hat. Ich muß sagen, daß in bezug

auf die Behandlung dieser und der damit verwandten

Fragen eine gewisse, sagen wir, Nichteinstimmigkeit

unter den Herren Ministern zu herrschen scheint. Der

eine Herr, der Herr Bundesminister für Finanzen, ist

sehr ängstlich und scheut davor zurück, daß man das

Wort Kreditinflation überhaupt ausspricht. Der andere

Herr, der Herr Bundesminister für Handel und Verkehr,

steht in einer öffentlichen Versammlung auf und sagt,

daß eine solche Kreditinflation bei uns eingerissen sei.

Was für eine Idee soll sich nun der berühmte konfus

gewordene Antisemit aus dem Witzblatt von der Richtung

machen, die die Regierung einschlägt, wenn die Herren

Minister einander so widersprechen? Tatsache ist, daß

die Erhöhung des Zinsfußes durch die Nationalbank auch

eine Echöhung des Zinsfußes der Zentralsparkaste der

Stadt Wien, von der Herr Abg. Reiner sprach, wenn

er sie auch nicht mit Namen nannte, mit sich gebracht

hat. Das ist eben die Bankrate und Tatsache ist, daß

diese Erhöhung eigentlich von der Nationalbank nicht

durchgesührt werden wollte, daß aber der Herr Berater

Van Gyn und, wenn ich nicht irre, auch der Herr General¬

kommissär für diese Erhöhung waren. Das ist die Ansicht

eines gelehrten Herrn, vor dem ich volle Achtung habe,

aber ich halte seine Ansicht für unrichtig. Das hat sich

auch herausgestellt. Der Herr hat gemeint, durch die

Erhöhung werde man die Überlastung des Wechsel-

porteseuilles der Nationalbank beseitigen. Seit der

Zinsfußerhöhung ist auch wirklich der Stand des Wechsel-

Portefeuilles wesentlich gesunken. Aber das Entscheidende

ist, daß nicht diese Zinsfußerhöhung die Ursache des

Sinkens war, sondern die sorgfältigere und peinlichere

Überprüfung jedes einzelnen eingereichten Wechsels.

Diese Wirkung wäre aber auch eingetreten, wenn der

Zinsfuß niedrig geblieben wäre. Eine solche Zinssuß-

disserenz hat zu einer Zeit, wo man 30 Prozent und

mehr zahlt, wahrhaftig keine entscheidende Bedeutung

für die Wechselwirtschast.

Anderseits hat aber diese Zinsfußerhöhung eine

weitere Erhöhung der Geldkosten und damit eine

Belastung der Wirtschaft mit sich gebracht. Davon

abgesehen, hat aber diese Zinsfußerhöhung noch einen

zweiten nicht offen eingestandenen Zweck erreicht:

gewisse Verluste, die durch eine mangelnde Voraus¬

sicht von Funktionären der Nationalbank — es betrifft

das, wie ich hier ausdrücklich sagen will, nicht den

Präsidenten Reisch - im Innern der Institution

entstanden sind, auf Kosten der gesamten Wirtschaft

gutzumachen. Die Direktion der Nationalbank will

diese Jrrtümer, diese mangelnde Voraussicht mit den

Fehlschlägen, die ihre Folgen sind, wieder gutmachen.

Auf alle diese Nachteile hat übrigens die Arbeiterkammer

schon hingewiesen, sie hat darauf verwiesen, daß gewisse

unsolide Spekulanten zu sehr von der Nationalbank,

um nicht zu sagen, favorisiert, so doch zu wenig in

ihrer bankmoralischen Qualität beachtet werden. Daß

die Frankenspekulation nicht verhindert wurde, ist mit

eine große Schuld der Nationalbank selbst, und zwar

wegen des Mangels der Voraussicht in bezug auf

die Vertrauenswürdigkeit der um Bargeld u. dgl.

ansuchenden Kompetenten. Die Gefahr besteht nun

weiter, daß der Wirtschaftsmackt durch die unqualisi-

zierten Elemente geschädigt wird, indem sie weiter

Kredit erhalten. Wenn nun gegenwärtig die Regierung

aus Kommando von Genf mit der Forderung an das

Parlament herantritt, ein engeres Exekutivkomitee zu

schaffen, so wird diese Schöpfung — Herr Minister,

das prophezeie ich Ihnen — dieses Übel nur vermehren,

denn der Generalrat hatte bisher wenigstens den

Vorzug, daß in ihm im Gegensätze zu den aus dem

Finanzministerium stammenden, persönlich ganz tadel¬

losen, aber nur in das Fach nicht genügend eingeweihten

Herren erfahrene Herren sitzen, die Fühlung mit dem

lebendigen Wirtschaftsleben haben, die etwas davon

verstehen, die also das Institut vor solchen Dummheiten

und Ungeschicklichkeiten hätten bewahren können. Indem

Sie nun die Entscheidung in ein so enges Komitee

versetzen, werden Sie, wie gesagt, das Übel nur ver¬

mehren.

Wenn Sie von den Maßnahmen zur Beseitigung des

hohen Zinsfußes sprechen und als solche die Herab¬

setzung der Bankenumsatzsteuer und der Körperschafts¬

steuer usw. in Aussicht nehmen, so höre ich aus Ihrer

aller Rede, auch aus der Rede des Herrn Finanz¬

ministers, daß Sie eigentlich zu der eingreifenden und

entscheidenden Wirksamkeit dieser Maßnahmen kein

großes Vertrauen haben. Sie haben vollständig recht.

Wir werden nicht dagegen sein, daß diese Herabsetzungen

erfolgen, aber wir bitten Sie, sich nicht etwa einzubilden,

daß dadurch eine wesentliche Beeinflussung des Zins¬

fußes erfolgen wird, denn uni zu begreifen, wie die

Höhe dieses Zinsfußes beseitigt werden kann, muß man

auf seine Ursachen zurückgehen. Diese Ursachen liegen

in der ganz ungesunden, in der pathologischen Ent¬

wicklung unseres Bankwesens seit dem Kriege. Alle
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diese Schwindelgründungen, die zahllosen Konzessionen,

die erteilt wurden, die Überfütterung des Banken¬

marktes mit Bankanstalten, die zahllosen Filialen, diese

Saugapparate des öffentlichen und privaten Ver¬

mögens, die dann in die Kanäle der Spekulation

geleitet und, wie Sie immer sagen, dem legitimen

Geschäftsleben entzogen wurden, die Emissions-, die

Devisen-, die Valuten- und andere Spekulationen, die

Syndikatspraktiken und alles das, was wir hier wieder¬

holt gekennzeichnet haben, das sind die Krankheits¬

ursachen, welche als Krankheitserscheinung die Höhe

dieses Zinsfußes bedingt und damit die Geldknappheit,

die sie konsequent durch rücksichtslose und geradezu

barbarische Entziehung von Mitteln aus der Volks¬

wirtschaft für die Spekulation vermehrten, herbeigeführt

haben. Daher kann die Antwort auf die Frage: wie

wird dieser hohe Zinsfuß beseitigt und wie wird er

einem niedrigeren weichen? nur die sein: so lange die

letzten Wirkungen aller dieser Schwindelgründungen,

Emissions-, Devisen- und andere Spekulations¬

praktiken nicht erledigt sind, so lange wird der Zinsfuß

zu seiner einstigen Höhe — oder sagen wir Niedrigkeit —

nichtzmückkehren.Esistdaher allerdings ein sehr trauriger

Aspekt, den wir unserer Volkswirtschaft, unserer Industrie

und unserem Handel gewähren müssen, daß dieser

Prozeß sich nur langsam abwickeln kann und daß es

nur ein Prozeß einer allmählichen Gesundung sein

kann, daß durch Steuerherabsetzung solche Dinge nicht

beseitigt werden. Freilich müssen wir sagen, zu einer

solchen allmählichen Gesundung gehört auch die richtige

Führung der Jndustriepolitik und der Finanzpolitik,

die wir angesichts der heutigen Reden des Herrn

Bundesministers für Finanzen und des Herrn Vize¬

kanzlers als der Regierung vollständig fremd, als bei

ihr absolut nicht vorhanden zu unserem tiefen Bedauern

konstatieren müssen.

Ich wünsche die gravierenden Tatsachen, die mein

Kollege Dr. Eisler angeführt hat, nicht zu vermehren.

Es genügt — und das ist ja der Zweck dieser Aus¬

führungen —, das Gewissen der Regierung wachzu¬

rütteln und sie aus ihre Pflicht aufmerksam zu machen.

Freilich, wenn wir solche Antworten bekommen, wie

sie der Herr Finanzminister gegeben hat, dann heißt

es bloß: Lasciate ogni speranza! Lasset alle Hoffnung

fahren! Mit dieser Regierung ist nichts zu machen;

sie erklärt, sie kann nicht und will daher eine Änderung

in diesen Dingen nicht herbeiführen.

Ich hätte noch eine ganze Reihe von Dingen zu

besprechen, die Zeit aber ist schon zu weit vorgeschritten

und ich behalte mir das für die Spezialdebatte und die

Beratung im Ausschuß vor. Ein Wort möchte ich zum

Schlüsse noch dem sozialen Charakter des Budgets

widmen. Ich wäre eigentlich dieser Verpflichtung

durch den heutigen ausgezeichneten Artikel der „Arbeiter-

Zeitung" überhoben. Ich weiß nicht, ob ihn der Herr

Finanzminister gelesen hat. Dort wird darauf hin¬

gewiesen, daß die Einkünfte aus den direkten Steuern

mit 2'1 Billionen und aus den indirekten Steuern mit

etwa 5'6 Billionen bemessen werden. Ich will zu den

dort angeführten Ziffern noch hinzufügen, daß die

Zölle und die Warenumsatzsteuer merkwürdig niedrig

veranschlagt worden sind. Es macht diese Gewissen¬

haftigkeit und Vorsicht in der Budgetierung dem Finanz¬

ministerium alle Ehre, nur glaube ich — ich bitte, es

mir nicht übel zu nehmen, wenn ich diese Vermutung

ausspreche — daß, wenn die Herren des Finanzmini¬

steriums geneigt sind, hier so niedrige Ziffern als wahr¬

scheinlich anzunehmen, dies wohl auf ihre geistige

Einstellung zurückzuführen sein dürfte, auf die Tatsache,

daß sie es nicht gerne sehen, wenn der Öffentlichkeit

immer wieder vorgerechnet wird: Aus der Besteuerung

der Besitzenden bekommen wir bloß 2, aus der Be¬

steuerung der Besitzlosen dagegen 6 Billionen, also mit

dem dreifachen Betrag der direkten veranschlagen wir

die inbireftert Steuern. Die Diskussion, die ich im

vorigen Jahre mit dem Herrn Finanzminister und dem

Abg. Heinl in dieser Sache zu führen hatte, führt mich

darauf, daß bei diesen Ziffern nicht gerade unbedingt

ein Zufall waltet. Wenn Sie diese Ziffern, insbesondere

diejenigen indirekten Abgaben, die aus dem Wege

der Monopole erzielt werden, näher betrachten, so

ergibt sich für mich auch eine sehr interessante Erwägung.

Sie haben beim Salz nicht weniger als 109 Prozent

der Gestehungskosten an Reingewinn (Hört!) Sie

haben beim Tabak sogar einen Reingewinn von

116 Prozent der Gestehungskosten. Als ich diese Ziffern

las und berechnete, habe ich mich an eine Rede erinnert,

die vor wenigen Tagen der Herr Abg. Kunschak in

einer christlichsozialen Versammlung gehalten hat.

Er sprach davon, daß die Gemeinde Wien 900 Milliarden

Uberschuß gemacht habe, und hat das sehr übel kriti¬

siert. Die Rechnungen des Herrn Abg. Kunschak —

er möge mir verzeihen — sind etwas konfus, sie sind

nicht recht verständlich, aber ich nehme an, daß sie

wenigstens wahr sind. Er hat freilich nicht davon

gesprochen, daß die Gemeinde unter der christlich¬

sozialen Herrschaft aus dem Gaswerk in unserem heutigen

Gelde 98 Milliarden Reingewinn gemacht hat, während

die sozialdemokratische Verwaltung nicht einmal

8 Milliarden Gewinn macht, daß die Tramway damals

über 40 Milliarden Reingewinn brachte, während sie

heute nicht einmal 12 Mi liarden abwirst. Ich will

von diesen Unterschieden nicht reden, die den Herrn

Abg. Kunschak eigentlich zu einer Mäßigung seiner

Leidenschaftsausbrüche hätten führen sollen. Aber ich

will seine Rede wörtlich zitieren (liest): „Die Gemeinde

Wien hat uns um 50 Prozent zuviel herausgepreßt."

Ich bedauere, daß Herr Kollege Stöckler jetzt den Herrn

Finanzminister unterhält, denn es wäre mir angenehm,

wenn der Herr Finanzminister hören würde, wie sein

eigener Kollege seine Tätigkeit bezeichnet. In der

Sprache des Herrn Abg. Kunschak müßte ich die Ziffern

des Tabak- und Salzmonopols folgendermaßen be¬

handeln: um 116 Prozent und um 109 Prozent hat
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der Finanzminister uns aus dem Tabak und Salz

zuviel herausgepreßt! (Lebhafte Heiterkeit und Beifall.

— Finanzminister Dr. Kienböck: Ein Monopol ist

ja dazu da, um Einnahmen zu erzielen!) Aber nicht

zu viel! No quid nimis! Ich bitte, in dieser erfreulichen

Tätigkeit nicht alle Dämme zu überfluten. (Finanz¬

minister Dr. Kienböck: Das ist nicht Geivinn,

sondern eben Monopol. Es ist weniger ivie in den

anderen Staaten!) Aber ich will soweit es mir die

Lichtverhältnisfe in diesem Saale gestatten, in der

wörtlichen Zitierung der Rede des Herrn Abg. Kunschak

fortfahren. Der Herr Abg. Kunschak sagt (liest):

„Selbst in einer Zeit des wirtschaftlichen Wohlstandes

ist das nicht erlaubt. In einer Zeit der wirtschaftlichen

Krise und Kapitalsnot ist das ein Verbrechen." Ich

bitte, Herr Finanzminister, übersetzen Sie sich das

selbst. (Finanzminister Dr. Kienböck: Da war nicht

von der Staatsverwaltung die Rede!) Nein, sondern

von der Gemeinde und da ist das offenbar erlaubt,

nicht wahr, Herr Minister? (Finanzminister Dr. Kien¬

böck: Es ist aber an die andere Adresse gerichtet!)

Aber es handelt sich um dieselbe Frage (Finanzminister

Dr. Kienböck: Nein!) Die Gemeinde Wien hat auf

die Straßenbahn auch ein Monopol und sie haben als

te tium eompa ationU das Monopol hingestellt (liest):

„Damit ist der Zusammenhang zwischen Wirtschafts¬

krise und Gemeindeverwaltung klar. 900 Milliarden

wurden dem Wirtschaftsleben herausgerissen und dem

Großkapital zur Verfügung gestellt." (Heiterkeit.)

Da kann ich nur folgendes sagen: Vor einigen

Tagen hat der Herr Bundesminister für soziale Ver¬

waltung eine Rede gehalten, worin er erklärte, die

Verunglimpfung unserer öffentlichen Zustände erfolge

aus dem Innern, die Giftspritzer finden sich in Öster¬

reich selbst. Ich glaube, dem Herrn Bundesminister

für soziale Verwaltung nicht Unrecht zu üm, wenn ich

annehme, daß er mit dem Ausdruck Giftspritzer seinen

Kollegen Kunschak gemeint hat. (Heiterkeit. — Leb¬

hafter Beifall und Händeklatschen. Während vor¬

stehender Redx hat Präsident Miklas den Vorsitz

übernommen.)

Finanzminister Dr. Kienböck: Hohes Haus! Ich

pull auf die budgetären Ausführungen meines Herrn

Vorredners nicht jetzt erwidern, sondern erst im Aus¬

schuß. Aber auf zwei Äußerungen des Herrn Abg.

Dr. Ellenbogen muß ich schon jetzt eingehen.

Der Herr Abg. Dr. Ellenbogen hat meine Worte

dahin gedeutet, daß das Finanzministerium Übelstünde

vertuschen wolle. Davon kann keine Rede sein. Wenn

uns unter normalen Verhältnissen Mitteilungen über

Mißstände in Kreditunternehmungen zukommen, darm

würden gegen die Weiterleitung solcher Mitteilungen

an das Strafgericht kaum Bedenken bestehen. Was

uns die Zurückhaltung aufzwingt — und übrigens

auch Herren aufzwingt, die Ihnen nahestehen, wenn

sie in verantwortliche Berührung mit diesen Dingen

kommen - ist der Umstand, daß unter den gegebenen

Verhältnissen, bei der ohnehin schon vorhandenen

Unruhe, die Erstattung von Anzeigen weitere Konse-

quenzen in bezug auf den Bestand der Unternehmungen

haben kann, die vielleicht schon durch einen Run allein

umgebracht werden, wodurch dann ein weiterer Jnter-

essenkreis mit hineingezogen wird. Das ist der Grund,

warum man sich als Finanzminister hier Zurückhaltung

auferlegen muß. Die einzelnen^ Personen, seien sie

in einem solchen Unternehmen beschäftigt oder mit

ihm sonst in Berührung, werden sich bei der Frage,

ob sie eine Anzeige erstatten sollen oder nicht, von

ihren Jnteressenkreisen leiten lassen. Ich bin in keiner

Weise gesonnen, ihnen in den Arm zu fallen.

Der Herr Abg. Dr. Ellenbogen hat ferner gemeint,

meine Bemerkung, der Finanzminister könne weder

im allgemeinen noch weil Staatskommissäre in Unter¬

nehmungen sitzen, eine Garantie für diese Unter¬

nehmungen leisten, wäre geeignet, eine Panik hervor¬

zurufen'.' Ich halte meine Worte durchaus aufrecht.

Ich muß nur der Deutung widersprechen, als ob ich

vor allen möglichen Dingen warnen wollte, die ein-

treten können. Ich bin überzeugt, daß der Kern unserer

Kreditunternehmungen, ältere und neuere, durchaus

vertrauenswürdig ist, aber dieses Vertrauen soll auf

der Geschäftsführung und Gebarung dieser Unter¬

nehmungen beruhen und nicht auf irgendeiner Sraats-

maschinerie, die darin wirksam ist und für alles garan¬

tieren würde. Diese Deutung mußte ich ablehnen.

Ich hoffe, daß niemand die Konsequenzen ziehen wird,

die der Abg. Dr. Ellenbogen aus meinen Äußerungen

gezogen hat; ich bin im Gegenteil der Meinung, daß

sich die Herren von der Opposition ein wenig der

Schwarzmalerei hingeben. In dem Bedürfnis, starke

Farben aufzutragen, haben Sie leider ungewollt schon

viel Schaden angerichtet_(Lebhafte Zwischenrufe.)

Ich verweise darauf, daß Sie selbst gelegentlich das

Bedürfnis gezeigt haben, wieder zu bremsen. Ich finde

das begreiflich. Ich betone nur nochmals: meine

Bemerkungen haben sich darauf bezogen, daß das Ver¬

trauen nicht an der Hand des Staates gegründet werden

soll, die in alles eingreife; das Vertrauen, das unsere

gut geleiteten Unternehmungen, ältere und neuere,

durch die der hiesige Platz gekennzeichnet ist, genießen,

ist gerechtfertigt; es basiert auf der Beobachtung der

Führung dieser Unternehmungen. Wenn ich das hier

betone, tue ich nur meine Pflicht. Es ist durchaus

unrichtig, daß wir den Mißständen blind gegenüber¬

stehen. Ich lade vielmehr auch das Haus ein, die Vor¬

lagen, die ich angekündigt habe, rasch zu beraten. Ich

bin überzeugt, daß durch solche Gesetze eine Besserung

der Verhältnisse, wie dies auch Herr Dr. Ellenbogen

selbst gemeint hat, nicht mit einem Schlage, sondern

allmählich erfolgen wird. (Beifall undHändeklatschen.)

Dr. Eisler: Hohes Haus! Wir werden uns unter

gar keinen Umständen damit abfinden, daß die in der

Form wohlwollende Art des Kollegen Dr. Ellenbogen

den Herrn Bundesminister für Finanzen verleitet, die
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Diskussion vollständig zu verschieben. Mit keinem Worte

haben wir die Absicht geäußert, uns hier über die Ver¬

trauenswürdigkeit österreichischer Unternehmungen zu

unterhalten. Dazu ist hier nicht der Ort und das ist nicht

unsere Aufgabe. Wir haben hier den Wunsch, über die

Vertrauenswürdigkeit der österreichischen Finanz¬

verwaltung und des Bundesministers für Finanzen

in der Republik Österreich zu sprechen! (Beifall und

Händeklatschen.) Wir haben gar keiner bestehenden

österreichischen Unternehmung hier unser Vertrauen

verweigert. Wir haben nur bedauert, daß das Finanz-

mü isterium sehr vielen österreichischen Unternehmungen

Vertrauen entgegengebracht hat, die das Vertrauen

nicht verdient haben und wir bringen deshalb dem

Finanzministerium das größte Mißtrauen entgegen

und sind der Meinung, daß die derzeitige Finanzver¬

waltung das Recht zur Ausübung ihres Amtes ver¬

wirkt hat, weil sie eine ganze Kette der gröbsten Finanz¬

skandale, ohne eine Hand zu rühren, geschehen ließ.

Wir haben heute gehört, daß der Herr Bundesminister

für Finanzen diesen Anwürsen und Beschuldigungen

gegenüber nichts anderes zu sagen weiß, als daß ihm

die Kompetenz gefehlt habe oder daß wir, die Opposition,

daran schuld seien, weil die Opposition übertrieben

habe und daß deshalb nicht etwa alle die Leute, die sich

da die Taschen gefüllt haben, sondern die Opposition

durch ihre Übertreibungen viel Unheil angerichtet habe.

Ehe ich mir nun erlaube, ganz kurz über die Frage

der Kompetenz der Finanzverwaltung zu sprechen,

möchte ich doch auf die ganz eigentümliche Art zurück¬

kommen, mit der der Herr Vizekanzler die Beschwerden

gegen die Justizverwaltung beantwortet hat. Der Herr

Vizekanzler hat die Sache so dargestellt, wie wenn meine

Ausführungen, namentlich jene über die eigenartige

Behandlung des Falles Castiglioni, aus einer, wie

er sagte, gewissen Presse stammen, welche „Jüstiz-

skandal" gesagt hat. Ich möchte dem Herrn Vizekanzler

— schade, daß er nicht da ist — ganz offen gestehen, daß

ich aus einer einzigen Zeitung etwas Material für

meine Ausführungen geschöpft habe, und das war die

„Deutschöstcrreichische Tageszeitung" (Heiterkeit). Ich

habe in dieser Zeitung dieselbe Charakterisierung des

Verhaltens der Justizverwaltung gesunden, die ich mir

hier erlaubt habe. Der Herr Vizekanzler wird sagen,

diese Zeitung gebe nicht seine Auffassung wieder. Aber

ich habe geglaubt, er zähle diese. Zeitung wenigstens

nicht zu jenen Presseerzeugnissen, über die er sich von

dieser Stelle aus auszulassen pflegt. Diese Aufklärung

warnch dem Herrn Vizekanzler schuldig.

Im übrigen aber hat der Herr Vizekanzler auch die

Neigung, gern mißzuverstehen und aus diesen Miß¬

verständnissen dann Schlußfolgerungen abzuleiten. Es

hat niemand behauptet, daß etwa ein Richter oder ein

Staatsanwalt dem Herrn Castiglioni und dem Herrn

Neumann und dem Herrn Goldstein Mitteilung

gemacht hat, daß sie in einer halben Stunde eingesperrt

werden sollen. Der Herr Vizekanzler sagt uns, das bringt

der eigentümliche Geschäftsgang im Strafgerichte mit

sich. Ich nehme diese Aufklärung zur Kenntnis und bin

auch der Meinung, daß das Strafgericht einen eigen¬

tümlichen Geschäftsgang haben muß, wenn gerade dann,

wenn Castiglioni und Goldstein eingesperrt werden

sollen, dieser eigentümliche Geschäftsgang zu solchen

Konsequenzen führt. (Heiterkeit.) Aber daß die Be¬

völkerung und sogar Leute, die, wie der Herr Vizekanzler

sich ausdrückt, unser Justizverfahren kennen, das einen

Justizskandal nennen, darüber wird sich der Herr Vize¬

kanzler nicht wundern dürfen, namentlich nicht darüber,

daß dies Leute finden, die unser Justizverfahren oder

unsere Justizpflege kennen. Aber der Herr Vizekanzler

hat auch vollständig unrecht und auch das darf nicht

unwidersprochen bleiben, daß er dem Hohen Haus

einreden will — und es ist bedauernswert, daß ich dabei

einige Herren, und ich möchte da besonders'den Herrn

Profi, ssor Dr. Angerer zu einer besseren Meinung bekehren,

unter den begeisterten Empfängem dieser Botschaft

bemerkte —, daß die Behandlung des Falles Castiglioni

ein besonderes Ehrenblatt in der Geschichte der öster¬

reichischen Justiz und ein Beweis für ihre Unparteilich¬

keit ist. Der Herr Vizekanzler ist nicht verpflichtet, zu

erzählen, was beiläufig die österreichische Justiz mit

dem Fall Spiritus in der Zeit zwischen dem März und

September gemacht hat, und wir haben heute alle

gehört, daß das Strafverfahren eingestellt worden sei.

(Vizekanzler Dr. Frank: Das ist ja nicht richtig!)

Der Herr Vizekanzler hat gesagt, daß die vom Handels¬

gerichte abgetretene Anzeige - (Vizekanzler

Dr. Frank: Die war nicht gegen Castiglioni!) Sie

war nicht direkt gegen Castiglioni. Es ist nur im Prozeß

behauptet worden, daß neben anderen Leuten auch

Castigliorn veruntreut und betrogen hat. Aber es spielt

ja auch gar keine Rolle, hohes Haus. Ich habe aus den

mir vorgelegenen Beschluß ja gar nicht dargestellt, daß

es sich um Castiglioni persönlich gehandelt hat, aber

es hat sich um den Herrn Neumann gehandelt, der

zu den später Durchgegangenen gehört hat. Und es ist

nicht mitgeteilt worden, was zum Beispiel gegen den

jetzt steckbrieflich verfolgten Herrn die Justiz sechs

Monate in derselben Angelegenheit getan hat, in der

Zeit, in der dieser Herr noch nicht steckbrieflich

verfolgt werden mußte.

Der Fall Castiglioni ist nicht geeignet, als eine

besondere Ruhmestat der österreichischen Justiz, bisher

wenigstens, in Anspruch genommen zu werden. Was

die weitere Entwicklung des Falles anbelangt, so hat

uns der Herr Vizekanzler gesagt, er könne nicht wissen, was

daraus wird. Wir bescheiden uns damit, auch zu sagen,

wir können es nicht wissen.

Der Herr Abg. Reiner hat uns wieder einmal zum

Vorwurf gemacht, daß wir da verallgemeinern.- Er hat

offenbar diesen Vorwurf, ich muß das annehmen, aus

einem Mißverständnis abgeleitet. Er hat gemeint, daß

es berechtigtere Beschwerden über die österreichische

Justizpflege gibt, und ich gebe ihm da vollständig recht,
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daß das der Fall ist. Aber ich erwähne las, weil auf

einen Zwischenruf, den ich mir zu machen erlaubt habe,

der Herr Abg. Streeruwitz in einer Weife geantwortet

hat, die ein Nachlassen seines Gedächtnisses verrät.

Ich habe mir von dieser Stelle hier im Sommer auszu¬

führen erlaubt, daß die Handhabung der Ausgleichs¬

ordnung durch unsere Gerichte ein Skandal ist und daß

sich daran eine Reihe von skandalösen Vorkommnissen

in der Justizpflege knüpft. Der Herr Vizekanzler weiß

ganz genau, daß sich ganze Körperschaften über den

Skandal bei ihm beschwert haben. Ich habe damals

gesagt, daß solche Skandale unsere Wirtschaft kredit¬

unwürdig machen können und es ist ja Tatsache, daß in

einer ganzen Reihe von Berichten wirtschaftlicher Aus-

landssunktionäre über Österreich der Hinweis auf diese

Unzukömmlichkeiten in unserer Rechtspflege enthalten

ist. Der Herr Abg. Streeruwitz hat damals gesagt, es

sei traurig, daß im österreichischen Parlament ein Ab¬

geordneter austreten und behaupten könnte .

(Streeruwitz: Unsere Gesamtwirtschaft sei krediU

unioürdig. Das haben Sie gesagt und das war nicht

gerechtfertigt und nicht zulässig!) Ich bitte Herr

Abg. Streeruwitz, bevor Sie solche Behauptungen auf¬

stellen, das stenographische Protokoll nachzulesen. Sie

werden daraus entnehmen, daß Ihre Behauptung

unrichtig ist, Sie werden daraus entnehmen, daß ich

ganz dasselbe gesagt habe, was ich heute sage und was

ich mit besonderem Nachdruck nochmals sage: die Aus¬

gleichsordnung in ihrer heutigen Form ist eines der

Mittel, mit denen diejenigen, die für sie verantwortlich

sind, diesen Bankskandalen und ähnlichen Skandalen

direkt dm Mauer machen. Denn es ist ein grober Unfug,

daß auch dann, wenn ein solcher Skandal offenkundig

wird, nichts anderes geschieht, als daß der Schwindel

eines Ausgleichsverfahrens eingeleitet wird, das ja

sicher eine ganz andere Bedeutung haben sollte. Im

Gegenteil, ich kann die Beschwerde, die da der Herr

Abg. Reiner gegen unsere Justizpflege vorgebracht hat,

noch sehr nachdrücklich durch den Hinweis aus den

skandalösen Zustand unseres ganzen Vollstreckungs-

versahrers ergänzen, das ja auch nur eine Einrichtung

zum Schutze von zahlungswilligen Leuten geworden ist,

die anderen das Geld aus der Tasche nehmen und Zeit

gewinnen wollen, um damit rechtzeitig abzufahren.

Es ist sicher, daß ich mir die Ausführungen des

Herrn Abg. Reiner vollständig zu eigen mache, wenn sie

etwa den Sinn haben sollen, daß an dem Unfug der

Herr FinanMinister nicht allein schuld ist, sondern das

Justizressort auch einen Teil der Schuld trägt. (Heiter¬

keit.) Das unterschreibe ich und ich bin sehr dankbar,

wenn ich an Dinge erinnert werde, die ein solches Ver¬

schulden nachzuweisen geeignet sind. Aber das soll

uns von der Hauptsache nicht ablenken, von dem Ver¬

suche des Herm Bundesfinanzministers, sich für die

Erörterung und Behandlung von Dingen inkompetent

zu erklären, die unser ganzes Kreditwesen in solcher

Weise berühren. Ich weiß mich zu erinnern, daß zur

Zeit, wo diese Wirtschaft noch in ihrer Sünden Maien¬

blüte stand, der Herr Finanzminister gar nicht so in¬

kompetent war und daß er sogar ein Verdienst für sich

in Anspruch genommen hat an den herrlichen Errungen¬

schaften, die wir damals den Banken verdanken mußten.

Das war eben die Zeit, wo man noch dem Ausland

mitteilen konnte, daß der vier-, fünf- und dreißigfache

Kurs dieser Schwindelpapiere ein Beweis für das

Gelingen des Sanierungswerkes ist. Damals war man

noch sehr kompetent. (Finanzminister Dr. Kienböck:

Das habe ich nie gesagt!) Aber es handelt sich da um

etwas ganz anderes. Vor allem muß man ganz nach¬

drücklich — und man kann das nicht oft genug tun — der

Auffassung entgegentreten, als wenn die Staats¬

kommissäre in Aktiengesellschaften wirklich diese lächer¬

liche Einrichtung wären, zu der sie der Herr Finanz¬

minister Kienböck immer wieder macht. Es ist doch nicht

wahr, daß man in die Aktiengesellschaften angezogene

Puppen schickt, sondem — ich kenne einige dieser

Herren — das sind doch Herren, die eine Sprache haben,

die Ohren haben, die einen Mund haben, die angeblich

sogar einen Kopf haben. (Heiterkeit.) Wozu kommen

dort lebendige Menschen hinein, die den Titel „Staats¬

kommissäre" führen? In welcher gesetzlichen Bestim¬

mung steht denn, daß sie sich um gar nichts zu kümmern

haben? Aber wir haben gehört, daß es einzelne unter

den Herrn gibt, die sich um ihre persönlichen Vorteile

zu kümmern verstehen. Dazu sind sie sicher — darüber

bin ich mit dem Herm Finanzminister sicher einer

Meinung — nicht in die Aktiengesellschaft geschickt

worden, aber sie sind sicher dort, um erstens die Aufsichts¬

behörde — und wir haben eine Aufsichtsbehörde über

die Gebarung von Aktiengesellschaften, das ist die

Finanzbehörde — über das, was Bemerkenswertes vor¬

kommt, zu informieren, und es ist nicht wahr, daß In¬

formationen solcher Art, die die Finanzverwaltung

bekommt, dazu bestimmt sind, in den Papierkorb zu

wandern, und zweitens sind sie sicher dazu da, um dann,

wenn sie eine statutenwidrige Gebarung wahrnehmen,

diese festzustellen. (Finanzminister Dr. Kienböck:

Natürlich!) Ich habe selbst nach der sonderbaren Be¬

lehrung, die uns der Herr Finanzminister wiederholt

gegeben hat, mir die Mühe genommen, lebendige

Staatskommissäre zu fragen, wozu sie eigentlich da sind

und diese haben selbst eine ganz andere Auffassung von

ihrer Ausgabe, als der Herr FinarMinister. Sie sind,

wenn man sie fragt, wirklich der Meinung, sie sind zu

etwas da, und zwar dazu, die Beobachtung der Statuten

wahrzunehmen. (Finanzminister Dr. Kienböck: So

ist es! Gew ß!) Und nun frage ich den Herm Finanz¬

minister, ob die Staatskommissäre alle diese Unter¬

lassungen, von denen wir hier gesprochen haben, wirk¬

lich überwacht haben (Finanzminister Dr. Kien-

böck: Sofern sie das erfahren!Aus den Verwaltungs:

ratssitzungen erfährt man es meistens nicht!) Ich

habe eine allerdings nicht sehr große, aber doch aus¬

reichende Kenntnis der Vorgänge bei Miengesell-
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schäften, um zu wissen, daß dem Staatskommissär,

wenn er etwas erfahren will, die Auskunft gar nicht

verweigert werden kann; ebenso kann jeder Verwaltungs¬

rat etwas erfahren, wenn er es will, die meisten wollen

aber nichts erfahren, weil wir gesehen haben, es ist

besser, wenn man nichts erfährt und von den Vorteilen

dieses Nichtserfahrens wissen die meisten Verwaltungs¬

räte unserer Zeit. Aber die Herren Staatskommissnre

können erfahren, was sie wollen, und man wird mir

doch nicht ernstlich einreden wollen, daß zum Beispiel

ein Staatskommissär bei der Nordisch-Österreichischen

Bank es nicht versteht, wenn er es verstehen will, was

es bedeutet, wenn man Hotung-Aktien um 800Millionen

aufwertet oder die Salzburger Kunstfilm A. G. um

1600 Millionen. Daß ein solcher Staatskommissär das

nicht begreift, ist nicht richtig und ich halte es für eine

viel größere Gefahr für unsere Kreditorganisationen

und unsere ganze in Mtiengesellschaften organisierten

Produktionsuntemehmungen, wenn hier autoritär den

Staatskommissären über ihre Funktionen solche Weisun¬

gen gegeben werden, wie sie immer wieder der Herr

Finanzminister gibt, als wenn wir uns darum be¬

mühen, die Staatskommissäre an die Erfüllung ihrer

Pflichten, die sie zu erfüllen haben, auch gegen den

Wunsch den Finanzministers zu erinnern. Aber das

Finanzministerium hat die Kompetenz zur Über¬

wachung und Beanstandung derartiger Vorgänge

auch aus anderen Gründen. Heute stellt sich der Herr

Finanzminister uns als ein Funktionär vor, der nichts

machen kann und fragt, wie er das eigentlich machen soll.

Ja das Finanzministerium hat doch, wenn es will, alle

diese Unternehmungen in der Hand, es kann sich doch

jede Form der Einflußnahme gestatten. Wir wissen

doch, daß alle diese Unternehmungen wiederholt vom

Finanzministerium beanstandet wurden, daß Unter¬

handlungen mit ihren Verwaltungsräten stattgefunden

haben, wir wissen, daß in einer Reihe von Instituten

sogar die Auswahl der Person der Verwaltungsräte

nach den Wünschen des Finanzministeriums erfolgt,

es ist also gar nicht wahr, daß das Finanzministerium

sich um die Dinge nicht kümmem kann, und vor allem

darauf hat der Herr Finanzminister keine Antwort

gegeben. Der Weg aller dieser Schwindelunter¬

nehmungen ist mit Kapitalserhöhungen und Auf¬

wertungen gepflastert, also mit Maßnahmen, die direkt

mit Bewilligung des Finanzministeriums vorgenommen

werden. (Finanzminister Dr. Kienböck: Was meinen

Sie für Aufwertungen?) Ja bitte, die Kunstfilm-

(Finanzminister Dr. Kienböck: Ich weiß nickt, was

das heißen soll!) Der Herr Finanzminister weiß nicht,

was das heißen soll. Ich möchte nur zur Aufklärung

mitteilen, daß das nichts anderes heißt, als daß der

Nominalwert der Hotung-Aktien ... (Finanzminisler

Dr. Kienböck: Da sind Sie im Irrtum! Der Een

Abg. Dr. Ellenbogen hat auch nur gemeint, daß die

Bank den Wert höher in ihre Bücher eingesetzt hat!)

Nein, nein, sondern das waren ganz technische Auf¬

wertungen. Sehen Sie sich doch den Bericht an, sehen

Sie sich die Kapitalserhöhungen an, die vorgekommen

sind und Sie werden aus diesen Kapitalserhöhungen, die

doch vom Finanzministerium bewilligt wurden, allein

ersehen, daß jede dieser Kapitalserhöhungen ein Fisch¬

zug oder zmnindest der Versuch eines Fischzuges ge¬

wesen ist. Wenn nicht jeder gelungen ist, so ist sicherlich

rächt das Finanzministerium schuld daran, sondern der

Umstand, daß eben die letzten Kapitalserhöhungen schon

in die abklingende Saison gefallen sind. Der Herr

Finanzminister tut unrecht daran, wenn er die Fest¬

stellungen, die hier gemacht werden mußten, mit seiner

Inkompetenz erledigen will, nein, sondern sein Ver¬

halten gibt uns recht: Eine Finanzverwaltung, die

zugestehen muß, daß sie derartigen Dingen gegenüber

ohnmächtig ist, daß sie nicht weiß, wie man ihnen be¬

gegnet, eine Finanzverwaltung, die zugeben muß, daß

sie alles das geschehen ließ, daß sie gegen Verbrecher,

die schwerer strafbarer Handlungen beschuldigt wurden,

nichts unternimmt, weil das angeblich nicht in ihre

Kompetenz fällt, einer solchen Finanzverwältung kann

man nicht vertrauen und unsere Aufforderung an den

Herrn Bundesminister für Finanzen und an die Re¬

gierung, aus diesem Zugeständnisse der Ohnmacht die

einzig mögliche Konsequenz zu ziehen, ist durch die Aus¬

führungen des Bundesministers für Finanzen nur noch

gerechtfertigt worden. Aber mit allem Nachdruck müssen

wir uns dagegen wehren, weil es nicht nur ein untaug¬

liches, sondern ein unwürdiges Mittel der Replik wäre,

der Opposition vorzuwerfen, sie habe so viel angerichtet.

Wenn uns ein Vorwurf treffen kann, so ist es der, daß

wir in diesen Dingen zu lange schweigen. Wir haben

vielleicht ein kleines Stückchen Mitschuld dadurch aus

uns geladen, daß wir diesem ewigen Gejammer über die

bösen Folgen, die die Ausrottung solcher Dinge herbei-

sühren kann, geglaubt und geschwiegen haben. Wir

sprechen auch heute nur über Fälle, die bereits zu Grabe

getragen wurden, über Fälle, an denen sich nicht mehr

viel verderben läßt. Aber die Erfahrung der letzten Zeit

hat uns bewiesen, daß ein Teil des angerichteten

Schadens auch durch das lange Schweigen herbei¬

geführt wurde, daß es bei solchen Vorkommnissen nicht

gilt, zu verhüllen, sondern rechtzeitig einzugreisen. Der

Bundesminister für Finanzen hat uns da einen sehr

ungerechten Vorwurf gemacht. Und wenn er in einem

anderen Zusammenhang in den Ausführungen über

die Schuld, die er als Hausherr der Nordisch-Öster¬

reichischen Bank daran trägt, daß sie seitenlange

Schwindelinserate veröffentlichen konnte, während er

die Wahrheit über sie in der Tasche hatte, wenn er uns

sagt, Zeitungen, die uns nahestehen, hätten solche In¬

serate gebracht, dann fordere ich ihn aus — und er darf

einer solchen Aufforderung nicht ausweichen — hier zu

sagen, welche Zeitungen es waren, die uns nahestehen

(lebhafter Beifall) und die Inserate für eine monarchi¬

stische Schwindelbank gebracht haben. (Finanzminister

Dr. Kienböck: ,,Die Neue Wirtschaft“, wenn Sie
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es wissen ivollen! — Schneidmadl: Das ist eine

freche Lüge der R ichspost, die Sie hier wiederholen,

Herr Minister! — Finanzminister Dr. Kienböck:

Ich habe nur gesagt: Die Ihnen näherstehen als uns

und das gilt von der,,Neuen Wirtschaft" / — Zwischen,

rufe.) Ich stelle fest, daß der Herr Bundesminister für

Finanzen für diesen Anwurf keinen Beweis Vorbringen

kann, sondern daß er ein Blatt genannt hat, mit dem

meine Partei und mit dem kein einziges Mitglied meiner

Partei auch nur des Geringste zu tun hat. (Zustimmung.

— Finanzminister Dr. Kienböck: Na!) Wenn der

Bundesminister für Finanzen es hier in öffentlicher

Sitzung bezweifelt, dann möge er doch sagen, was ihn

berechtigt zu behaupten, daß die „Neue Wirtschaft"

uns nahestehe oder irgendeinen Zusammenhang mit

uns habe. (Finanzminister Dr. Kienböck: Näher

als uns!) Ich werde mich auf die rabulistische Auslegung

der Frage, wem sie nahersteht, nicht einlassen und

stelle nur fest, daß jeder Zuhörer den Ausführungen des

Herrn Bundesministers für Finanzen glauben mußte,

daß sozialdemokratische Zeitungen Schwindelinserate

einer monarchistischen Bank veröffentlicht haben, und

dieser Vorwurf ist ohne jeden Grund hier erhoben

worden. Er gehört in dasselbe Kapitel wie die Be¬

zichtigung der Opposition, ihr Verhalten schädige irgend¬

eine österreichische Unternehmung. Wir wünschen, daß

den österreichischen Unternehmungen rein schlimmerer

Schade zugefügt wird, als der, der ihnen aus der Auf¬

deckung der, Wahrheit erwächst. Wenn die Fürsorge

des Finanzministeriums in Zukunft wirklich öster¬

reichischen Unternehmungen gewidmet sein wird, und

nicht etwa der „Vita-Film A. G." und der „Salzburger

Kunstfilm A. G." und dem „Orion" und „Arikos"

und wie alle diese schönen Unternehmungen heißen, die

das Finanzministerium unter seiner Protektion hatte,

wenn die wirklichen österreichischen Unternehmungen

geschützt werden, dann wird ein solcher Vorwurf nicht

mehr erhoben werden.

Schließlich hat sich der Herr Bundesminister für

F nanzen sehr energisch dagegen verwahrt, daß Inter¬

ventionen und Protektionen irgendeine Wirkung haben

oder vorgekommen sind. Ich habe ihm, bevor er das

gesagt hat, erklärt, daß ich diese Behauptung aufrecht¬

erhalte, auch wenn sie hundertmal bestritten wird. Ich

möchte nur hinzusügen, daß es sogar Beamte gibt, die^

wenn man ihnen gewisse Amtshandlungen, die mit

diesen Dngen im Zusammenhang stehen, zum Vorwurf

macht, die Achseln zucken und erklären: Ja, das kommt

immer von oben. (Streeruwitz: Das is t kein Beweis!)

Das ist allerdings kein technisch vollkommener Beweis,

aber Sie werden vielleicht mehr Beweise in diesem

Augenblick von mir gar nicht fordern. Wenn Sie sie

durchaus haben wollen, ich werde vielleicht bereit sein,

Ihnen von hier aus konkrete Beweise dafür zu

erbringen. Aber die Behauptung, daß gar keine E'n-

flußnahme auf die Dinge erfolgte, ist sicher in dieser

allgemeinen Form nicht zutreffend. Wäre sie wahr, dann

wäre das meiste von dem, was sich auf diesem Gebiete

der Skandale ereignet hat, gar nicht eingetreten.

Ich kann daher, wenn ich das Ergebnis dieser Aus¬

einandersetzung zusammenfasse, nur sagen: Wir sind

gerne bereit, die einzig wirkliche Entschuldigung, die der

Herr Bundesminister für Finanzen vorgebracht hat,

zur Kenntnis zu nehmen; seine Ohnmacht diesen Dingen

gegenüber, und wir fordern ihn nochmals auf, aus

dieser seiner eigenen Erkenntnis die einzige Konsequenz

zu ziehen, die man daraus ziehen kann. (Lebhafter

Beifall und Händeklatschen.)

Damit ist die Debatte abgeschlossen. Das Bundes¬

finanzgesetz für das Jahr 1925 (B. 203) wird dem

Finanz- und Budgetausschusse zugewiesen.

Es gelangt die zu Beginn der Sitzung verlesene

dringliche Anfrage zur Verhandlung.

Smitka: Hohes Haus! Wir haben an den Herrn

Bundesminister für soziale Verwaltung eine Anfrage

gestellt, die ihn veranlassen soll, endlich einmal einen

Weg zu beschreiten, der zu einer raschen und sachgemäßen

Erledigung der Frage der Alters- und Invaliditäts-

Unterstützung und der Witwen- und Waisenversorgung

der Arbeiterschaft führt. Wir wollen das Spiel, das

mit dieser für die Arbeiterschaft so wichtigen und ein¬

schneidenden Sache getrieben wird, nicht länger mit-

machen. Der Herr Bundeskanzler hat in seiner pro¬

grammatischen Erklärung zu Beginn dieser Legislatur¬

periode mitgeteilt, daß die Alters- und Invaliditäts-

Versicherung der Arbeiterschaft einen der Programm¬

punkte dieser Regierung bilde. Der Herr Bundes¬

minister für soziale Verwaltung hat bei verschiedenen

Gelegenheiten erklärt, daß auch er der Durchführung

einer geeigneten Alters- und Jnvaliditätsunterstützung

der Arbeiterschaft sein Augenmerk zuwende und die

bezüglichen Vorlagen dem Hause unterbreiten werde.

Diesen Erklärungen gegenüber stehen die Tatsachen,

die wir in den letzten Jahren erlebt haben. Jeder

Initiativantrag, den wir in dieser Sache einbrachten,

ja jede Vorlage, die bisher von der Regierung ein-^
gebracht wurde, wurde in einer Weise behandelt, die

geeignet ist, die Alters- und Jnvaliditätsversicherung

zu verhindern und unmöglich zu machen. Dieses Doppel¬

spiel wird sich die Arbeiterschaft nicht mehr gefallen

lassen. Ich erkläre hier mit allem Nachdruck, daß wir

alles daran setzen werden, daß die Alters- und Jnvalidi¬

tätsversicherung endlich auch in unserem Lande durch¬

geführt werde.

Das Doppelspiel der Regierung wird das hohe Haus

am besten erkennen, wenn ich den bisherigen Gang

unseres Kampfes für die Versicherung kurz schildere.

Im August 1920 wurde von unserem unvergeßlichen

Parteigenossen Hanusch ein ausgearbeiteter Antrag

über die Einführung der Alters- und Invaliditäts-

Versicherung zur öffentlichen Diskussion gestellt. In

den Debatten, die über diesen Antrag im hohen Hause

stattgefunden haben, wurde dem Kollegen Hanusch

von der christlichsozialen Partei der Vorwurf gemacht,
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der Versicherungsgesetze ausgegeben wird, erscheintdaß er nicht schon als Staatssekretär die Alters- und

Jnvaliditätsversichcrung durchgeführt habe. Es wird

dabei übersehen, daß er bei seiner vielseitigen Tätigkeit

auf dem Gebiete der sozialen Gesetzgebung schon damals

einen wichtigen und für den späteren Aufbau der

Sozialversicherung bedeutungsvollen Schritt dadurch

getan hat, daß er die Grundlage für den Aufbau der

Alters- und Jnvaliditätsversicherung, die Vereinheit¬

lichung der Krankenkassen als der Träger dieser zu¬

künftigen Versicherung, nach langen Verhandlungen

mit den Interessenten in eine bestimmte Form gebracht

hat, wodurch die Krankenkassen tatsächlich erst geeignet

wurden, die Träger dieser großen Versicherung zu

werden.

Der Entwurf des Kollegen Hanusch ist nun, nachdem

die Koalition in die Brüche gegangen war, eben nur

ein Antrag zur öffentlichen Debatte geblieben. Wir

haben dann den Antrag im Hause selbst eingebracht.

Dieser Antrag Hanusch, der sich ja auf die Ergebnisse

der jahrzehntelangen früheren Beratungell stützt, der

das Produkt eingehender Beratungen über jede einzelne

Bestimmung ist, der das Produkt einer eingehenden

Berechnung der Kosten dieser Reform ist, der auf einer

eingehenden Erwägung aller organisatorischen Vor¬

aussetzungen beruht, kurz, der alle Erfahrungen der

Jahrzehnte in sich schließt und der in seinem Aufbau

einfach, leicht und ohne große Kosten durchführbar

war, wurde von uns in der Meinung eingebracht,

das Resultat dieser jahrzehntelangen Beratungen

im früheren Abgeordnetenhaus sei nun doch geeignet,

einen Weg zu weisen, wie man auch bei uns in Deutsch¬

österreich eine Alters- und Jnvaliditätsversicherung

einführen könnte, ohne daß die Verwaltungskosten und

die toten Lasten, wie der Herr Minister in einem seiner

Elaborate gesagt hat, allzu groß werden. Der Antrag

wurde dem Ausschuß für soziale Verwaltung zugewiesen

und der Abg. Resch zum Referenten bestimmt. Der

Abg. Resch hat das Referat im Laufe dieses ganzen

Jahres nicht erstattet. Im Dezember 1921 wurde von

der Regierung ein Entwurf über die Alters- und Jnvali¬

ditätsversicherung eingebracht, der sich in seinen wesent¬

lichen B stimmungen mit einigen Verböserungen mil

dem Antrag Hanusch deckte, und auch dieser Regierungs¬

entwurf wurde dem Ausschuß für soziale Verwaltung

zugewiesen. Bemerkenswert für das Doppelspiel, das

hier getrieben wurde, ist auch der folgende Umstand:

Der christlichsoziale Abg. Resch begrüßte die im De¬

zember des Jahres 1921 eingebrachte Vorlage der

Regierung über die Alters- und Jnvaliditätsversicherung

in der „Reichspost" vom 1. Jänner 1922 als Neujahrs¬

gruß mit folgenden Worten (last): „Eine gute Bot¬

schaft ist die Kunde, daß nach langem fruchtlosen

Harren die Alters- und Jnvaliditätsversicherung dem

Abschlüsse nahegebracht erscheint." Er zitiert in diesem

Aufsatz einen französischen Volkswirtschaftler, der über

die Bedeutung der Sozialversicherung folgendes sagt:

„Das Gew, das in Deutschland für die Durchführung

in taugend Gestalten wieder. Es wird zum Familien¬

glück, zur Gesundheit und Menschenwürde und schafft

ein starkes, lebenskräftiges Geschlecht." So der christlich¬

soziale Resch in der Öffentlichkeit. Sowohl die Anträge,

die damals von uns gestellt wurden, als auch die Vor¬

lage der Bundesregierung werden nun dem Ausschuß

für soziale Verwaltung zugewiesen, der Ausschuß

bestellt denselben Abg. Resch zum Referenten, und der

Abg. Resch weigert sich nun, das Referat über diese

Sache im Ausschuß zu erstatten. Er weigert sich, das

Lebensglück, die Menschenwürde und das Familien¬

glück, das er so schön in der Zeitung geschildert hat, zu

verwirklichen, er läßt den Antrag liegen, und nach

unserer wiederholten Urgenz erklärt er, er habe von

seiner Partei nicht die Berechtigung zum Referat, und

Hanusch mußte damals erklären, daß er leider keine

Möglichkeit habe, den Referenten zu veranlassen, den

Bericht zu erstatten.

So bleibt die Sache wieder liegen. Am 13. Juli 1923

hat der Nationalrat beschlossen, dem Ausschüsse für

soziale Verwaltung zur Berichterstattung über die Vor¬

lage der Bundesregierung, betr. die Alters- und

Jnvaliditätsversicherung eine Frist bis 15. September

1923 zu setzen. Der Nationalrat, also auch die bürger¬

ächen Parteien, haben das beschlossen. Der Ausschuß

für soziale Verwaltung tritt am 23. August zusammen,

und die ganze arbeitende Bevölkerung ist der Hoffnung,

daß nun endlich ernstlich an die Beratung der Alters¬

und Jnvaliditätsversichcrung geschritten und dieses

große Werk der Verwirklichung zugesührt werde. Der

Ausschuß hält am 23. August die ersteIn

dieser Sitzung ist der Herr Bundesminister für soziale

Verwaltung nicht erschienen, und der Herr Referent

Resch erklärte in dieser Sitzung, daß dieser Entwurf

der Regierung veraltet sei und daß sich die Notwendig¬

keit der Umarbeitung dieses Entwurfes ergeben habe.

In der zweiten Sitzung, am 13. September, also zwei

Tage vor der Frist, die der Nationalrat dem Ausschuß

gestellt hat, erscheint der H:rr Bundesminister in der

Sitzung und erklärt dort, die geänderten Verhältnisse

erlauben es nicht, diesen Entwurf der christlichsozialen

Regierung in Verhandlung zu ziehen, sondern es müßte

dieser Entwurf umgearbeitet weiden. Unser Einspruch,

dcß ja der Entwurf das Resultat jahrzehntelanger Bera¬

tungen, das Ergebnis jahrzehntelanger Prüfungen

und Forschungen sei, wird mit dem Hinweis darauf,

daß sich die Verhältnisse geändert hätten, abgetan und

der Ausschuß nimmt eine Resolution an, die dahin

lautet: Der Bundesminister wird aufgesordert, schleunig

eine Vorlage über die Alters- und Jnvaliditätsvecsiche-

rung dcm Hause vorzulegen. Wie das „schleunig" zu

verstehen ist, haben wir aus dem weiteren Verlauf der

Dinge gesehen.

Wir haben nun in der jetzigen Sitzungsperiode des

hohen Hauses, nachdem alle unsere Bemühungen, den

Entwurf durchzubringen, an dem Widerstand der
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Regierungsparteien gescheitert waren, einen eigenen

Entwurf ausgearbeitet, der sich in seinem Inhalt sowohl

auf die Regierungsvorlage als auch auf den Antrag

Hanusch stützt, der wiederum alle jene Erfahrungen

und Berechnungen enthält, die für die Einführung der

Alters- und Jnvaliditätsversicherung mit möglichst

geringen Kosten geeignet sind. Wir haben diesen Antrag

am 20. August dieses Jahres hier eingebracht. Der Antrag

wurde dem Ausschuß für soziale Verwaltung zugewiesen;

durch den Beschluß der Mehrheitsparteien wird er dem

Unterausschuß, der die Pensionsversicheruna zu beraten

hat, zugewiesen, weil man wußte, daß auch die Pen¬

sionsversicherung undurchführbar ist. Damit war unser

Antrag, betr. die Alters- und Jnvaliditätsversiche-

rung, wiederum erledigt.

Am 25. Februar hat der Herr Minister in einer Be¬

sprechung mit den Abgeordneten verschiedener Par¬

teien seine Grundsätze über die Einführung der Alters¬

und Jnvaliditätsversicherung entwickelt. Er hat erklärt,

daß die Einführung in Etappen erfolgen müsse. Die

erste Etappe sei die Vereinheitlichung der Kranken¬

versicherung durch ein Gesetz, das die Krankenkassen

zu geeigneten Trägern der künftigen Versicherung macht.

Die zweite Etappe besteht in der Reorganisation sämt¬

licher Versicherungszweige, die dritte Etappe in der

Einführung der Versicherung der Selbständigen und

in weiterer Linie auch für die land- und forstwirtschaft¬

lichen Arbeiter. Wir sind damals von dem Herrn Minister

mit der Überzeugung weggegangen, daß es nun doch

ernst mit diesen Dingen wird. Wir glaubten, wir werden

eine Vorlage bekommen, die vielleicht nicht unserer

Auffassung entspricht, die aber doch zeigt, daß sich das

Ministerium Schmitz mit Ernst und Sachkenntnis mit

dieser Frage beschäftigt und eine Vorlage bringen wird,

die als Grundlage für den weiteren Aufbau der Alters-

und Jnvaliditätsversicherung dienen kann. Aber ich

muß schon sagen, daß das, was der Herr Minister fünf

Monate später, nicht hier im Hause, sondern wiederum

den beteiligten Faktoren, als Entwurf für die Verein¬

heitlichung der Krankenversicherung vorgelegt hat,

geradezu eine Spottgeburt ist. In diesem Entwurf

wird vor allem anderen der nach langen Verhandlungen

mit allen Faktoren durchbesprochene Gedanke der vier

Krankenkassenkategorien fallen gelassen. Die allgemeine

Krankenkassenkategorie sollte die Arbeiterschaft als

Gesamtheit umfassen, so daß sich die Mitgliedschaft

der zukünftigen Alters- und Jnvaliditätsversicherung

mit der Mitgliedschaft zur Krankenkasse deckt; diezweite

Kategorie, die Angestelltenkasse, bei der auch die

Kassenangehörigen mit den Angehörigen der Pensions¬

versicherungsanstalten identisch sind; die dritte Kategorie

bilden die Krankenkassen der Eisenbahner; auch hier

die gleichen Personen wie bei der Alters- und Jnvalidi¬

tätsversicherung; und die vierte Kategorie, die land-

und forstwirtschaftlichen Arbeiter, die damals noch keiner

Krankenversicherung teilhaftig waren und deren En-

fügung in die Arbeiterversicherung für einen späteren

Zeitpunkt gedacht war. An Stelle dieser vier Kassen¬

kategorien bringt nun der Herr Minister einen Entwurf

mit sechs Kassenkategorien nur für die Arbeiter, und

zwar außer den Angestelltenkassen und den Kranken¬

kassen für den Verkehr. Es soll wieder die alte Geschichte

mit den Betriebskassen und den Bruderladen durch¬

geführt werden, und was das Schönste an der ganzen

Sache ist, es sollen die Genossenschaftskassen ausgebaut

werden und nach dem Wortlaute des Gesetzes die Möglich¬

keit haben, sich über das ganze Land zu erstrecken.

Ich habe bis heute nicht begriffen, aus welchen Motiven

heraus der Herr Minister diese Dinge machen will.

Stellen Sie sich doch das Ganze praktisch vor! Das

Problem, die Alters- und Jnvaliditätsversicherung

auf die großen Krankenkassen aufzubauen, die Kranken¬

kassen als die Träger dieser Versicherung zu nehmen,

ist in den Großstädten leicht zu lösen, weil dort die

Arbeiterschaft, die Versicherten, in großen Massen bei¬

sammen sind. Dieses Problem ist aber in den kleinen

Orten auf dem Lande draußen schwierig zu lösen, und

das Verzeichnis der Gebietskrankenkassen, die der Herr

Minister hier angeführt hat, zeigt schon, wie schwierig

dieses Problem auf dem Lande zu lösen ist, und zwar

schwierig deshalb, weil es dort nur wenig versicherungs¬

pflichtige Mitglieder gibt. Man mag über die Einheits¬

kasse denken, wie man will, eines ist sicher, wenn wir

eine Alters- und Jnvaliditätsversicherung haben wollen

und die Krankenkassen Träger dieser Versicherung

sein sollen, dann können nur solche Krankenkassen dies

durchführen, die einen entsprechenden administrativen

Verwaltungsapparat eingerichtet haben, die eine be¬

stimmte größere Anzahl von Mitgliedern haben, wodurch

sie in der Lage sind, einen Apparat einzurichten, der

auch die Agenden dieser Alters- und Jnvaliditäts¬

versicherung, und was noch daran hängt, erledigen

kann. Wenn Sie sich nun diesen Grundgedanken zur

Durchführung der Alters- und Jnvaliditätsversicherung

vor Augen halten, so ersehen Sie aus der Vorlage des

Herrn Bundesministers, daß in einem kleinen Ort

euf dem Lande draußen theoretisch die Möglichkeit ist, daß

16 oder 20 Krankenkassen für die in diesem Orte be¬

schäftigten Personen kompetent sind; denn der Schuh¬

machergehilfe gehört zum Beispiel der Krankenkasse

Mr Schuhmachergenossenschaft in Linz an, wenn es

Ich um Oberösterreich handelt, der Kleidermacher¬

oder Tischlergehilfe wieder einer anderen Kranken¬

kasse, der landwirtschaftliche Arbeiter der Landwirt-

schastskrankenkasse und der industrielle Arbeiter in

der Fabrik wieder der Gebietskrankenkasse. Sie können

ach also bei einem solchen Durcheinander schon vor¬

stellen, wie schwer auch eine Krankenversicherung

möglich ist, wenn die Krankenkasse nur 3000 Mitglieder

zählt und die Mitglieder auf alle Orte des Bundes¬

gebietes verteilt sind. Das wäre also unmöglich, und

das war die Vorlage des Herrn Bundesministers zur

Vereinheitlichung der Krankenversicherung, das ist

die Vorlage des Herm Ministers, um die Grundlage
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für die Durchführung der Alters- und Invaliditäts-

Versicherung zu schaffen.

Ich will erwähnen, daß in der Vorlage auch ein anderes

Kuriosum enthalten ist, das schon darin liegt, daß in

das Gesetz eine Bestimmung aufgenommen ist, die in

ganz Österreich eigentlich nur für einen einzigen Unter¬

nehmer Geltung haben soll. Die Betriebskrankenkasse

wird nämlich nur dort gestattet, wo mindestens 1200

Mitglieder sind. Jeder Mensch weiß, daß die Betriebs¬

krankenkasse eine Form ist, die bei der Arbeiterschaft

am meisten verhaßt und verpönt ist. Wenn ein Unter¬

nehmer 5000 Leute beschäftigt, die auf verschiedene

Orte verteilt sind, wird in jedem einzelnen Ort eine

Betriebskasse errichtet, wenn auch nur zehn Mitglieder

in diesem Orte von dem Unternehmer beschäftigt sind.

Es käme dabei wieder eine Zersplitterung heraus, die

vollständig im Widerspruch zu dieser Vorlage steht,

so daß man wohl sagen muß, man muß an dem Ernst

des Herrn Ministers, die Alters- und Invaliditäts-

Versicherung tatsächlich durchzuführen, zweifeln. Wir

wissen wirklich nicht, welche Einflüsse hier vorhanden

sind, daß solche Dinge vorgelegt werden wie das Kon-

zentrationsgesetz, das 6e kaeto nicht eine Konzentration,

sondern eine starke Dezentralisation der ganzen Kranken¬

versicherung bedeutet. (Steinegger: In Deutschland

kommen 40.000 auf eine Kasse, hei uns nur 6000!)

Genossenschaftskassen können für ein Bundesland

errichtet werden, tvenn sie 3000 Mitglieder haben, und

in diese 3000 sind auch die Lehrlinge eingerechnet.

(Steinegger: Das ändert nichts am Durchschnitt!)

Aber, Herr Kollege, Sie haben diese Dinge wahrschein¬

lich nicht so verfolgt, sonst müßten Sie sehen, wie es hier

in der Wirklichkeit ist.

Hohes Haus! Wir mußten uns fragen, wie sind

solche Dinge möglich, welche Berater üben da ihren

Einfluß aus, daß so etwas zustande kommt. Wir mußten

uns aber auch sagen, der Herr Minister unterbreitet

den Entwurf, sobald er fertig ist, einem Kollegium

der daran beteiligten Personen, die dann ihr Gutachten

abgeben, dann kommt er ins Haus, hier wird wieder

die Angelegenheit im Ausschuß lange beraten. Wenn

wir diesen Weg bei dieser verhältnismäßig einfachen

Frage der Konzentration der Versickerungsträger

beschreiten, wenn hnr schon solche Schwierigkeiten

auftauchen, wie wird es erst werden, wenn es zu den

Grundfragen, der Versicherungsleistung, der Organi¬

sation der Versicherung und all diesen Dingen kommen

wird. So haben wir die Überzeugung gewonnen, daß

wir auf diesem Wege zu einer Versicherung nicht

kommen, fondem daß, wenn die Alters- und Jnvalidi-

tätsversicherung zustande kommen soll, wohl ein Weg

gewählt werden muß, wo im vorhinein über das Wie

der Durchführung eine Beratung sowohl der Sach¬

verständigen als auch derjenigen, für welche die Ver¬

sicherung geschaffen werden soll, stattfindet. Denn ich

glanbe, über eines muß sich der Herr Minister doch klar

sein, daß die Alters- und Jnvaliditätsversicherung nicht

allein eine Angelegenheit der christlichsozialen Partei

ist, daß sie nicht allein eine Angelegenheit des Herrn

Bundesministers ist. Die Art und Weise, wie die Alters¬

und Jnvaliditätsversicherung in diesem Staate durch¬

geführt wird, ist eine Angelegenheit der gesamten

Arbeiterschaft in diesem Lande (lebhafter Beifall),

und die Arbeiterschaft wird es sich nicht bieten lassen,

daß die Durchführung in einer Weise erfolgt, die gegen

ihr Interesse, gegen ihren Willen und gegen ihr Ver¬

langen ist. Wir wollen nun endlich, daß diese Frage

nicht mehr so wie bisher behandelt wird, daß man bei

jeder passenden oder unpassenden Gelegenheit seine

Verbeugung vor der Sache macht, in Wirklichkeit aber

dahin arbeitet, sie immer wieder zu verschleppen und

auf die lange Bank zu schieben.

Vielleicht wird vom Herrn Minister oder von feiten

der bürgerlichen Parteien eingewendet werden, daß

die Alters- und Jnvaliditätsversicherung eine Belastung

für den Staat bedeute, daß sie die Produktionskosten

belaste und ihre Durchführung bei den derzeitigen Ver¬

hältnissen aus diesem Grunde unmöglich erscheine.

Gestatten Sie mir, darauf hinzuweisen, daß wir ja

nicht die ersten sind, die diese Dinge durchführen. In

allen unseren Konkurrenzstaaten ist die Alters- und

Jnvaliditätsversicherung in dieser oder jener Form,

in einzelnen Staaten nur die Altersversicherung, in

anderen nur die Invalidenversicherung, in anderen

wieder die ganze Versicherung durchgeführt. Wir

haben die Alters- und Invalidenversicherung bereits

in Deutschland, Frankreich, England, Luxemburg,

Rumänien, Schweden, Holland, in Italien, in Spanien,

in Portugal, in Dänemark, in Jugoslawien, in der

russischen Föderativrepublik und in der letzten Zeit

auch in der Tschechostowakei. Unsere Industrie kann

sich also nicht darauf berufen, daß durch die Belastung

der Produktion durch diese Versicherung ihre Konkurrenz¬

fähigkeit beeinträchtigt würde.

Es wird, hohes Haus, bei dieser Frage sehr viel über

die Belastung der Produktion gesprochen. Ich möchte

hierüber den Motivenbericht der tschechoslowakischen

Republik zitieren. In der Tschechostowakei sind

umfangreiche Berechnungen darüber angestellt worden,

wie stark die Belastung der Produktion ist, wenn die

Alters- und Jnvaliditätsversicherung, so wie sie in der

tschechoslowakischen Vorlage enthalten ist, eingeführt

wird. Die Alters- und Jnvaliditätsversickerung in

der Tschechostowakei unterscheidet sich in ihren Bei¬

trägen nicht wesentlich von dem, was bei uns als

Beitrag in Aussicht genommen ist. Die Berechnungen

dieser sachverständigen Leute haben ergeben, daß die

Belastung der Produktion durch die Einführung der

Alters- und Jnvaliditätsversicherung 0°45 Prozent, also

nicht einmal ein halbes Prozent, betragen wird. So

wie dieser Motivenbericht für die Tschechostowakei

möchte ich auch hier für Österreich sagen, daß man nicht

behaupten kann, daß unsere «Industrie durch eine

Erhöhung der Produktionskosten um ein halbes Prozent
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konkurrenzunfähig wird oder daß die Lasten, die aus der

Alters- und Jnvaliditätsversicherung erwachsen, nicht

zu tragen wären.

Wir haben noch eine Frage, die hier mitspielt, die

Versicherung der Selbständigen. In allen Vorlagen

der Regierung und auch in der Tschechoslowakei ist

ein Junktim mit der Versicherung der Selbständigen

hergestellt. Ich möchte hier noch einmal ausdrücklich

erklären, daß wir für die Versicherung der Selbständigen

sind. Aber, hohes Haus, die Versicherung der Selb¬

ständigen darf nicht zu einem Mittel mißbraucht werden,

um die Versicherung der Arbeiter aufzuhalten oder

unmöglich zu machen. Auch in der Tschechoslowakei

w'rv in dem Gesetzentwurf ein Junktim hergestellt,

wonach die Arbeiterversicherung erst mit der Selb-

ständigenversicherung in Kraft tritt. Aber ich konnte

aus den Besprechungen, die ich mit den Herren der

tschechoslowakischen Regierung hatte, ersehen, daß man

dort ernstlich daran ist, die ganze Frage zu lösen und

damit zu verwirklichen wovon Herr Abg. Resch in

seinem Neujahrsartikel vorn Jahre 1921 spricht.

Wir erwarten von dem Herrn Minister für soziale

Verwaltung, daß er nun dieser Aufgabe seine volle

Aufmerksamkeit schenke, und stellen an ihn die Anfrage:

„Sind Sie bereit, die Ausarbeitung des Entwurfes

über die Alters- und Jnvaliditätsversicherung der

Arbeiter einer legislativen Kommission, bestehend

gleichermaßen aus Vertretern der Regierung und der

gesetzlichen Interessenvertretung der Arbeiterschaft, zu

übertragen, die unter Verwendung der im Parlament

und im Ministerium geleisteten Vorarbeiten ihre Auf¬

gabe spätestens bis Ende dieses Jahres zu erfüllen hat?"

Hohes Haus! Wir stellen heute diese Anfrage als

einen letzten Versuch, die Frage auf dem Wege der

sachlichen Beratung mit diesem Ministerium zu lösen.

Wir werden uns aber die Dinge sehr genau ansehen.

Wir sind nicht gewillt, uns wieder mit Dingen abspeisen

zu lassen, die nichts anderes bedeuten als ein Hinaus¬

ziehen der ganzen Sache. Wir verlangen, daß ernstlich

und mit Nachdruck an die Lösung der Frage heran¬

getreten wird, daß sie vom Herrn Minister für soziale

Verwaltung sachlich behandelt wird, damit wir endlich

zu dem Ziele kommen, das in den genannten anderen

Ländern schon längst erreicht ist. Gerade in dieser

Zeit der Krise, da soviele alte Leute nicht wissen, wo

sie das> tägliche Brot hernehmen sollen, muß dieser

Plan endlich verwirklicht werden. Tann erst können

wir sagen, daß wir das getan haben, wovon, der von

Herrn Dr. Resch zitierte Volkswirtschaftslehrer spricht:

daß wir ein tatkräftiges und zufriedenes, glückliches

Volk geschaffen haben.

Minister Schmitz: Hohes Haus! Der Herr Abg.

Smitka hat die Begründung der Anfrage mit einem

Satze geschlossen, dessen Grundmotiv ich gern auf-

greise. Er hat den Wunsch ausgesprochen, daß die

Frage der Schaffung einer Alters- und Jnvaliditäts¬

versicherung auf dem Wege einer sachlichen Beratung

verhandelt werden soll. Ich versichere dem hohen

Hause, daß ich in diesem Wunsche mit dem Herrn

Abg. Smitka übereinstimme. Ich glaube, dieser Wunsch

wird nirgends Gegner finden. Was in politischer oder

anderer Beziehung zu einer Vorlage zu sagen sein

wird, wird besprochen werden können, wenn die

Vorlage im hohen Hause eingebracht ist. Im Stadium

der Vorbereitu^, der Formulierung, der Berechnung,
der Feilung einer Vorlage sollen die sachlichen Argu¬

mente allein ausschlaggebend sein.

Der Herr Abg. Smitka hat einen Überblick über die

geschichtliche Entwicklung dieser Idee in unserem Lande

und im alten Österreich gegeben. Es wäre sehr ver¬

lockend, auf diese Ausführungen näher einzugehen.

Er hat aus begreiflichen Gründen vor allem die letzten

Jahre herangezogen. Man könnte diese Betrachtung

auch noch auf die Zeit vor dem Kriege ausdehnen und

untersuchen, welche Schwierigkeiten es waren, die vor

dem Kriege wiederholte Anläufe und Versuche, auf

diesem Gebiete zu einem Ergebnis zu kommen, zum

Scheitern gebracht haben. Es sind im alten Österreich

vor allem auch gewisse nationale Gründe mit im Spiel

gewesen, namentlich aber sachliche Schwierigkeiten, und

diese sachlichen Schwierigkeiten sind auch heute immer

noch vorhanden. Es ist keinerlei Motiv dahinter zu

suchen, daß die Ausarbeitung eines solchen Gesetz¬

entwurfes, wie ihn die Arbeiterversicherung in ihrer

Zusammenfassung der Sozialversicherungszweige nun

einmal darstellt, Schwierigkeiten begegnet, sondern

einzig und allein der Grund, der in den sachlichen

Schwierigkeiten der Materie selbst liegt. Gerade einem

Fachmann mit so reicher Erfahrung, wie es der Herr

Abg. Smitka ist, brauche ich das nur zu sagen, und er

wird dem sofort zustimmen. Diese Schwierigkeiten

beginnen bereits bei dem vorbereitenden Akt. Der

Herr Abg. Smitka hat an das Konzentrationsgesetz

erinnert, das unter dem verstorbenen Staatssekretär

Hanusch eingebracht und vom Hause verabschiedet

worden ist. Dieses Konzentrationsgesetz hat sich in der

Praxis nicht bewährt — darüber sind gleichfalls die

Men geschlossen. Es kann niemand bestreiten, daß

dieses Gesetz in dem einen Lande bis zum letzten Extrem

durchgeführt wurde, während es in dem anderen Lande

fast gar nicht durchgeführt worden ist, was sehr wenig

zur Klärung der Vorfrage beiträgt, wie die Kranken¬

kassen zu Trägern der Sozialversicherung im ganzen

genommen und der Alters- und Jnvaliditätsversiche¬

rung im besonderen umgeformt werden können. Es

ist daher unbedingt notwendig, diese Frage noch einmal

zu lösen, soweit sie eben ungelöst geblieben ist. Ich

wünsche begreiflicherweise, in dieser Stunde nicht

im einzelnen auf die Kritik einzugehen, die der Herr

Abg. Smitka an dem Entwurf eines Krankenkassen¬

organisationsgesetzes, geübt hat, den ich den zuständigen

Stellen zur Beurteilung zugesendet habe. Ich bedauere

es sehr, daß eine Tagung von Krankenkafsenvertretern

sich, obwohl, wie mir nicht unbekannt ist, im Schoße
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dieser Versammlung die Meinungen geteilt waren,

doch nach außenhin zu einem vollständig ab¬

lehnenden Verhalten verleiten ließ. (Dr. Bauer:

Über Ihren Gesetzentwurf waren die Meinungen nicht

geteilt!) Ich bin darüber unterrichtet, Herr Abg.

Dr. Bauer. Jedenfalls aber muß ich feststellen, daß die

Forderung, die von jener Tagung als Gegenforderung

gegen den Entwurf des Ministeriums geltend gemacht

wurde, nicht annehmbar ist: das ist der Ruf nach der

Einheitskasse, das ist das System, das seit dem Jahre

1919 sich eben nicht bewährt hat. Da nun ein besserer

Vorschlag bisher nicht gemacht werden konnte oder

nicht gemacht wurde — vielleicht werden solche Vor¬

schläge noch gemacht —, so bleibt nichts anderes übrig,

als an dem Entwürfe festzuhalten, der im Ministerium

ausgearbeitet worden ist. Ich habe auch bereits ange¬

kündigt, daß er hier eingebracht werden wird. Wenn

sich im Laufe der parlamentarischen Beratung Ber-

besserungs- und Abänderungsvorschläge ergeben werden,

die sachlich gerechtfertigt sind, können sie ja vorgenommen

werden. Dieser Entwurf ist in keinem einzigen Wort

irgendwie etwas Unabänderliches. Der Entwurf kann

eben nur sachlich behandelt, sachlich kritisiert und sachlich

geformt werden.

Wenn der Herr Abgeordnete ferner die Bemerkung

gemacht hat, daß die verschiedenen Mitteilungen, die

ich bisher den Vertretern der parlamentarischen Par¬

teien im Hause des Ministeriums mir zu machen erlaubt

habe, von vornherein das größte Mißtrauen bei seiner

Partei erweckt haben, und wenn er sich sogar Zu dem

Ausdruck hinreißen ließ, daß das alles als unmöglich

betrachtet werden müsse, so hoffe ich, werden Sie mir

nicht unrecht geben, wenn ich das als eine rhetorische

Wendung betrachte, denn ein abschließendes Urteil

über einen Gesetzentwurf ist natürlich doch erst dann

möglich, wenn er formuliert vorliegt.

Nun stimme ich in einer anderen Beziehung — und

ich bin überzeugt, daß das ganze hohe Haus ohne Unter¬

schied der politischen und wirtschaftlichen Einstellung

der einzelnen Mitglieder da mit mir einer Anschauung

ist — mit dem Herrn Abg. Smitka überein; das ist

in der Betonung der Notwendigkeit und der Dring¬

lichkeit dieser Aufgabe. Insbesondere unterstreiche ich

eine Gruppe von Arbeitern, jene Arbeiter, die infolge

ihres hohen Alters, sobald sie arbeitslos werden, keine

.Möglichkeit oder fast keine Möglichkeit mehr haben,

wieder in eine Arbeitsstelle vermittelt zu werden. Ich

wiederhole hier das, was ich bereits am 30. September

den über meine Einladung erschienenen Abgeordneten

gesagt habe: Ich bin daran, im Ministerium einen Weg

zu suchen, und glaube heute hinzufügen zu können,

ich bin nahe daran, diesen Weg auch schon gesunden

zu haben, wie unbeschadet der planmäßigen und

systematischen Weiterarbeit an dem großen Entwürfe

diese Einzelfrage einer zwischenweiligen Erledigung

zugeführt werden kann, ohne daß diese alten Arbeiter

im Rahmen der bisherigen Arbeitslosenfürsorge weiter

verbleiben müßten.

Der Herr Abg. Smitka hat auch von einem Junktim

mit der Selbstündigenversicherung gesprochen. Er hat

selbst daran erinnert, daß auch in dem Staate, der

zuletzt ein Gesetz über die Arbeiterversicherung beschlossen

hat — wenngleich dieses Gesetz noch nicht in Kraft

getreten ist —, ein Junktim mit der Selbständigen-

versicherung festgelegt worden ist. Ich bin vollständig

überzeugt davon —, und auf Grund der Urteile der

Fachleute halte ich mich berechtigt, diese Aberzeugung

auch hier zu vertreten —, daß dieses Junktim in keiner

Weise die Gesetzwerdung der Alters- und Invaliditäts-

Versicherung aufhalten wird. (Dr. Bauer: Die Gesetz-

iverdung; aber die Durchführung?) Auch die Durch¬

führung nicht aufhalten wird, weil das zwei getrennte

Gebiete sind. Unter den heutigen sozialen und wirt¬

schaftlichen Verhältnissen in weiten Kreisen der Be¬

völkerung, die zu den Selbständigen gezählt werden,

halte ich es für eine Pflicht des Ministers für soziale

Verwaltung, so wie für die Unselbständigen, auch für

die Selbständigen Vorsorge in der Sozialversicherung

zu treffen.

Ich habe wiederholt Gelegenheit genommen, die

Parteien dieses Hauses über den Fortschritt der Arbeiten

im Ministerium zu unterrichten. Zuletzt war das am

30. September, also vor wenigen Wochen. Ich habe

damals sofort hinzugefügt, daß ich es für meine Pflicht

gehalten habe, zuerst die Parteien zu verständigen,

damit sie von dem, was da vorgeht, wissen und nicht

durch irgendwelche andere Dinge sich überrascht fühlen,

daß aber, nachdem diese Mitteilung an die Parteien

dieses Hauses erfolgt ist, die Fühlungnahme mit den

Fachleuten — und rein fachliche Argumente sollen

doch geltend sein — eintreten soll. Ich bin erfreut,

dem hohen Hause mitteilen zu können, daß die Liste

dieser Fachleute fertiggestellt ist. (Rufe: Gott sei

Dante!) In der nächsten Woche werden diese Fachleute

zu der ersten Besprechung eingeladen werden. Daß

diese Fachleute ohne Unterschied ihrer politischen oder

sonstigen Einstellung ausgewählt sind, daß diese Fach¬

leute vor allem die Gewähr bieten sollen, daß unter

ihnen ganz besonders Männer vertreten sind, die in

der Praxis draußen stehen, die in Sozialversicherungs¬

instituten durch Jahre und Jahrzehnte praktisch mit¬

gearbeitet haben und daher in der Lage sind, dem

Ministerium wertvolle Ratschläge zu erteilen, ist selbst¬

verständlich. Wenn die Frage aufgeworfen wurde,

welche Berater das Ministerium bisher beeinflußt

haben, so liegt in dieser Frage ein Mißtrauen — ich

will keinen anderen Ausdruck gebrauchen —, ein

gewisses Mißtrauen, irgendeine Vermutung. Damit

da keinerlei Legende entsteht, stelle ich fest, daß die

Arbeiten im Ministerium bisher ausschließlich von den

Fachreferenten des Ministeriums ohne Zuziehung oder

ohne Gestattung irgendeines Einflusses von außen her

gemacht wurden. Ich habe es für richtig gehalten,
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entsprechend der Praxis und der Entwicklung der Ver¬

hältnisse in unserem Staate zuerst den Entwurf durch

Beamte des Ministeriums ausarbeiten zu lassen, dann

mit den Fachleuten in Fühlung zu treten und den auf

diese Weise ausgearbeiteten Entwurf den auf Grund

des Gesetzes berufenen Kammern und sonstigen Stellen

zur Begutachtung zuzumitteln, worauf die Einbringung

in diesem hohen Hause zu erfolgen hätte. Das ist der

normale Weg der Gesetzwerdung in diesem Staate.

Diesen Weg habe ich bisher konsequent eingehalten,

ich werde ihn auch in Zukunft einhalten. (Witzany:

Ohne Einfluß des Telephons am Schivarzenbergplatz?)

Ich weiß nicht, wohin die Verbindung am Schwarzen¬

bergplatz führt, weil Sie so gut darüber unterrichtet

sind. Zu mir führt keine andere als die Möglichkeit,

mich aufzurufen, die jeder hat, auch Mitglieder Ihrer

Partei. (Dr. Bauer: Ist beim Zolltarif auch dieser

Weg der Gesetzwerdung gegangen worden?) Ich

glaube, auch beim Zolltarif. (Dr. Bauer: Nein! Da

hat man mit den Interessenten monatelang ver¬

handelt!) Da ist zunächst im Schoß des Ministeriums

der Entwurf gemacht worden, dieser Referentenentwurf

wurde von den Interessenten einer Besprechung unter¬

zogen, und dann ging er weiter. (Dr. Bauer: Er wurde

monatelang mit allen Gruppen der Interessenten

durchberaten! Dort waren die Interessenten nämlich

Unternehmer, da Jcann man auch vom normalen Weg

abweichen!) Ich finde, daß auch beim Zolltarif der

normale Weg eingehalten worden ist und auch hier.

Nun, da diese Arbeiten des Ministeriums diese gewisse

Reife erlangt haben, beginnt die Fühlungnahme und

gründliche Durchberatung des Stoffes mit den Inter¬

essenten, mit den Fachleuten auf diesem Gebiete, und

es ist damit in gar keiner Weise vorgegrisfen.

Hohes Haus! Wenn ich, abgesehen von den Pflichten

und Rechten der Regierung, die Forderungen prüfe,

die jetzt an mich gerichtet werden, so muß ich vor allem

aus etwas anderes Hinweisen. Die sozialdemokratische

Partei, die diese dringliche Anfrage eingebracht hat,

motiviert den in dieser Anfrage an mich gerichteten

Wunsch damit, daß dadurch die Arbeiten an der Alters¬

und Jnvaliditätsversicherung beschleunigt werden sollen.

Ich erkläre dem hohen Hause, daß mit der Erfüllung

dieses Wunsches die gegenteilige Wirkung eintreten

würde. Alle die langwierigen und schwierigen Arbeiten,

die von den Fachreferenten bisher unermüdlich geleistel

wurden, wären vergeblich. Denn eine solche Kommissior

fängt selbstverständlich alles wieder von vorne an. Daher

wehre ich mich auch aus sachlichen Gründen gegen diesen

Wunsch. (Dr. Bauer: Dafür erspart man eine lange

Beratung im Parlament. Sie kennen die Schwierig¬

keiten, die der G(ßmannsche Entwurf im Parlament

gefunden hat!) Ich hoffe, daß die Fühlungnahme mit

den Fachleuten, die nächste Woche beginnt, ein gutes

Ergebnis haben wird, wenn von allen Seiten wirklich

mit der Absicht, die Dinge rein sachlich zu behandeln,

vorgegangen wird, mit der Absicht, eine rein sachliche

Kritik -zu üben. Daher komme ich zum Schluß, hohes

Haus, das, was in der Begründung der dringlichen An¬

frage und in der Anfrage selbst Richtiges enthalten ist,

daß die Fühlungnahme mit den Interessenten, mit

den Fachleuten vor allem, die etwas davon verstehen

und die auch nach Parteien in diesem Hause nicht un¬

günstig verteilt sind, erfolgen soll, das geschieht ohnehin

in der Art und Weise, wie ich mir erlaubt habe, dem

hohen Hause mitzuteilen, bereits von der nächsten Woche

angefangen.

Ich habe nun die Bitte, daß diese Arbeiten möglichst

gefördert werden, denn der Schwierigkeiten sachlicher

Art sind sonst noch genug. Wenn alle diese Fachleute

entsprechend Mitarbeiten, wenn wirklich nur die sach-

iche Argumentation das Entscheidende ist, dann werden

wir rasch vocwürtskommen und keinen Tag unr.ützer-

weise verlieren. Die vorliegende Anfrage bin ich in der

Form, wie sie gestellt wurde, leider mit einem Nein

zu beantworten gezwungen, und zwar aus den Gründen,

die ich angeführt habe: Es wäre keine Beschleunigung,

sondern eine Verzögerung; die Heranziehung der Fach¬

leute und Interessenten erfolgt sowieso, wenn auch auf

einem anderen Wege, als hier verlangt wird.

Ich schließe diese meine Stellungnahme mit der

Bitte an alle Mitglieder dieses hohen Hauses ohne

Unterschied der Parteirichtung und der wirtschaftlichen

Einstellung, sie möchten mich und die Beamten meines

Ministeriums bei der Fertigstellung, bei der Durchknetung

und Formulierung dieses großen Werkes unterstützen,

denn nur mit Unterstützung des Parlaments und der

Öffentlichkeit wird es überhaupt möglich sein, dieses

so dringliche Werk einem guten Ende zuzuführen.

Hohes Haus! Ich bin allerdings etwas anderer Meinung

als der Herr Vorredner, wenn er gesagt hat, daß es sich

hier einzig und allein um ein Interesse der Arbeiter¬

schaft handle. Ich stehe auf dem Standpunkte, daß

Reform und Ausbau unserer Arbeitersozialversicherung

ein Interesse besitzen, das gewiß in erster Linie und

im größten Umfange von den unmittelbar Betroffenen,

von der Arbeiterschaft, empfunden wird, das aber

darüber hinaus eine Volksnotwendigkeit und ein staat¬

liches Interesse darstellt, wenngleich wir uns alle,

glaube ich, darüber im klaren sind, daß die wirtschaft¬

lichen Verhältnisse ihre Berücksichtigung im Ausmaße

der finanziellen Bestimmungen eines solchen Werkes

und im Zeitpunkte des Inkrafttretens finden müssen.

(Dr. Bauer: Hört! Hört') Auch das, Herr Abg.

Dr. Bauer, auch die wirtschaftlichen Verhältnisse'

müssen berücksichtigt werden. Es ist die Frage, ob die

Arbeiter imstande sind, diese erhöhten Beiträge auch

zu leisten, und ob die Unternehmer imstande sind, die

neuen Lasten zu übernehmen. Diese Frage heute zu

beantworten, ist nicht notwendig, weil heute die Frage

noch nicht steht: Wann? Ich hoffe aber, daß mit dem

Tage, an dem die Arbeit im Ministerium beendet ist

und das Gesetz dem hohen Hause zukommt, die wirt¬

schaftlichen Verhältnisse in unserem Lande sich so weit
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gebessert haben, daß wir ohne weitere Verzögerung

(Zwischenrufe.) .. .ich hoffe, daß wir dann ohne

weitere Verzögerung das Gesetz werden in Kraft

treten lassen. (Beifall und Händeklatschen.)

Richter: Hohes Haus! Wenn wir uns gestattet

haben, an den Herrn Minister die dringliche Anfrage

zu richten, welchen Weg denn nunmehr die Alters¬

und Invalidenversicherung der Arbeiter in unserem

Lande nehmen wird, so haben wir es — ich gestehe

das ohne weiteres — vor allem deswegen jetzt getan,

weil uns die letzte Ankündigung des Herrn Ministers

über den Fortschritt der Vorarbeiten zur Sozialver¬

sicherung in Österreich mit dem schwersten Mißtrauen

erfüllt hat. Wenn uns der Herr Minister heute einladet,

man möge, von rein sachlicher Beratungsgrundlage

ausgehend, zu beurteilen versuchen, was jetzt schon

im Ministerium vorgearbeitet wurde, und das Stadium

der Vorarbeiten nicht stören, die Durchfeilung und Durch¬

arbeitung der Vorlage nicht behindern, so kann ich

nur sagen, daß wir zu all dem das größte Mißtrauen

haben — gerade jetzt wieder nach dem, was wir vom

Herrn Minister gehört haben. Wir haben diese dring¬

liche Anfrage eingebracht, weil wir seit mehr als

20 Jahren mit denselben Redensarten gefoppt werden,

mit denselben Redensarten, wie sie der Herr Minister

für soziale Verwaltung auch heute wieder gebraucht

hat. Es ist bezeichnend, daß die Arbeiten an dem Gesetz

über die Alters- und Jnvaliditätsversicherung in jedem

Beratungsstadium, in jedem Parlament, in jedem

Hause, unter jedem Ministerium, immer und immer

wieder damit geendet haben, daß irgendein Minister,

irgendein Vertreter der Regierung entweder erlärt

hat: Die derzeitigen krisenhaften Zustände machen

es unmöglich, die Gesetzwerdung eines solchen Antrages

durchzusühren, oder aber: Die kommende wirtschaftliche

Besserung macht es nötig, mit der Fertigstellung des

Gesetzes bis zu deren Eintritt zuzuwarten. (Minister

Schmitz: Nein, bis dorthin das Gesetz fertig¬

zumachen !) Herr Minister Schmitz, wir kennen das Lied

aus den Zeiten des seligen Geßmann her, wir kennen

es und haben nicht vergessen, was gerade die christlich¬

soziale Partei getan hat, um die Gesetzwerdung der

Alters- und Jnvaliditätsversicherung in Österreich zu

verhindern.

Wir erinnern uns daran, daß es der Minister Geß¬

mann in dem seinerzeitigen Ministerium Beck war, der

die Frage der Bezirksstellen in das Gesetz hineingebracht

hat, und wir wissen, daß bei jeder Beratung immer

dann, wenn der Abg. Spalowsly oder ein anderer

Vertreter der sogenannten christlichen Arbeiter auf-

stand und die Forderung nach Gesetzwerdung der

Alters- und Jnvaliditätsversicherung erhob, gleich

daraus ein anderer Herr seiner Partei — einmal hieß

er Wohlmeyer, ein anderes Mal Dr. Jerzabek, wieder

ein anderes Mal Heinl, Partik und Genossen — auf-

stand und pünktlich einen Gesetzentwurf einbrachte,

worin mit der Alters- und Jnvaliditätsversicherung

der Arbeiter gleichzeitig die Alters- und Jnvaliditäts¬

versicherung der Selbständigen, der Kleinbauern, der

land- und forstwirtschaftlichen Arbeiter überhaupt,

und wie diese Anträge alle heißen, gefordert wird.

(Dr. Jerzabek: Sie brauchen es ja gerade so not¬

wendig f) Ich habe das bei der Beratung des Budgets

gesagt und wiederhole es auch heute: Wer hindert

denn die patentierten Retter des Kleingewerbes, diese

Selbständigenversicherung durchzusühren? Waren es

die Sozialdemokraten, die Sie je daran gehindert

haben? Wer hindert die Herren, diese Vorlagen aus¬

zuarbeiten und durchzusühren? Aber Sie müssen

begreifen, daß Ihnen niemand glaubt, daß es Ihnen

um die sachliche Arbeit zu tun ist, daß Ihnen niemand

glaubt, daß es Ihnen wirklich um die Gesetzwerdung

der Alters- und Jnvaliditätsversicherung zu tun ist,

ändern daß jedermann aus den mehr als

20jährigen Erfahrungen zu erkennen vermag, daß Ihre

ganze Politik eitel Augenauswischerei ist und nur den

Zweck hat, die Versicherung der Selbständigen und die

Versicherung der Unselbständigen nicht machen zu

müssen. (Lebhafter Beifall.) Das ist die Wirklichkeit.

Und nun fragen wir uns denn doch: Was sagt uns

nunmehr der Herr Minister? Er sagt, es sei schon ein

so großer Fortschritt in den Vorarbeiten zu verzeichnen,

daß er in der allernächsten Zeit wird darangehen können,

mit den Fachleuten die sachliche Beratung der Vorlage

zu beginnen. Ja, man höre und staune: in Österreich

ist sogar die Liste der Fachleute schon fertig, mit denen

die Beratung begonnen werden kann. (Heiterkeit.)

Seit mehr als 20 Jahren werden ganze Wagen¬

ladungen voll Papier beschmiert, es ist studiert und

studiert worden, FachleuteallerArtundallerGradehaben

ihr Urteil dazu abgegeben, und heute sind wir glücklich

so weit, daß die Liste der Fachleute schon feststeht, denen

der Vorentwurf des Ministeriums zur Begutachtung

überwiesen wird. Ja, glauben Sie denn, daß die Menschen

draußen, die ein Leben voll Arbeit mit dem Bettel

oder mit der Donau beendet sehen, es länger ertragen

werden, daß sie damit gefoppt werden, daß man ihnen

sagt: Es wird studiert und es wird einmal eine Vorlage

fertig werden? Glauben Sie wirklich, daß die Opfer

der Wirtschaftskrise, daß die Arbeiter, die, wenn sie

alt werden, vollständig subsistenzlos dastehen und nicht

wissen, wie sie den nächsten Tag verbringen sollen,

sich mit derartigen öligen Redensarten abspeisen lassen:

Es wird jetzt endlich mit den Fachleuten geredet?

(Minister Schmitz: Sie wünschen doch das in Ihrer

dringlichen Anfrage!) Verzeihen Sie, wir wünschen,

daß endlich einmal diese Vorarbeiten abgeschlossen

werden. (Minister Schmitz: Sie wünschen eine

neue Kommission!) Nein, Herr Minister, ich werde

Ihnen sofort sagen, was wir wünschen und wodurch

wir uns ganz wesentlich von Ihnen und Ihresgleichen

unterscheiden, die immer neue Dinge herbeischleppen,

um zu verhindern... (Minister Schmitz: Die Kom¬

mission ist Ihre Erfindung und nicht meine!) Lassen
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Sie mich mit einigen Worten darauf zu sprechen kommen

und ich werde Ihnen sagen, welcher wesentliche Unter¬

schied unsere Auffassung von der Ihrigen unterscheidet.

Wir wünschen die Kommission vor allem aus folgenden

Gründen: als der Herr Bundesminister für soziale Ver¬

waltung, nachdem er schon in den Februartagen ver¬

sprochen hat, es wird in wenigen Wochen und Monaten

die Vorlage beraten und fertig sein, jetzt in den Herbst¬

tagen uns wieder erzählt hat: man ist nunmehr so weit,

daß die Vorarbeiten beendet werden können, und als

er uns dabei erzählte, daß diese Vorarbeiten zur Gesetz-

werdung aber wieder so gemacht würden, daß erstens

einmal ein wesentlicher Teil der arbeitenden Bevölke¬

rung, die land- und forstwirtschaftlichen Arbeiter

auf Grund des Erkenntnisses des Verfassungsgerichts-

hoses ausgeschieden werden sollen und zweitens das

famose Junktim mit der Selbständigenversicherung

durchgeführt werden soll, da haben wir erkannt, daß

es dem Ministerium für soziale Verwaltung unter der

Leitung und unter der Führung des Herrn Bundes¬

ministers Schmitz um nichts anderes zu tun ist, als

das frevle Spiel der letzten 20 Jahre zu wiederholen,

und wir haben verlangt, daß, so wie sich keine Korpo¬

ration der Landwirte, der Gewerbetreibenden oder

gar der Herren Großindustriellen es sich gefallen lassen

würde, daß über ihre ureigensten Angelegenheiten

lebensfremde Bureaukraten allein entscheiden, jetzt end¬

lich ein Stadium der Beendigung der Vorarbeiten be¬

gonnen wird, indem die Interessenten, die, um die

es geht, befragt werden, wie denn die Vorlage aus-

sehen und wie sie beschaffen sein soll (Pick: Damifsie

endlich fertig wird!) und damit sie fertig wird. Das

ist der wesentliche Unterschied zwischen unserer Auf¬

fassung und der Ihren. Meine Herren, es handelt

sich doch bei dem ganzen Komplex der Krankenversiche¬

rung, der Unfallversicherung und der Invalidenversiche¬

rung um Fragen, die Leben und Gesundheit arbeitender

Menschen betreffen. Und da sollen die Leute, um deren

Gesundheit und Leben es sich handelt, nicht Zu Rate

gezogen werden? Kein Mitglied der besitzenden Klasse

wird jemals zugestehen, daß im Falle seiner Erkrankung

oder Invalidität jemand anderer zu entscheiden hat,

als er selbst oder seine nächsten Familienangehörigen.

Und Sie wundern sich darüber, daß die Arbeiter in

dieser Frage gehört werden, daß sie einen entscheidenden

Einfluß haben wollen? Ja, wo leben denn die Herren

und was glauben sie denn eigentlich? Können Sie sich

denn wirklich vorstellen, daß Sie in irgendeiner ein¬

schneidenden Frage des Wirtschaftslebens eine Enquete

entbehren könnten, wenn die landwirtschaftliche oder

die gewerbliche oder die industrielle Produktion eine

solche Enquete fordern? Der Herr Minister sagt, wie

kommen Sie dazu, Sie verzögern die Dinge dadurch,

daß Sie neuerlich eine Kommission fordern. Nein, wir

verzögern sie nicht, aber wir haben eine ganz andere

Befürchtung. (Dr. Bauer: Sie wollen vor allem einen

Gesetzentwurf ausarbeiten, der dann hier nicht durch¬

geht! — Minister Schmitz: Warten Sie ab, wer von

Ihren eigenen Leuten dabei sein wird, ehe Sie die

Leute angreifen!) Ich kann dem Herrn Minister nur

wieder sagen, die Geduld der arbeitenden Menschen in

diesem Staate ist durch 25 Jahre in so frevelhafter Weise

aufs Spiel gesetzt worden, daß niemand mehr daran

glaubt, daß aus einem Ministerium ein brauchbarer

Entwurf herauskommt.

Und noch eines. Der Herr Minister für soziale Ver¬

waltung hat bei der letzten Besprechung nicht nur die

Frage des Junktims mit der Selbständigenversicherung

und die Ausscheidung der land- und forstwirtschaftlichen

Arbeiter in Aussicht gestellt, er hat auf eine Frage auch

erklärt, er sei allerdings grundsätzlich in großen Zügen

für die weitestgehende Selbstverwaltung, aber natürlich

müsse ein gewisses staatliches Interesse dabei immer

gewahrt und in den Vordergrund gestellt werden.

Und anderseits hat der Herr Minister erklärt, es existierten

Meinungsverschiedenheiten über den Unterbau der

Sozialversicherung. Man ist zwar in der Frage des

Konzentrationsgesetzes seinem Entwürfe mit gar scharfen

Worten entgegengetreten, man hat zwar Kritik geübt,

aber der Herr Minister ist in seiner Ansicht nicht er¬

schüttert worden, daß diese Form der Konzentration

die einzig mögliche sei. (Minister Schmitz: Nein!

Ich habe gesagt, es ist kein besserer Vorschlag ge¬

macht worden!) Nun, Herr Minister, wenn Sie in

Ihrer Rede hier sagen, wie auch durch einige Herren

verbreiten lassen, daß in Deutschland auf 6000 Ver¬

sicherte eine Anstalt kommt, bei uns aber auf 40.000,

so ist dazu nur folgendes zu sagen: Das Kassenkon-

zentrationsaesetz, das der Herr Minister Schmitz ein¬

gebracht hat, wirft uns beinahe in die Zeiten vor dem

Jahre 1889 zurück. (Widerspruch des Ministers

Schmitz.) Sie werden mir nicht die 40.000 Anreden

wollen! Das konnten Sie dem Herrn Steinegger An¬

reden, der es getreulich in einem Zwischenruf nachgesagt

hat, aber Sie werden mir nicht Anreden können_

(Minister Schmitz: Herr Abgeordneter, Sie waren

auch dabei, ich habe es Ihnen sogar schioarz auf w&iß

gegeben!) Ja, Sie haben es schwarz aus weiß gegeben,

daß in Deutschland 6000 und bei uns 40.000 sind.

(Minister Schmitz: Jetzt 30.000!) Jetzt 30.000. Aber

nur ein kleiner Unterschied ist da: Natürlich, wenn Sie

mit allen Mitteln kleine Gebietskassen erhalten wollen,

wenn Sie davon reden, daß in Ländern, in denen der

Versuch unternommen wird, zu einer wirklichen Kon¬

zentration zu kommen, eine Uberkonzentration statt¬

gesunden habe, wenn Sie Kassen, die ausgelöst wurden

und in größere Kassengebilde übergegangen sind, wieder

zum Leben zu erwecken versuchen, und zwar deswegen,

weil Ihnen zufällig die Hoffnung blüht, dort eine

christlichsoziale Kassenverwaltung zu haben, wenn Sie

ein Kassenkonzentrationsgesetz machen, in dem Sie

Vereinskassen und Genossenschaftskassen die Ausdehnung

auf das ganze Bundesgebiet sichern wollen, um ein

paar armseligen Kassenverwaltern, die bewiesen haben,
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daß sie von der Kassenverwaltung nichts verstehen, ein

Geltungsgebiet zu verschaffen, wenn solche ausgespro¬

chene Protektionskinder der christlichsozialen Ver¬

waltung und des christlichsozialen Ministers ihre Wünsche

in dem Kassenkonzentrationsgesetz befriedigt sehen:

dann dürfen Sie sich nicht wundern, wenn die politische

und gewerkschaftliche Vertretung der Arbeiterklasse

sagt, daß dies ein Zurückwerfen um Jahrzehnte ist

und daß wir gegen dieses Zurückwerfen unn Jahrzehnte

mit allen Mitteln den allerschärfsten Kampf führen

werden. (Beifall und Händeklatschen.) Denn hier

handelt es sich vor allem anderen um eines: Den größten

Teil der Beiträge bringen erstens die Arbeiter selbst

ans und zweitens wird der Beitrag, den nicht die Arbeiter,

sondern die Unternehmer aufbringen, oder der Bei¬

trag, der als ein filziger Staatszuschuß aus Staats¬

mitteln gegeben wird, wie wir aus dem gestern vor¬

gelegten Budget ersehen, zum weitaus überwiegenden

Teil gleichfalls wieder aus den Taschen der arbeitenden

Bevölkerung herausgeholt. Sie werden deswegen ver¬

stehen, meine Herren, daß wir Ihnen sagen müssen:

Das Nein des Herrn Ministers, daß er nicht geneigt

ist, irgendeine Legislative Kommission einzusetzen, die

die Vorarbeiten für die Sozialversicherung beschleunigt,

um dieses drängendste und dringendste Gesetzeswerk

zu vollenden, dieses Nein des Herrn Ministers bedeutet

für die Arbeiter, die draußen gerade jetzt in der Zeit

der Krise mehr denn je fühlen, was das Fehlen einer

Altersversorgung für sie bedeutet, eine Kampfansage

an die politische und gewerkschaftliche Kraft.der Arbeiter¬

klasse. (Beifall und Händeklatschen.) Darum wundern

Sie sich nicht, meine Herren, wenn wir kein Vertrauen

haben! Das Vertrauen der Arbeiterschaft ist in den

letzten 20 Jahren allzusehr getäuscht worden. Es liegt

an Ihnen, meine .perreu. Mehr als 20 Jahre ist studiert

worden, mehr als 20 Jahre sind von den Beamten

der diversen Ministerien — ich will es gar nicht leugnen

— mit wahrem Bienenfleiß alle die Unterlagen zu-

sammengetragen worden, die für die Gesetzwerdung

einer solchen Vorlage notwendig sind. Wenn Sie nicht

begreifen, daß höchste Eile not tut, dann wird Ihnen

eine Bewegung den Beweis daftir erbringen müssen,

daß die Arbeiter in diesem Lande nicht mehr gewillt

sind, länger zuzuwarten als die Parias, als die einzigen,

die von dem Staate durch Ihre Vertretung nichts er¬

halten, als immer nur ein starres Nein. Sie sind gewarnt,

meine Herren. Wenn Sie wünschen, daß die Ent¬

wicklung in dem Lande in ruhigen, vernünftigen poli¬

tischen Formen vor sich geht, wenn Sie vor allem, meine

Herren, die Sie hier das Unternehmerinteresse ver¬

treten, wünschen, daß die Arbeiterschaft imstande ist,

ihre Aufgabe auch in der Industrie voll und ganz zu

erfüllen, dann werden Sie begreifen, daß es nicht nur

ein Interesse der Arbeiter, sondern daß es ebenso sehr

ein Interesse der Unternehmerschaft, ein Interesse

des gesamten Staates ist, daß in dem Lande endlich

einmal mit der Alters- und Jnvaliditätsversicherung

Ernst gemacht wird. (Lebhafter Beifall und Hände¬

klatschen.)

Spalowsky: Hohes Haus! Der Herr Abg.

Smitka hat uns in seinen Ausführungen sozusagen

einen geschichtlichen Rückblick über den Werdegang

gegeben, den die Frage der Altersversicherung hier

in Österreich genommen hat. Er hat verschiedene

Äußerungen von Regierungsvertretern, die verschie¬

denen Anträge der Parteien hier im hohen Hause

vorgetragen, aber er hat eine sehr wichtige Sache dem

Hause nicht bekanntgemacht, die sehr wesentlich ist für

die Beurteilung der Möglichkeit der Durchführung der

Altersversicherung, die sehr wesentlich ist auch für die

Beurteilung, die der gegenwärtige Minister für soziale

Verwaltung gegenüber diesem Werke aufbringt.

Gelegentlich der Budgetverhandlung in der Konstitu¬

ierenden Nationalversammlung im Jahre 1920 habe

ich damals den Staatssekretär Hanusch gefragt, wie

es denn mit der Altersversicherung stehe, und ich habe

danials dem Wunsche Ausdruck verliehen, daß die

Regierung doch schon an die Lösung dieser Frage

herantreten könnte. Staatssekretär Hanusch hat mir

damals geantwortet und hat — ich zitiere an der Hand

des stenographischen Protokolls der 84. Sitzung der

Konstituierenden Nationalversammlung — gesagt

(liest): „Nun zu dieser Frage nur noch ein Wort.

Cs macht ja gewiß den Eindruck, als wäre diese Sache

etwas verschleppt worden. Sie dürfen aber auch die

Schwierigkeiten nicht übersehen, die mit dieser Frage

in der gegenwärtigen Zeit verbunden sind. Eine

Alters- und Jnvaliditätsversorgung ist ja kein Gesetz

für morgen und übermorgen, sondern ist mehr ein

Gesetz für die Zukunft. Nun sotten wir bei dem heutigen

Valutastande eine Versicherung einführen, wo wir

auf zweierlei Wegen Gefahr lausen, mißverstanden zu

werden und Widerspruch zu erzeugen. Stellen wir

die Renten so hoch, daß sie den Ansprüchen des heutigen

Geldwertes entsprechen, dann werden wir mit Natur¬

notwendigkeit in Zukunft in große finanzielle Schwierig¬

keiten kommen. Stellen wir aber die Renten so fest,

daß sie dem zukünftigen Geldwerte, den wir erhoffen,

entsprechen, dam: wird diese Vorlage dem Bewußtsein

des Volkes nicht entsprechen, weil es glaubt, es bekommt

für seine Einzahlungen viel zu wenig. Es ist ungeheuer

schwer, die Renten- und die Beitragsbemessung fest¬

zustellen, also tausenderlei Schwierigkeiten, die sich

ergeben und nicht so leicht überwunden werden können."

(Rufe: Das war 19201)

Das hat Hanusch im Jahre 1920 gesagt. Ich habe

eine viel zu hohe Meinung von der Person und dem

Wirken des verstorbenen Staatssekretärs Hanusch, als

daß ich etwa auch diese Äußerung in: Zusammenhang

bringen könnte mit dem Urteil, das soeben der Herr

Abg. Richter über die Regierungsäußerungen ab¬

gegeben hat. Ich weiß zu sehr, daß Hanusch redlich

bestrebt war, diese Frage einer Lösung zuzuführen,

daß es aber im Jahre 1920 für ihn ein Wagnis gewesen

148
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wäre, die Frage einer Lösung Zuzuführen, daß sogar

er sich das nicht zuzutrauen vermeinte. Seit dem

Jahre 1920 hat unsere Währung und unsere Wirtschaft

Heimsuchungen zu ertragen gehabt, die natürlich die

Bedenken des früheren Staatssekretärs Hanusch nur

verstärkt und die Verantwortlichkeit für jeden Volks-

beauftragten so gestaltet haben, daß keiner es wagen

konnte, an eine sofortige Lösung dieser Frage zu schreiten.

Für den Umstand, daß im August 1920 der erste Ent¬

wurf Hanusch der Öffentlichkeit übermittelt wurde,

war doch etwas ganz anderes maßgebend. Es ist nicht

anzunehmen, daß Hanusch im August plötzlich seine

Meinung vom Mai in das Gegenteil verkehrt haben

könnte. Im August 1920 sind wir aber vor den Neu¬

wahlen in den Nationalrat gestanden und dieser Entwurf,

der damals hinausgegeben worden ist, war nichts

anderes als ein Wahlmanöver, bestimmt zu zeigen,

wie die Sozialdemokraten so ernstlich bemüht sind,

den Arbeitern die Sozialversicherung zu bringen und

sie vergessen zu machen, daß dieselben Sozialdemokraten

in den zwei Jahren, die sie in der Regierung gesessen

find und widerspruchslos im Staatsamt für soziale

Verwaltung ihre Gedanken ausführen konnten, es

verabsäumt haben, das zu tun, was sie als notwendig

hinstellen. Seitdem finden wir, daß diese Demagogie

von sozialdemokratischer Seite weiter getrieben wird,

unbehindert und hemmungslos, selbst auf d>e Gefahr

hin, daß sie das Andenken ihres Parteigenossen Hanusch

in einer ganz widerlichen Weise preisgeben. So

sehen wir jetzt in der Situation, in der wir uns befinden,

eine'Tatsache deutlich: Der Bundesminister für soziale

Verwaltung hat entsprechend den Erklärungen, die der

Herr Bundeskanzler am Beginn dieser Legislatur¬

periode im hohen Hause abgegeben hat, seine Arbeiten

im Ministerium darauf eingestellt, eine möglichst rasche

Erledigung der Sozialversicherung herbeizuführen. Es

ist der Opposition bekannt, daß diese Arbeit geleistet

wird, und es ist der Eindruck nicht zu verwischen, daß

die ernste Arbeit, die unter der Leitung des Herrn

Ministers im Ministerium geleistet wird, die Sozial¬

demokraten eben nervös macht. Sie laufen Gefahr,

daß sie ein Schlagwort verlieren, das sie so vielfach

benutzt haben, das Schlagwort, daß Minister Schmitz,

die christlichsoziale Partei und die großdeutsche Partei,

also die Mehrheitsparteien, Feinde der Sozialversiche¬

rung seien, daß sie die Rechte der Arbeiterschaft zurück¬

drängen wollen. Es wird durch die Tatsache der Arbeit

in diesem Ministerium für jeden denkenden Menschen

klar bewiesen, daß sich das Werk der Sozialversicherung

auf gutem Wege befindet und daß die Schwierigkeiten,

die schon ein Hanusch anerkannt und die er mit so

ernsten und nachdrücklichen Worten hier vor dem hohen

Hause geltend gemacht hat, auch heute noch bestehen,

daß aber diese Schwierigkeiten überwunden werden

und daß man in dieser Überwindung der Schwierig¬

keiten schon außerordentlich weit gekommen ist. Diese

Tatsache ergibt sich insbesondere aus den Ausführungen,

die der Herr Bundesminister für soziale Verwaltung

einer Anzahl Vertretern der verschiedenen Parteien

am 30. September d. I. gemacht hat. Er hat darin

zum Ausdruck gebracht, daß diese Frage durch die

Arbeiten im Ministerium so weit geklärt ist, daß nun¬

mehr an die Abfassung des Gesetzentwurfes geschritten

werden konnte, und er hat angekündigt, daß die Arbeiten

auch weiter so betrieben werden, daß er hoffentlich

innerhalb weniger Monate den Entwurf dem Hause

werde unterbreiten können. Als Schmitz das erklärte,

ist in der „Arbeiter-Zeitung" in einem Artikel sofort

geschrieben worden, wie Schmitz die Sozialversicherung

verschlechtere und daß er, wenn er es ehrlich meine,

nichts anderes tun könne als zur Abfassung des Ent¬

wurfes die Arbeiterkammern heranzuziehen, die Ar-

beiterkammern, in denen naturgemäß die Sozial¬

demokratie eine ungeheuer starke Position hat, so daß

sie auf Grund dieser Mitarbeit der Arbeiterkammern

dann sagen könnte, daß nur die sozialdemokratischen

Mitarbeiter es gewesen sind, die die Möglichwerdung

dieses Gesetzes herbeigeführt haben. Der Herr Minister

Schmitz hat heute darauf hingewiesen, daß er einen

Sachverständigenbeirat zur Fertigstellung dieses Gesetz¬

entwurfes heranziehen will. Wir sind der Meinung,

daß diese Auffassung des Herrn Ministers Schmitz die

einzig richtige ist, und zwar deshalb, weil wir bei der

Frage der Sozialversicherung über eine Einwendung

hinwegkommen müssen, nämlich über die Frage der

Kosten, die nicht nur für den Arbeitgeber, sondern auch

für den Arbeiter eine Rolle spielt. Ich verweise daraus,

daß in der Begründung des Antrages, den die Sozial¬

demokraten in bezug auf die Verbesserung der Arbeits¬

losenunterstützung eingebracht haben, darauf hingewiesen

wird, daß eine Erhöhung der Lasten zur Arbeitslosen¬

versicherung von den Arbeitern wie von den Unter¬

nehmern nicht getragen werden könnte. Die Arbeit

des Herrn Ministers Schmitz hatte also den großen

Vorteil, daß sie darauf bedacht war, die Frage der

Sozialversicherung so 51t lösen, daß eine größere Be¬

lastung vermieden werden kann, und das soll durch

eine neue Kassenorganisation geschehen, durch die

Zusammenfassung unseres ganzen Sozialversicherungs¬

wesens. Dadurch soll die Standesführung, die Beitrags-

vorschreibung, die Kontrolle so vereinheitlicht werden,

daß bei den einzelnen Versicherungszweigen nicht

separat alle diese Arbeiten gemacht werden müssen,

sondern einheitlich durchgeführt werden können, wodurch

eine ganz bedeutende Ersparnis an Verwaltungskosten

herbeigeführt wird. Diese Ersparnis an Verwaltungs¬

kosten wird es auch mit sich bringen, daß unsere Wirt¬

schaft die Lasten wird ertragen können, die die Sozial-

versicherung ihr aufbürdet, daß insbesondere auch die

Arbeiterschaft, ohne daß sie nennenswert hohe Leistungen

zu bringen hat, zu einer wirklichen Sozialversicherung

kommt.

Es wäre verlockend, auf die einzelnen Ausführungen

der Herren Vorredner einzugehen, aber die Kürze der
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Zeit zwingt mich, mich mit einigen wesentlichen Dingen

zu befassen. Es wird von den Gegnern eingewendet,

daß der Vorschlag, den der Herr Minister Schmitz mit

dem Kassenorganisationsgesetz macht, unbrauchbar sei,

und der Herr Abg. Smitka hat darauf verwiesen, daß

der seinerzeitige Vorschlag, vier Kassentypen zu schassen,

der allein zweckmäßige wäre. Ich gebe zu, daß er für

die Sozialdemokratie der zweckmäßige wäre, aber es

gibt eben in diesem Staate auch noch andere Leute

als die Sozialdemokraten (So ist es!) und wir sind

insbesondere der Meinung, daß die Sozialversicherung

durchaus nicht so eingerichtet werden muß, daß sie

von den Sozialdemokraten als zweckmäßig befunden

wird. Die Sozialversicherung hat den Zweck, den

Arbeitern, also den Versicherten entsprechende Leistungen

zu sichern (So ist es!), aber es müssen auch die Inter¬

essen anderer Leute Berücksichtigung finden. Wir

stehen auf dem Standpunkte, daß gewisse Kassentypen,

wie zum Beispiel die Vereinskassen in der heutigen Zeit

eine Notwendigkeit sind und nicht kurzerhand beseitigt

werden dürfen, wie es in der sozialdemokratischen

Absicht gelegen war. Ich erinnere die Herren an

die langwierigen Verhandlungen, die wir in den Jahren

1920 und 1921 im Unterausschüsse über diese Frage

abgeführt haben. Es ist alles darauf hinausgelaufen,

diese ganze Versicherung so zu gestalten, daß sie den

Bedürfnissen der Sozialdemokraten entspricht. Dafür

haben wir kein Verständnis, aber wir wissen sehr gut,

daß die Krankenkassen die Träger der ganzen Sozial¬

versicherung sein müssen. Aus diesem Grunde begrüßen

wir es, daß der Herr Minister Schmitz seinen Entwurf

über die Kassenorganisation ausgearbeitet hat, und ich

hoffe, daß wir bei der Behandlung des Entwurfes zu

einem Ergebnis kommen werden, das dem Zwecke

dient, für die ganze Sozialversicherung die Grundlage

zu schaffen, auf der sich alle Versicherungsarten auf¬

bauen, alle Versicherungsleistungen gesichert werden,

ohne zu hohe Kosten zu verursachen.

Hohes Haus! Der Herr Abg. Richter hat den: Herrn

Minister vorgeworfen oder hat den Anschein erwecken

wollen, als wollte der Herr Minister die Sozialversiche¬

rung unter Ausschaltung der landwirtschaftlichen Ar¬

beiter durchführen. Ich erinnere den Herrn Abg. Richter

an die Darlegungen des Herrn Ministers Schmitz bei

seinem Empfang am 30. September, in welchen er

einleitend sich mit der Frage der land- und forstwirt-

schaftlichen Arbeiter beschäftigt und auf das Erkenntnis

des Verfassungsgerichtshofes hingewiesen und dabei

erwähnt hat, daß durch dieses Erkenntnis des Ver¬

fassungsgerichtshofes die bundesgesetzliche Regelung der

Sozialversicherung der in der Land- und Forstwirtschaft

Beschäftigten als mit der gegenwärtigen Verfassung

nicht in Einklang stehend befunden worden ist. Ich

setze meine Bemühungen fort, diesen überaus wichtigen

Teil der Sozialversicherung in der Kompetenz des

Bundes zu erhalten (Dr. Bauer: Bas kann jederzeit

mit Zweidrittelmehrheit beschlossen werden!), denn

es wäre sehr zu bedauern, wenn die Arbeiternehmer

in der Land- und Forstwirtschaft für längere Zeit

nicht in die Reform einbezogen werden könnten. Das

ist ein klares und deutliches Bekenntnis des Ministers

Schmitz, daß er alles versuchen will, um für die durch

das Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes hervor-

gerusenen Schwierigkeiten eine Lösung zu schaffen

und auch die in der Land- und Forstwirtschaft tätigen

Arbeiter der Sozialversicherung teilhaftig werden zu

lassen. (Dr. Bauer: Warum beschließen wir hier nicht

die Kompetenz? Das ist jederzeit mit Z w eidritt eh-

mehrheit möglich!) Ich kann Ihnen verraten, daß

auch in dieser Hinsicht der Minister Schmitz eifrig an

der Arbeit ist, aber Sie werden oder besser gesagt, Sie

könnten begreifen, daß hier Hindernisse bestehen und

daß die Schwierigkeiten, die der Berfassungsgerichtshos

in dieser Frage hervorgerufen hat, nicht im Hand¬

umdrehen zu erledigen sind. Ich hoffe, daß wir bald¬

möglichst zu einer Lösung kommen werden, aber ebenso

wie Sie und ihre Herren jahrelang gebraucht haben,

um Schwierigkeiten, die sie empfunden haben, zu

überwinden, werden auch wir uns die Freiheit nehmen,

die Schwierigkeiten erst zu überwinden und nicht mit

Experimentalvorschlägen hier vor das hohe Haus zu

treten. Es wird also von unserer Seite die Frage der

Landarbeiterversicherung durchaus nicht ausgeschaltet,

sondern wir haben den aufrichtigen Wunsch und das

Bemühen, die Frage so zu lösen, daß die Arbeiter in

der Land- und Forstwirtschaft auch in den Versicherungs¬

kreis mit einbezogen werden. Es ist aber eine andere

Tatsache nicht zu übersehen, die von gegnerischer Seite

anerkannt worden ist. Ich könnte mich auf Grund der

Verhandlungen im Ausschuß für soziale Verwaltung

auf Äußerungen einzelner Herren berufen, wie schwierig

es wäre, gewisse Arbeiterkategorien nur der Kranken¬

versicherung zu unterwerfen, wie auch die Möglichkeit

des Arbeitens bei verschiedenen Arbeitgebern, die

Frage, ob Haupt- oder Nebenbeschäftigung, hier

ungemein erheblich ist. Das sind Fragen, die gelöst

werden müssen, Fragen, für die Sie heute noch keine

Lösung haben und in denen Sie uns Vorwürfe aus

diesem Grunde nicht machen können. Ich kann daher

die eine Tatsache feststellen: Wenn Minister Schmitz

heute hier mitgeteilt hat, daß seine Arbeiten fortschreiten

und daß sie so weit gediehen sind, daß in der aller¬

nächsten Zeit eine Kommission einberufen werden

wird, die aus Fachmännern bestehen und infolgedessen

auch die Vertreter der Arbeiter nicht ausschließen wird

— das will ich ausdrücklich feststellen —, wenn eine solche

Kommission an die Arbeit geht, so wird daraus unsere

Auffassung gerechtfertigt, daß wir Vertrauen haben

können zu den Arbeiten des Ministers und seines

Ressorts, seines Ministeriums und daß die Hoffnung

besteht, diese brennenden und wichtigen Fragen in

absehbarer Zeit einer günstigen Lösung zuzuführen.

Wir lehnen es aber ab, uns hier dazu herzugeben, daß

wir etwa der sozialdemokratischen Partei eine vermeint-
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iche Priorität zuerkennen wollten, die sie nicht hat,

denn sie hat auf diesem Gebiete nicht mehr leisten

können, als zu fordern, die praktische Arbeit aber wurde

von unseren Ministerien, von unseren Ministern geleistet

und zu dieser Arbeit Haberl wir nach wie vor Vertrauen.

(Lebhafter Beifall und Händeklatschen.)

Dr. Hampel: Hohes Haus! Auf die strikten Er¬

klärungen des Herrn Bundesministers hin, den Gesetz¬

entwurf, beziehungsweise den Vorentwurf schon in

der allernächsten Zeit den einzelnen Wirtschaftskammern

zur Beratung zugehen zu lassen, hätte eigentlich meine

Partei heute in die Debatte nicht eingreifen brauchen.

Diese Erklärung genügt uns vorläufig, weil wir aus

ihr ersehen, daß das Bestreben des Ministeriums dahin

geht, diesen so wichtigen sozialpolitischen Gesetzentwurf

tatsächlich in der allernächsten Zeit dem hohen Hause

vorzulegen. Wenn ich trotzdem das Wort ergreife, so

geschieht es,- um einzelne Ausführungen der beiden

sozialdemokratischen Redner, die nicht unwidersprochen

bleiben können, von dieser Stelle aus zu widerlegen.

Wenn der Herr Abg. Smitka meint, daß Öster¬

reich in der Sozialgesetzgebung noch sehr rückständig

ist, daß viele andere Staaten, nicht nur Deutschland,

das er vor allem genannt hat, sondern auch Jugo¬

slawien und andere Nachfolgestaaten bereits eine

Altersversicherung haben, so möchte ich darauf

Hinweisen, daß ein Fürst Bismarck, 16 oder 17 Jahre

nach dem siegreichen Kampfe des Jahres 1870 dazu

gebraucht hat, um endlich die Altersversicherung in

dem großen Deutschen Reiche, das damals wirtschaftlich

so ungemein erstarkt war, durchzuführen. (Widholz:

ln dem großen Reiche!) Ja, in dem großen Reiche,

das damals nach dem siegreichen Kampfe ganz andere

finanzielle Mittel besaß, um die Altersversicherung zur

Durchführung zu bringen. Es ist auch nicht unsere

Schuld, daß in Österreich zur Zeit der Monarchie die

Altersversicherung nicht durchgeführt wurde. Ich

muß gerade namens meiner Partei darauf Hinweisen,

daß der damalige Führer der Deutschnationalen,

Georg Schönerer, als der Erste im verflossenen Reichsrat

das Wort ergriffen hat, um die Forderung nach der

Durchführung der Alters- und Jnvaliditätsversicherung

zu erheben. Wir stehen auch heute — und ich möchte

das mit aller Deutlichkeit namens meiner Partei

betonen — auf dem Standpunkte, daß wir einer sach¬

gemäßen Behandlung dieser so ungeheuer wichtigen

sozialpolitischen Frage keinerlei Widerstand entgegen¬

setzen werden. Aber es ist natürlich Pflicht nicht nur

der Regierung, die die erste Verantwortung für dieses

Gesetz trägt, sondern auch des ganzen hohen Hauses,

sich mit den finanziellen Folgen dieses Gesetzes heute

schon zu beschäftigen, wo es noch Zeit ist, um die

ungeheuren Auswirkungen auf die Volkswirtschaft

Österreichs kennen zu lernen.

Wenn der Herr Abg. Smitka meint, daß die

Produktionslasten unserer Volkswirtschaft durch die

Altersversicherung kaum um ein halbes Prozent erhöbt

werden, so mag das vielleicht stimmen; ich kann das

nicht nachrechnen. Es wäre vielleicht ein halbes Prozent

nicht viel, wenn man die vielen anderen Prozente, die

bereits auf unserer Produktion lasten, nicht in Rücksicht

ziehen müßte; denn wir wissen — und auch die Herren

der Opposition müssen das zugeben —, daß die Wirt¬

schaft Österreichs heute wohl keine Belastung mehr

verträgt. Ich habe von Leuten, die von dem Gesetz

etwas verstehen und sich durch lange Zeit damit'beschäf-

tigen, gehört, daß nach einer ganz oberflächlichen

Berechnung die Auswirkungen auf unsere Volkswirt¬

schaft den Betrag von einer Billion übersteigen werden,

wenn dieses Gesetz tatsächlich durchgeführt wird. Ich

muß es den Vertretern der Volkswirtschaft dieses Staates

überlassen, darüber ein Urteil zu fällen, ob es schon

jetzt in dieser Zeit der Krise — und die Herren Sozial¬

demokraten haben gerade heute hier sehr eingehend

darüber gesprochen — möglich ist, diese ungeheure

Belastung der Volkswirtschaft im gegenwärtigen Mo¬

ment aufzuerlegen.

Wenn der Herr Abg. Dr. Bauer in einem Zwischen¬

rufe gemeint hat, daß man dem Parlamente sehr viel

Zeit ersparen könnte, wenn sich jetzt entsprechend der

in der Anfrage enthaltenen Aufforderung die Regierung

und die Arbeiterkammer zusammensetzen würden, um

dieses Gesetz möglichst rasch zu verabschieden, so muß

ich namens meiner Partei hier erklären, daß es uns

bei Ablehnung dieser sozialen Forderung ganz zweck¬

mäßig erscheint, wenn sich das Parlament, die Vertretung

des ganzen Volkes, mit dem Gesetze, und wenn es

auch etwas länger dauern sollte, beschäftigt, als wenn

man die Verantwortung für dieses Gesetz neben der

Regierung der Arbeiterkammer allein überlassen würde.

Denn genau so wie die gewerblichen und industriellen

Arbeiter haben unsere land- und forstwirtschaftlichen

Arbeiter, unsere Kleinbauern und vor allem die Handels¬

und Gewerbetreibenden, unsere wirtschaftlich Selb¬

ständigen ein Recht auf die Auswirkungen dieses

Gesetzes. Ich kann mir im Zeitalter der Demokratie,

nicht vorstellen, daß wir hier ein so weittragendes, aus

Jahrzehnte hinaus wirkendes Gesetz schaffen, wenn

es nur den Kreisen der Arbeiterschaft und nicht zugleich

den Kreisen des gesamten Volkes zugute kommen sollte.

Deshalb erkläre ich namens meiner Partei nochmals,

daß wir an den Beratungen dieses Gesetzes nicht nur

mit allem Eifer teilnehmen, sondern daß wir, trotz der

schweren Auswirkungen, für unsere Volkswirtschaft,

im Sinne der Erklärungen, die unsere Partei bereits

vor längerer Zeit abgegeben hat, alles tun werden,

um im Interesse des ganzen österreichischen Volkes

die Alters- und Jnvaliditätsversicherung so rasch als

möglich zu verabschieden. (Beifall.)

Eldersch: Hohes Haus! Wir halten es für not¬

wendig, die Kampfmethoden der christlichsozialen

Redner entsprechend zu charakterisieren. Wir machen

Ihnen den Vorwurf, daß Sie seit vier Jahren die

Jnvalid'tats- und Altersversicherung der Arbeiter nicht
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vorwärtsbringen, obzwar Sie den ganzen Apparat zur

Verfügung haben, obzwar Sie die Mehrheit haben,

obzwar Sie in der Lage sind, diesen brennendsten

Wunsch der Arbeiterschaft Österreichs zu erfüllen. Wir

machen Ihnen den Vorwurf, daß Sie entweder selbst

nichts taten oder daß Sie Ihren eigenen Regierungs¬

antrag nicht verhandelt, seine Verhandlung systematisch

sabotiert haben, daß Sie unsere Anträge nicht ver¬

handeln wollen und Sie kommen mit der Beschuldigung,

daß Genosse Hanusch in den fünfzehn oder sechzehn

Monaten seiner Amtstätigkeit nicht die Alters- und

Invalidenversicherung zustande brachte! (Zwischenrufe.)

Herr Kollege Spalowsky, es wird Ihnen nicht

gelingen, das Andenken des Genossen Hanusch zu

besudeln (lebhafter Beifall uncl Händeklatschen) r

es wird Ihnen nicht gelingen, der Arbeiterschaft ein¬

zureden .... (Lebhafte Zwischenrufe.) Wir kennen

den Text, wir kennen die Musik und wir kennen auch

die Verfasser. Es wird Ihnen nicht gelingen, dem ver¬

storbenen Genossen Hanusch eine Pflichtversäumnis

in diesem Punkte vorzuwerfen. (Zwischenrufe.) Die

Arbeiterschaft Österreichs weiß, mit welcher Liebe und

Hingebung, mit welcher Sachkenntnis und mit welchem

Eifer Genosse Hanusch die Agenden seines Amtes

betreut hat. (Lebhafter Beifall und Händeklatschen.)

Weun Hanusch damals, als Sie interpellierten, als

es Ihnen also nicht schnell genug gehen konnte, erklärt

hat, es bestünden Schwierigkeiten, namentlich valu-

tarische Schwierigkeiten, die natürlich die Aufrichtung

einer Versicherung mit so umfangreichen, verschieden

gegliederten Geldleistungen behinderten, und wenn

er versprach, diese Arbeiten zu beschleunigen, und, nach¬

dem die Koalition gesprengt worden war, dann selbst

einen Antrag einbrachte und Sie das als Demagogie

bezeichnen, als Wählerfang, so gehört dazu eine Portion

Kaltblütigkeit, die ich bald Unverschämtheit nennen

möchte. (Lebhafter Beifall und Händeklatschen.)

Hohes Haus! Wir haben seit dem Herbst 1922 eine

stabile Valuta. (Lebhafte Zwischenrufe. — Dr. Jer-

zabek: Warum machen Sie das Hammerbrot nicht

billiger?) Es wird leider teurer, weil die Herren

Agrarier, die Mitte Juli das Kilogramm Korn um

2400 K verkauften, heute 4600 K verlangen. (Zivischen-

rufe.) Herr Vizekanzler, machen Sie sich auf die Beine!

(Neuerliche Zwischenrufe.) Wir reden jetzt von der

Sozialversicherung (Zwischenrufe) und es wird Ihnen

nicht gelingen, mit einem Schwindel, mit einem Dreh

von dieser Frage abzulenken. (Zwischenrufe.)

Es ist also die Schwierigkeit der Valutaentwertung

seit 1922 nicht mehr als Grund anzuführen, der das

Zustandekommen der Sozialversicherung hindert. Sie

haben sich ja selbst noch vor einigen Monaten mit dem

Segen von Genf gebrüstet, wie gut alles steht, welchen

Aufschwung unsere Wirtschaft nimmt, und in all der

Zeit, die also für das Zustandekommen der Sozial¬

versicherung doch günstig sein mußte, haben Sie

sabotiert, haben Sie die Frage nicht verhandelt. Wenn

der Herr Minister von all diesen schwierigen Beratungen

spricht, so lesen Sie doch nur seine Darlegungen! Er

sagt: der Entwurf Hanusch, das war doch Arbeit des

Ministeriums, der Regierungsentwurf 1921 war Arbeit

des Ministeriums, unser Antrag — alles Arbeit des

Ministeriums, alles fußt auf den Arbeiten, die irn

Ministerium geleistet worden sind. Also heraus mit

dem Elaborat, das ja, wie Sie selbst behaupten, die

Arbeit des Ministeriums ist! Sie haben das natürlich

nur behauptet, um dem Genossen Hanusch das Klampfer!

anzuhängen, daß er quasi nicht der Verfasser dieses

Entwurfes ist. (Spalowsky: Daß Sie schwindeln, das

wollte ich feststellen, und daß Hanusch die Wahrheit

gesagt hat! — Lebhafte Gegenrufe. — Dr. Bauer:

Herr Präsident, haben Sie gehört, was der Herr

Abg. Spalowsky gesagt hat? Bis Dienstag hätte ich■

mich noch darüber gewundert, daß Sie da ruhig

zuhören! — Sever: Sie hören nur da herüber! Was

drüben geschieht, hören Sie nicht, Herr Präsident! —

Präsident gibt das Glockenzeichen.)

Übrigens hat ja der Herr Kollege Spalowsky das

System Schmitz so gekennzeichnet, daß ich eigentlich

nur auf seine Darlegungen zu verweisen brauche. Er

sagt: Was? Reorganisation der Krankenversicherung?

Zuerst kommt also bei ihm ein wenig der Fachmann

zum Wort und er sagt: Ja, es muß zentralisiert werden,

man muß billig verwalten, es muß ein brauchbarer

Unterbau für die Alters- und Jnvaliditätsversicherung

geschaffen werden — und dann lobt er das Kassen¬

konzentrationsgesetz des Herrn Ministers Schmitz, der

kleine Genossenschaftskrankenkassen und Betriebskranken-

kafsen für den ganzer: Bund zuständig machen will.

Wenn Sie mir den Fachmann auftreiben, Herr Minister,

der das erfunden hat, so kann ich nur sagen: er soll

sich sein Lehrgeld zurückgeben lassen. Ich halte es für

unmöglich, daß ein Fachmann solche Vorschläge erfindet.

Aber der Herr Kollege Spalowsky hat sich gesagt:

Die Sozialdemokraten wollen also vier Kassenkategorien

mit territorialer Gliederung, bis auf die Krankenkasse

der Bundesangestellten, also eine einheitliche Zusammen-

fassung mit territorial gegliederten Sprengel::. Das

ist das Einfachste, Praktischeste und Billigste. Man

kann sich noch darüber unterhalten, wie groß der Sprengel

sein soll, damit man nicht zu allzu großen Krankenkassen

kommt, weil ja bei einer gewissen Größe der Kranken¬

kasse das Ersparungsmoment zum Teil wieder entfällt.

Das ist also das System, das wir wollen. Nun sagt

Herr Kollege Spalowsky: Das würde den Sozial¬

demokraten so gefallen: so sollen wir es machen, wie

sie wollen? Nein, wir wollen es so machen, wie wir

es brauchen. Und das nennt er den sachlichen Stand¬

punkt ! Hohes Haus, das ist das, was- wir an dem

System Schmitz verwerfen und mit aller Entschiedenheit

bekämpfen werden, daß man ölige Phrasen hat, daß

man sich grundsätzlich zur Notwendigkeit einer Insti¬

tution bekennt, aber dann, wenn es zu einem Entwurf

oder zu Verhandlungen kommt, werde:: lauter Minen
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gelegt und wird alles Sachliche verzerrt (Beijall und

Händeklatschen), wird alles so gemodelt und so

geformt, daß es für die Arbeiterschaft unannehmbar

ist, daß es höchstens für den kleinen Klüngel annehmbar

ist, den der Herr Spalowsky hier vertritt. Wenn Sie

sagen, daß die Sozialversicherung nach den Vorschlägen

der Sozialdemokraten absolut nicht gemacht werden

darf, so muß ich feststellen, daß die Versicherung für

Arbeiter gemacht werden soll und daß Sie unter den

Arbeitern 3 Prozent haben und daß wir unter den

Arbeitern 97 Prozent haben. (Lebhafter Beifall.) Und

das ist das Entscheidende.

Es ist selbstverständlich, daß wir nicht — und das ist das

Unmoralische an dem System Schmitz — einen sach¬

lichen Fortschritt in der Versicherung erkaufen wollen

mit der Demolierung des Bestehenden, mit der Demo¬

lierung der Selbstverwaltung, daß wir nicht einen Fort¬

schritt erkaufen wollen mit einer vollständigen De-

vastierung der Institutionen, über die wir heute nach

dreißigjähriger Arbeit verfügen. Und das machen wir

Ihnen, Herr Minister, zum Vorwurf, daß Sie, der Sie

sicherlich selbst so viel sachliches Wissen haben, um das

Richtige zu finden, alles nur mit dem Bewußtsein

und nur in der Absicht machen, ich will nicht sagen, den

Unternehmern zuliebe, aber Sie scheinen zu sehr Partei-

mann zu sein und behandeln jede, auch die sachlichste

Frage, von Ihrem Parteistandpunkt aus. Das machen

wir Ihnen zum Vorwurfe, daß Sie wiederum eine

Formulierung wählen, die auf Schwierigkeiten stoßen

muß, daß Sie jeden Entwurf so gestalten, daß er bei den

parlamentarischen Verhandlungen wenn nicht scheitert,

so doch so große Schwierigkeiten zu überwinden hat, daß

die Gesetzwerdung hinausgeschoben wird. Das ist Ihre

Absicht. Ich sage nochmals, ich will nicht behaupten, daß

Sie das den Unternehmern zuliebe tun, aber die aus¬

gesprochene Überzeugung haben wir und die ganze

Arbeiterschaft und deswegen haben wir verlangt, daß

sich Fachleute zusammensetzen. Ja, w^r soll den zu¬

ständig sein für ein solches Gutachten, wer soll zuständig

sein, Delegierte in eine solche Kommission zu entsenden,

als die Arbeiterkammer? Das ist selbstverständlich.

(Minister Schmitz: Wer garantiert die sachlichen

Kenntnisse? — Dr. Bauer: Die 97 Prozent Arbeiter,

die das wollen!) Wenn Sie in einer Kammer — ich

spreche jetzt nicht von Herrn Abg. Spalowsky, sondern ich

spreche jetzt vom Arbeitervertreter Spalowsky —, wenn

Sie in einer Institution, in der alle Arbeiter wahl¬

berechtigt sind, keine Vertretung haben, die sich zum

Ausdruck bringen kann, na, dann entschuldigen Sie,

Herr Arbeitervertreter Spalowsky, dann haben Sie halt

nichts zu reden, weil niemand hinter Ihnen steht.

(Lebhafter Beifall.)

Es wurde hier vom Herrn Kollegen Spalowsky be¬

stritten, daß der Herr Minister Schmitz die Schwierig¬

keiten, die durch die Entscheidung des Verfassungs¬

gerichtshofes entstanden sind, zum Anlaß nehmen will,

die landwirtschaftlichen Arbeiter ans der Sozialver¬

sicherung zu eliminieren. Das ist wahr, Herr Kollege

Spalowsky, das steht hier schwarz auf weiß. Das ist es

ja, was wir an dem System Schmitz am allermeisten

auszusetzen haben. Im Jahre 1888 hat man im Kranken¬

versicherungsgesetz erklärt, die Versicherung der land-

und forstwirtschaftlichen Arbeiter sei eine Sache, für

welche die Landtage vorzusorgen haben. Seit dem

Jahre 1888 ist gar nichts geschehen. Erst als wir hier

dieses Gesetz gemacht und endlich den land- und forst¬

wirtschaftlichen Arbeitern eine dürftige Versicherung

gebracht haben, hat ein Landeshauptmann eine Be¬

schwerde an den Verfassungsgerichtshof gerichtet und

dieser Beschwerde ist leider stattgegeben worden. Statt

daß nun der Herr Minister für soziale Verwaltung erklärt,

den Skandal muß man aus der Welt schaffen, das geht

ja nicht, daß wegen eines Formfehlers diesen armen

Arbeitern, die ohnedies bis 1923 keine Versicherung

gehabt haben, endlich.(Zwischenruf :Spalowsky)

BitU Sie gar schön, Sie werden der Arbeiterschaft nicht

einreden wollen, daß Sie sie erlösen von den sozialen

Übeln. Statt daß man nun also sagt: der Skandal darf

nicht sein, daß nun die Versicherungsinstitution wieder

demoliert wird, daß alle Landtage verschiedene Gesetze

beschließen _ (Schumacher: Wird auch nicht

geschehen!) Bitte, Herr Kollege Schuhmacher, aber

ich schildere Ihnen die Haltung des Herrn Ministers.

Statt also zu sagen: Dann müssen wir halt in der Ver¬

fassung -irgendeinen Ausweg finden, wir müssen diese

Frage bereinigen, damit die Institution erhalten bleibt

und namentlich ihre Uniformität, was sagt nun der Herr

Schmitz? Er erklärt (liest): „Von dem durch die Kranken¬

versicherung grundsätzlich umfaßten Personenkreis aller

,berufsmäßig Lohnarbeit Verrichtenden' werden somit

folgende große Gruppen von der Regelung ihrer Ver¬

sicherung durch das Arbeiterversicherungsgesetz aus¬

zunehmen sein: 3. die berufsmäßig in der Land- und

Forstwirtschaft Beschäftigten."

Und nun wagen Sie es noch zu behaupten, daß der

Herr Minister Schmitz die land- und forstwirtschaftlichen

Arbeiter von der Geltung dieses Gesetz nicht ausnehmen

wollte? (Minister Schmitz: Das ist doch der

Verfassungsgerichtshof, nicht ich! Habe ich das

Erkenntnis gefällt!?) Entschuldigen Sie, wir haben

Ihnen sofort gesagt, daß wir das nicht dulden werden.

Wir haben Ihnen sofort gesagt, daß wir eine Änderung

der verfassungsmäßigen Bestimmungen oder irgendeine

provisorische Vorsorge verlangen. Denn dieser Skandal

wird nicht sein. Er wird nicht sein, das sagen wir Ihnen.

Mit solchen Winkelzügen und mit solchen Mätzchen

lassen wir den sozialen Fortschritt in unserem Staate

nicht konfiszieren. (Lebhafter Beifall.) Jeder andere

Minister hätte das ehrliche Bemühen, die Frage in

Ordnung zu bringen. Sie ziehen daraus diese Kon¬

sequenz. Was hätte Ihnen das geschadet, wenn Sie

diese Bemerkung unterdrückt hätten? Aber nein, daß

Sie das anführen, daß Sie damit rechnen, daß irgend¬

eine Gemeinheit gegen die land- und forstwirtschaft-
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lichen Arbeiter schon geschehen wird, die ihnen die Ver¬

sicherung raubt, das bekritteln wir und das ist es, was

uns aufregt, und das ist es, wogegen wir ankämpfen

müssen: dieses unaufrichtige unehrliche System. In der

Form: Ja, die Versicherung ist notwendig. Aber Staats¬

zuschuß: Das wird nicht gehen, da müssen die Länder und

Gemeinden auch mitzahlen. Natürlich, Sie wollen uns

wieder ein Abgabenteilungsgesetz, das ein paar Jahre

verhandelt wird, für die Sozialversicherung bescheeren.

(Spalowsky: Es müssen irgendwo wieder Wahlen

sein!) Schauen Sie, Herr Kollege Spalowsky, wir

werden diese Witze der Arbeiterschaft Mitteilen. Gehen

Sie hinaus in die Versammlung, sehen Sie sich diese

alten Arbeiter an, die einer nach dem andern aufstehen

und schreien, die nicht leben können, die ihr ganzes

Leben ehrlich gearbeitet haben und die auch mit diesen

Kniffen des Amtes um ihre Arbeitslosenunterstützung

gebracht werden. Eine Schande ist es, so etwas zu

erfinden, daß über 60 Jahre alte Arbeiter keine Arbeits¬

losenunterstützung bekommen sollen, weil sie zu alt sind

und ohnedies nicht mehr Unterkommen. Und dabei

sabotiert man die Sozialversicherung. Das ist das System,

gegen das wir ankämpfen, gegen das wir die Arbeiter¬

schaft zunl Kampfe führen werden. Wir haben der

Reaktion abgerungen, den Weg für den Fortschrift frei¬

zumachen. Wir werden auch mit Ihnen und Ihrem

Schmitz fertig werden. (Lebhafter anhaltender Beifall

und Händeklatschen.)

Präsident: Hohes Haus! Der Herr Abg. Dr. Bauer

hat sich darüber beschwert, daß ein Zwischenruf von der

rechten Seite des Hauses vom Präsidenten nicht beachtet

worden sei.

Nach dem stenographischer Protokoll, das ich mir

vorlegen ließ, hat Abg. Spalowsky in einen: Zwischen¬

ruf dem Redner, Abg. Eldersch, entgegengerufen:

„Daß Sie schwindeln, wollte ich feststellen und daß

Hanusch die Wahrheit gesagt hat." Wegen des dem

Abg. Eldersch gemachten Vorwurfes „daß Sie

schwindeln", sehe ich mich veranlaßt, dem Abg. Spalowsky

nachträglich den Ordnungsruf zu erteilen.

Damit ist die Verhandlung über die dringliche Anfrage
beendet.

Nächste Sitzung: Freitag, den 24. Oktober,

11 Uhr vorm. T. O.: Fortsetzung der heutigen.

Schluß der Sitzung: 7 Uhr 5 Min. abends.

Druck der Österreichischen Staatsdruckerei in Wien. 71m
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